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GrausamerTod 

Der Brand bei einem KIK- 
Zulieferer in Pakistan kos¬ 
tete hunderte von Arbeite¬ 
rinnen das Leben. 
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SPD Troika für 
neue Agenda 

Es gab in den letzten Monaten 
keine alternativen Haltungen der 
SPD zu denen der Regierung. 
Wird der Weg zur Großen Koali¬ 
tion gepflastert? 
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Massenprotest in Indien 

50 Millionen Menschen betei¬ 
ligten sich am 20. September an 
landesweiten Aktionen gegen die 
neoliberale Wirtschaftspolitik der 
Zentralregierung. 
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nichts in der Welt macht so 
unfrei wie Armut 

Armutsbericht der Bundesregierung ist Aufruf zum Umverteilen 


D as Arbeitsministerium der 
Bundesregierung hat den Ent¬ 
wurf des aktuellen Armuts-und 
Reichtumsberichts an die Ministerien 
im Bundestag geschickt. Den Spreng¬ 
stoff, den er beinhaltet, haben viele 
Medien in den vergangenen Tagen auf 
den Punkt gebracht: „Die Reichen wer¬ 
den reicher, die Armen ärmer 4 . 4 Offiziell 
ist der Bericht noch nicht, wird doch 
erst am 14. November darüber be¬ 
schlossen. Doch nach dem Willen von 
Kabinett und Kapital wird er folgenlos 
bleiben, schließlich wollen sie die Pra¬ 
xis der Umverteilung fortführen. Dem 
dient der Widerstand in der Berliner 
Koalition gegen den Bericht. Umver¬ 
teilung von unten nach oben war die 
Politik aller Regierungen der vergan¬ 
genen Jahrzehnte. Alle Versuche, diese 
Tendenz umzudrehen, sollen im Keim 
erstickt werden. 

Der vorliegende Entwurf des Berich¬ 
tes bestätigt, was spätestens seit den 
Demonstrationen mit der Losung 
„Gerecht geht anders 44 ohnehin schon 
überall für Gesprächsstoff sorgt. For¬ 
derungen nach mehr Gerechtigkeit, 
nach höheren Steuern für die Reichen 
werden von den Gewerkschaften, den 
sozialen Bewegungen und linken Par¬ 
teien mehr als zu Recht gestellt. Ver¬ 
bal schließen sich diesen Forderungen 
jetzt auch SPD und Grüne an. „Wer 
den Reichen nichts nimmt, kann den 
Armen nichts geben 44 , sagt die DKP 
seit Jahren. 

Der Bericht stellt fest, dass zehn Pro¬ 
zent der Bevölkerung in diesem Land 
55 Prozent des Gesamtvermögens wie 
Immobilien, Geld, Wertpapiere u. ä. be¬ 
sitzen. Der unteren Hälfte der Bevöl¬ 
kerung bleibt nur ein Prozent. Abge¬ 
hängt werden alle, die arbeitslos und 
auf Hartz IV angewiesen sind oder 
die stetig steigende Zahl der Kolle¬ 
ginnen, die von geringfügig bezahlter 
Arbeit leben müssen. Kinderarmut, 
Frauen- und die Altersarmut nehmen 
dramatisch zu. Ebenso zementiert die 
gesamte Flüchtlings- und Asylpolitik 
der herrschenden Politik die Armut 
der Migrantlnnen. Der Bericht mag 
ein Entwurf sein, das Leben in Armut 
oder an der Grenze dazu ist für viele 
Realität. 

Der Schriftsteller Martin Andersen- 
Nexö hat in seinen „Erinnerungen 44 


geschrieben: „Es werden so viele schö¬ 
ne Worte über Freiheit geredet, aber 
nichts in der Welt macht so unfrei wie 
Armut. 44 


Platz der Kinder für Hausaufgaben, 
der täglichen warmen Mahlzeit, dem 
bezahlbaren Sport- und Freizeitange¬ 
bot, der Kultur und Weiterbildung, dem 


akzeptiert, weil in unserer Gesellschaft 
eine Leistungsideologie existiert, nach 
der Reichtum die Belohnung für Leis¬ 
tung ist, und umgekehrt gilt Armut als 
Strafe für Leistungsverweigerung oder 
Leistungsunfähigkeit. Und wenn diese 
Ideologie so stark ist (...), dann führt 
das dazu, dass die Verhältnisse mehr 
oder weniger akzeptiert werden. Und 
dass diejenigen, die weniger haben, 
nicht aufbegehren, nicht protestieren, 
nicht demonstrieren gehen, wie das in 



Frei von Armut sein und heute schon 
über das berühmte „Dach über dem 
Kopf 44 hinaus in jedem Alter ein men¬ 
schenwürdigeres Leben und Arbeiten 
haben - das wäre ein erster Schritt auf 
dem Weg für einen anderen gesell¬ 
schaftlichen Entwurf. 

Armut wird nicht nur am Geld und 
Familieneinkommen bemessen, son¬ 
dern auch an der Möglichkeit am ge¬ 
sellschaftlichen Leben teilzunehmen. 
Es beginnt mit der Schulbildung, dem 


Buch, der Möglichkeit, sich mit Freun¬ 
dinnen zu treffen. Auch die Gesund¬ 
heitsvorsorge und -erhaltung hängt 
für viele Menschen immer mehr vom 
Geldbeutel ab. 

Dies alles zeigt, dass die Zeit reif ist, 
sich gegen die Missstände in unserem 
Land zu wehren. 

Der Sozialwissenschaftler Dr. Chris¬ 
toph Butterwegge hat in einem ARD- 
Interview am 18. September festge¬ 
stellt: „Der Reichtum wird von vielen 


Griechenland, in Spanien und in Por¬ 
tugal der Fall ist. 44 

Für bessere soziale und demokratische 
Lebens- und Arbeitsbedingungen de¬ 
monstrieren und protestieren ist auch 
bei uns aktuell. 

Schließen wir uns Bertolt Brecht an, 
dessen Mutter Courage forderte: „ 
Die armen Leut 4 brauchen Courage! 44 
Kämpfen wir um unser Recht! 

Bettina Jürgensen 


Asylbewerberprotest geht weiter 

NPD greift Aktivistinnen an 


Seit nunmehr zwei Wochen machen 
Asylbewerber mit einem „Marsch 
auf Berlin 44 auf ihre Situation in der 
Bundesrepublik aufmerksam (UZ be¬ 
richtete). Parallel findet eine Bustour 
durch verschiedene Städte statt (Ter¬ 
mine s. Kasten). Über ihre Erlebnisse 
und Begegnungen berichten die Akti¬ 
vistinnen regelmäßig auf ihrer Inter¬ 
netseite http://refugeetentaction.net. 
Am 20. 9. etwa protestierte man/frau 
im Rahmen der Bustour am Düssel¬ 
dorfer Flughafen gegen eine Sammel¬ 
abschiebung in den Kosovo. In einem 
Bericht heißt es: „Für die Bustour 
wurde heute wieder einmal deutlich, 
wie effektiv staatlicher Rassismus 
arbeitet: Die Aktivistinnen der Bus¬ 
tour und lokale Unterstützerinnen 
sammelten sich um 8 Uhr morgens 
am Düsseldorfer Flughafen, um ge¬ 


gen eine Sammelabschiebung in den 
Kosovo zu protestieren ... Rund 30 
Aktivistinnen standen an verschiede¬ 
nen Fracht-Gates des Flughafens, aber 
alles, was sie sehen konnten, war ein 
massives Polizei-Aufgebot und - um 
etwa 9 Uhr - ein leerer Linienbus mit 
Eisengittern, der das Gate verließ. Die 
Deportation wurde so umorganisiert, 
dass der Gefangenenbus nicht an den 
Protestierenden vorbeikam ... Nach 
der Deportation wurde im Flughafen 
zwei Stunden lang demonstriert und 
hauptsächlich vor Check-in-Schaltern 
von Airberlin und Lufthansa deutlich 
auf deren Geschäft mit Sammelab¬ 
schiebung hingewiesen und auch auf 
die enge Verknüpfung von Unterneh¬ 
mens-Profiten und staatlichem Rassis¬ 
mus ... 44 


Zwei Tage vorher war die Fußgruppe 
in Erfurt gewesen. Sie berichtet vom 
Aktionstag, der „mit einer Kundge¬ 
bung und einer Pressekonferenz vor 
dem Thüringer Landtag (begann). 
Im Anschluss führte ein Demonstra¬ 
tionszug von zirka 200 Menschen ... 
durch die Stadt... Die Polizeipräsenz 
bestand zu Beginn lediglich aus sechs 
Beamten, die bei einer Störaktion 
der NPD während der ersten Kund¬ 
gebung vor dem Thüringer Landtag 
sichtlich überfordert waren. Die Ak¬ 
tivistinnen des Protestmarsches ent¬ 
rissen den Neonazis rassistisches Pro¬ 
pagandamaterial und verdrängten sie 
anschließend vom Kundgebungsort. 
Später wurde für den Demonstrati¬ 
onszug die Polizeipräsenz massiv er¬ 
höht. Es stellt sich die Frage, warum 
die Polizei auf solche Vorfälle nicht 


vorbereitet war, da bereits im Vorfeld 
bekannt war, dass die NPD-Bundes- 
geschäftsführung zu solchen Störak¬ 
tionen aufgerufen hatte ... 44 
Beide Aktionen machen Wirksamkeit 
und Notwendigkeit der Aktion deut¬ 
lich. Wir rufen zu weiterer Unterstüt¬ 
zung auf. Adi Reiher 


Marschtermine 

29. 9. Klein Marzehns - 30. 9. Belzig 
(ZEGG) - i.io. Brück (Seminarhaus Alte 
Post) - 2.10. Ferch - 3.10. Potsdam (Frei¬ 
land) - 4.10 Berlin (Zwischenstopp) - 
5.10 Berlin Oranienplatz 

Bus-Tour 

29.9. Hamburg-30.9. Hamburg-1.10. 
Kiel - 2.10. Lübeck - 3.10 Rostock - 4. 
10. Berlin 

(weitere Änderungen möglich) 


Thema der Woche 


Wettrennen 
in der Arktis 


Die Funde an „Seltenen Erden 44 auf 
Grönland haben das Rennen um die 
Vorherrschaft in der Arktis neu er¬ 
öffnet. Sie machen die Region für die 
westlichen imperialistischen Mächte, 
aber auch für Russland und China in¬ 
teressant. Seltene Erden sind unver¬ 
zichtbar für viele moderne Schlüssel¬ 
technologien, der Bedarf steigt stetig. 
Beunruhigend ist die Reaktion der 
EU-Kommission auf einen Rück¬ 
schlag ihrer Bemühungen um die 
grönländischen Bodenschätze: Aus ih¬ 
ren Kreisen war daraufhin von einem 
„Krieg gegen die Chinesen 44 die Rede. 
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Aktionstag Um- 
Fairteilen 



UM ftf/TTEILEN » Ä «i 

Reichtum - 

besleuern HK 


23.9.12: 


Treffpunkte der DKP 

Frankfurt am Main: Kaiserstraße/ 
Ecke Moselstraße (unmittelbar 
am HBF),11.30 Uhr. 

Köln: Roncalliplatz (am Brunnen), 
11.00 Uhr. 

Bochum: Gegenüber dem Haupt¬ 
ausgang des HBF, 11.30 Uhr. 
Hamburg: Johannisstraße - 
zwischen Börse und Rathaus., 
11.00 Uhr 

Bremen: Marktplatz, 11.00 Uhr. 


Immernoch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 

Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 
trachtung 



Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 

einheiztext@t-online.de 
Lesen Sie auch das Interview 
auf Seite 11 


Fortsetzung der 
theoretischen Debatte 
in der DKP 

Am 13. Oktober in Hannover 
(siehe Seite 10) 
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unsere zeit CE 


Castkolumne von Gebhard Hofner 

Verbot „börsenbedingter 
Entlassungen“ 


Zum Ein-mal-eins deutscher Be¬ 
triebsräte gehört die Unterscheidung 
zwischen betriebsbedingten, perso¬ 
nenbedingten und verhaltensbeding- 




Gebhard Hofner ist Gesamtbetriebs¬ 
ratsvorsitzender bei Dematic 


ten Kündigungen. Diese Unterschei¬ 
dung schlägt sich nieder in den Betei¬ 
ligungsrechten der Betriebsräte und 
den Chancen der Betroffenen auf 
gerichtliche Überprüfung der Kündi¬ 
gung sowie die Chance auf Weiterbe¬ 
schäftigung. 

Als „betriebsbedingt“ werden Ent¬ 
lassungen von den Unternehmern 
deklariert, wenn (angeblich) für Pro¬ 
dukte oder Dienstleistungen keine 
Nachfrage besteht. Der Unternehmer 
soll dann eine sog. Sozialauswahl vor¬ 
nehmen und dann die am wenigsten 
geschützten Beschäftigten entlassen. 
Einer der häufigsten Widerspruchs¬ 
gründe der Betriebsräte sind Fehler 
bei dieser Sozialauswahl. Der Unter¬ 
nehmer kann dann zwar die Kündi¬ 
gung aussprechen, aber im besten Fall 
führt das zur Aufhebung der Kündi¬ 
gung durch das Arbeitsgericht und 
zur Weiterbeschäftigung. 

Bei Verhaltens- oder personenbeding¬ 
ten Kündigungen stehen die Chancen 
für die betroffenen Beschäftigten 
schon schlechter. Verhaltensbedingt 
wurde etwa die Kündigung der Kas¬ 
siererin Emily begründet, da sie an¬ 
geblich Pfandbons unterschlagen hat¬ 
te. Personenbedingt werden beispiels¬ 
weise Kraftfahrer gekündigt, denen 
der Führerschein abgenommen wur¬ 
de, da dann eine Weiterbeschäftigung 
(angeblich) nicht möglich sei. 


Viele Betriebsräte haben die Erfah¬ 
rung machen müssen, dass hinter 
den formal vorgetragenen Gründen 
häufig real ganz andere Gründe ste¬ 
cken: unliebsame Mitarbeiter sollen 
entsorgt werden, die Belegschaft soll 
aus olympiareifen, preiswerten jun¬ 
gen Beschäftigten bestehen usw. 

Und schließlich wird Personal ab¬ 
gebaut, weil das die Gewinne oder 
den Börsenkurs erhöhen soll, ohne 
weitere strategische Orientierungen. 
„Zehn Prozent Personalabbau geht 
immer“ - diesen Satz haben viele 
Betriebsräte schon von Geschäfts¬ 
führern vernommen, von Restruktu¬ 
rierung wird dann euphemistisch ge¬ 
sprochen. 

Der Abgeordnete Alain Bocquet in 
Frankreich hatte schon vor mehr als 
zehn Jahren bei einer Parlamentsde¬ 
batte über Entlassungen bei Danone 
von „börsenbedingten Kündigungen“ 
gesprochen. Viele Gewerkschafter 
in Frankreich haben seitdem diesen 
Gedanken aufgegriffen. Im Frühjahr 
2012 hatte die Linksfront im Abge¬ 
ordnetenhaus einen Antrag zu einem 
gesetzlichen Verbot solcher börsen¬ 
bedingter Kündigungen durch pro¬ 
fitable Unternehmen gestellt. Trotz 
Unterstützung durch die Sozialisten 
hatte der Antrag damals keine Mehr¬ 
heit gefunden. 

Jetzt hat die Gruppe der linken und 
republikanischen Abgeordneten ei¬ 
nen erneuten Anlauf unternommen. 
Aktueller Anlass sind 100 000 ange¬ 
kündigte Entlassungen in Frankreich. 
Mit Spannung wird die Positionierung 
der jetzt regierenden Sozialisten dazu 
erwartet. 

Ich denke, es handelt sich nicht um 
ein französisches Phänomen. Erin¬ 
nert sei an Massenentlassungen bei 
der Post und Telekom, bei Siemens, 
den großen hochprofitablen deut¬ 
schen Banken und Versicherungen. 
Es wäre doch ein paar Gedanken 
(und Aktionen) deutscher Gewerk¬ 
schafter wert, eine Forderung nach ei¬ 
nem Verbot (oder steuerlicher Sank¬ 
tionierung) solcher börsenbedingter 
Entlassungen aufzustellen. Die nächs¬ 
te Krise mit Umsatzrückgängen ist in 
Sicht. Sie ließe sich gelassener ange- 
hen, wenn zumindest in den profitab¬ 
len Großunternehmen die Keule von 
„börsenbedingten“ Entlassungen 
nicht geschwungen werden könnte. 


Zamek-Aktion vor dem Rathaus 

SPD-Appell zur Beendigung des Arbeitskampfes“ 


Das Verhältnis von selbstbewussten Ar¬ 
beitern und Gewerkschaftern einerseits 
und Reden im Rathaus war in Düssel¬ 
dorf akustisch, optisch und inhaltlich 
eindeutig: Vor dem Rathaus wurde bei 
den Kolleginnen und Kollegen von Za- 
mek Kampfkraft sichtbar. Im großen 
Ratssaal dagegen wurde der Tagesord¬ 
nungspunkt 42.f „Resolution zum Ar¬ 
beitskampf bei Zamek“ gar nicht erst 
aufgerufen. 

Breit war die Brust und breit war die 
Solidarität vor dem Rathaus. Transpa¬ 
rente, Fahnen und Lautsprecher ver¬ 
kündeten: „Zamek-Kollegen lassen 
sich Lohnanteile und Arbeitsplätze 
nicht nehmen.“ Seit Wochen bekundet 
die NGG-Streikzeitung Ausgabe für 
Ausgabe Solidaritätsschreiben aus den 
eigenen Reihen, aus anderen Gewerk¬ 
schaften und aus der Politik. Vor dem 
Rathaus gab es denn auch den dicken 
Zuspruch aus dem ver.di-Lager. Soli¬ 
daritätserklärungen gab es schon vor¬ 
her von der DKP und der Partei „Die 
Linke“. 

Die „Rheinische Post“ und die „Welt“ 
beschwichtigten in hohen Auflagen: Die 
Zamek-Suppe wird nicht so heiß gelöf¬ 
felt, wie sie auf den Tisch kommt. Streik 
sei eigentlich unnötig. Die Firmenlei¬ 
tung bewege sich doch. Gestandene 
Gewerkschafter kennen diese Kom¬ 
munikationsstrategie als Beschwichti- 
gungs- und Ablenkungsversuche. Eine 
Verlagerung von Arbeitsplätzen von 


Düsseldorf weg nach Dresden ist längst 
nicht vom Tisch. 

Die SPD reichte als Vorlage 01/159/2012 
eine „Resolution zum Arbeitskampf bei 
Zamek“ für die öffentliche Sitzung ein. 
Nach der Regel „Einerseits-anderer- 
seits“ verteilte sie nach beiden Seiten. 
Es handele sich um einen „eskalieren¬ 
den Konflikt zwischen Geschäftsfüh¬ 
rung und Beschäftigten“. Einige Kol¬ 
legen fragten sich, warum die SPD bei 
diesem Konflikt nicht eindeutig den 
Verursacher nennt. Schließlich stellt die 
SPD fest, dass „dieser Konflikt“ nicht 
nur „dem Ansehen der Stadt sondern 
auch dem Ruf des Traditionsunterneh¬ 
mens“ schade, zumal Zamek sich auch 
als Sponsor in Düsseldorf gezeigt habe. 
Im sozialpartnerschaftlichen Denken 
verhaftet fordert die SPD: „Der Rat 
appelliert deshalb eindringlich an die 
Geschäftsführung und die Eigentümer 
auf der einen Seite sowie die Gewerk¬ 
schaft NGG und die Beschäftigten auf 
der anderen Seite, wieder an den Ver¬ 
handlungstisch zurück zu kehren.“ Und 
zum Schluss wird der Oberbürgermeis¬ 
ter aufgefordert, die Beteiligten „zur 
Beendigung des Arbeitskampfes zu 
bewegen“. 

Da der Tagesordnungspunkt vom Ober¬ 
bürgermeister zu fortgeschrittener 
Stunde nicht mehr aufgerufen wurde, 
kam die SPD auch nicht mehr dazu, ih¬ 
ren Appell zu begründen. 

Uwe Koopmann 


Zeit zum Umverteilen 


Armut und Reichtum sind die Kehrseiten der gleichen Medaille 


D ie Reichen werden - trotz Kri¬ 
se - immer reicher und die Ar¬ 
men immer ärmer. Das ist nicht 
neu. Schon Bert Brecht wusste, dass 
Arm und Reich sich gegenseitig be¬ 
dingen. 

Reichtum und Armut sind die bei¬ 
den Kehrseiten des Kapitalismus. Das 
durchschnittliche Vermögen eines 
Haushaltes beläuft sich in Deutschland 
auf 118 000 Euro, wobei es hier gro¬ 


Zeitverlauf immer weiter gestiegen“. 
1998 belief er sich noch auf 45 Prozent, 
2008 besaß diese Gruppe der reichsten 
Haushalte bereits mehr als 53 Prozent 
des Nettogesamtvermögens. Die unte¬ 
re Hälfte der Haushalte verfüge hin¬ 
gegen nur über rund ein Prozent des 
gesamten Netto Vermögens. 

Parallel zur Profitexplosion sind seit 
Einführung von Hartz IV der Nied¬ 
riglohnsektor und der Anteil prekärer 


zettel des Kapitals. Bundeskanzler 
Gerhard Schröder senkte die Spitzen¬ 
steuersätze dramatisch und Kanzlerin 
Angela Merkel reduzierte die Erb¬ 
schaftssteuer. Das sind nur zwei Bei¬ 
spiele, wie es für die Reichen und Su¬ 
perreichen in unserem Lande möglich 
wurde immer noch reicher zu werden. 
Mit einem Bündel von Deregulie¬ 
rungsmaßnahmen und drastischem 
Sozialabbau und der Schaffung eines 



ße Unterschiede zwischen West und 
Ost gibt: Die Haushalte in den alten 
Ländern verfügen rein statistisch über 
durchschnittlich 132 000 Euro, die im 
Osten der Republik hingegen nur über 
55 000 Euro. 

Aber das mit den Durchschnittszah¬ 
len ist bekanntlich halt so eine Sa¬ 
che: Der Blick auf unser eigenes Kon¬ 
to bzw. in unseren schwindsüchti¬ 
gen Geldbeutel zeigt uns: Wir haben 
keine 118 000 Euro und auch keine 
55 000 Euro. In Wirklichkeit haben ei¬ 
nige wenige bundesdeutsche Reichen- 
Haushalte ungeheuer viel Geld aufge¬ 
häuft. Und viele besitzen wenig, nichts 
oder haben sogar Schulden. 

Durch Deutschland 
geht ein tiefer Riss 

Der neue Reichtums- und Armutsbe¬ 
richt der Bundesregierung bestätigt 
diese Tatsache quasi regierungsamtlich 
und lässt nur einen Schluss zu: Durch 
Deutschland geht ein tiefer Riss. Der 
private Reichtum in Deutschland - 
so der Reichtumsbericht - wird im¬ 
mer größer, das Vermögen des Staates 
schmilzt und diejenigen, die den ge¬ 
sellschaftlichen Reichtum erarbeiten, 
werden ärmer bzw. gehen leer aus. Die 
Analyse, die alle vier Jahre erscheint, 
wurde vom Bundesarbeitsministerium 
vorgelegt. Während das Nettovermö¬ 
gen des deutschen Staates zwischen 
Anfang 1992 und Anfang 2012 um 
über 800 Milliarden Euro zurückging, 
hat sich das Nettovermögen der priva¬ 
ten Haushalte von knapp 4,6 auf rund 
10 Billionen Euro mehr als verdop¬ 
pelt. Das Sinken der Vermögenswerte 
der öffentlichen Haushalte sei bereits 
seit zwei Jahrzehnten zu beobachten, 
so der Bericht. In Folge der Rettungs¬ 
maßnahmen als Reaktion auf die Fi¬ 
nanz- und Wirtschaftskrise sei „eine 
Verschiebung privater Forderungen 
und Verbindlichkeiten in staatliche 
Bilanzen feststellbar“. 

Das private Nettovermögen hat sich 
allein zwischen 2007 und 2012 um 
1,4 Billionen Euro erhöht. Selbst der 
Regierungsbericht bemerkt „eine sehr 
ungleiche Verteilung der Privatvermö¬ 
gen“ in unserem Lande. So vereinten 
„die vermögensstärksten zehn Prozent 
der Haushalte über die Hälfte des ge¬ 
samten Netto Vermögens auf sich“. Der 
Anteil des obersten Zehntels sei „im 


Beschäftigung exorbitant gestiegen. 
Zu Beginn der 70er Jahre betrug der 
Anteil der abhängig Beschäftigten am 
Volkseinkommen wenigstens noch fast 
72 Prozent, 2008 lag diese sogenannte 
Lohnquote bei immerhin noch rund 
62 Prozent. Inzwischen ging die Um¬ 
verteilung von unten nach oben aber 
ungeniert weiter. 

Wie kam es dazu? Während in den letz¬ 
ten zehn Jahren die Reallöhne stag¬ 
nierten bzw. sogar sanken, sind die Un¬ 
ternehmensgewinne um über 50 Pro¬ 
zent gestiegen. Die bundesdeutschen 
Millionäre besitzen heute zusammen 
über 2,2 Billionen Euro an Geldver¬ 
mögen - mehr als Bund, Länder und 
Kommunen zusammen an Schulden 
haben. Der Staat hat, durch seine die 
Reichen begünstigende Steuerpolitik, 
seit dem Jahr 2000, sich dieses ekla¬ 
tante Einnahmeproblem erst selbst 
geschaffen. Auf Grund der leeren öf¬ 
fentlichen Kassen verödet die soziale 
Infrastruktur, immer mehr Schwimm¬ 
bäder, Bibliotheken, Frauenprojekte, 
Altenclubs und Gesundheitszentren 
usw. fallen dem Rotstift zum Opfer. 
Der Staat verschuldet sich immer mehr 
bei den Reichen. Inzwischen muss je¬ 
der Fünfte zu einem Niedriglohn ar¬ 
beiten. Treibende Kraft für den Nied¬ 
riglohn ist die sogenannte atypische 
Beschäftigung, fast 50 Prozent der so 
Beschäftigten, müssen zu einem Nied¬ 
riglohn arbeiten, bei den Minijobbern 
sind es sogar 84 Prozent und bei den 
Leiharbeitern 68 Prozent. Die atypi¬ 
sche Beschäftigung hat sich in den letz¬ 
ten 20 Jahren fast verdoppelt, während 
bei den normal Beschäftigten drei Mil¬ 
lionen Arbeitsplätze verloren gingen. 

Der Niedriglohnsektor 
verfestigt sich 

2010 schufteten schon 7,9 Millionen, 
für weniger als 9,15 Euro in der Stun¬ 
de. Wer erst einmal im Billiglohnsek¬ 
tor gelandet ist, hat dann kaum eine 
Chance je der Spirale aus atypischer 
Beschäftigung, niedrigen Einkommen, 
Arbeitslosigkeit und niedriger Rente 
zu entkommen. Die Schere zwischen 
arm und reich öffnet sich immer weiter 
und zerschneidet die soziale Reißleine. 
Die Verantwortung für diese Entwick¬ 
lung trägt die informelle große Koaliti¬ 
on von CDU/CSU, FDP, SPD und Grü¬ 
ne. Willfährig bedienen sie die Wunsch¬ 


großen Niedriglohnsektors wurde die 
BRD zum Schlaraffia für das Kapital. 
Während die Kapitalisten im Überfluss 
schwelgen und nicht wissen, wohin mit 
dem uns abgepressten Geld, kommen 
die Beschäftigten mit ihrem Einkom¬ 
men kaum noch über die Runden. Für 
Rücklagen bleibt nichts über. 

Kanzler Ludwig Erhards Predigt vom 
„Wohlstand für alle“ war von Anfang 
an nichts als Propaganda zur Verschlei¬ 
erung der kapitalistischen Profitwirt¬ 
schaft. Die Kinder der Mehrheit wach¬ 
sen in eine ungesicherte Zukunft. Der 
Nachwuchs der Reichen hat dagegen 
von Geburt an eine Wohlstandsgaran¬ 
tie, abgesichert durch Privatschule, Ta¬ 
lentförderung und dicker Erbschaft. 
Bis 2020 werden in Deutschland Ver¬ 
mögensbestände im Wert von 2,6 Bil¬ 
lionen Euro vererbt werden. Aber in 
gerade einmal 0,2 Prozent der Fäl¬ 
le umfasst eine Erbschaft mehr als 
250 000 Euro. In neun Prozent der Fäl¬ 
le wird gar kein Vermögen oder es wer¬ 
den gar Schulden vererbt. So zemen¬ 
tierten sich Armut und Reichtum. Die 
Verfassung wird mit Füßen getreten 
und der Sozialstaat zum Papiertiger. 

Zeit sich zu wehren 

Es ist höchste Zeit, den Reichtum um¬ 
zuverteilen. Die vom Reichtums- und 
Armutsbericht der Regierung bestä¬ 
tigte Konzentration des Reichtums 
ist in höchstem Maße asozial und un¬ 
fair, aber systemisch. Im kapitalisti¬ 
schen Wirtschaftssystem ist der Pro¬ 
fit und nicht der Mensch der Maßstab 
aller Dinge. Anders macht Kapitalis¬ 
mus aber keinen Sinn. Deshalb muss, 
wer den Reichtum umverteilen will, 
Reichen mächtig auf die Füße tre¬ 
ten. Es ist gut, dass es die Kampag¬ 
ne Um,, fair “teilen gibt, die jetzt das 
Thema hoffentlich massenhaft in die 
öffentliche Diskussion bringt. Das 
Bündnis aus ver.di, GEW, Paritäti¬ 
schem Wohlfahrtsverband, attac und 
anderen ruft jetzt zum Aktionstag am 
29. September 2012 auf. Auf fünf regi¬ 
onalen Kundgebungen in Berlin, Ham¬ 
burg, Frankfurt, Köln und Bochum, die 
durch rund 30 lokale Aktionen ergänzt 
werden, soll der gemeinsamen Forde¬ 
rung nach einer „faireren“ Vermögens¬ 
verteilung Nachdruck verliehen wer¬ 
den. Treffen wir uns dort?! 

Manfred Dietenberger 
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Hunderte Brandopfer bei kik-Zulieferer in Pakistan 


kik-Markenetiketten in Fabrik gefunden - Kampagne ruft Markenunternehmen zum Handeln auf 



D as Unternehmen Ali Enterpri¬ 
ses in Karachi, bei dessen Brand 
Mitte September fast 300 Men¬ 
schen starben, hat Jeans für den Bil¬ 
ligeinzelhändler kik produziert. Unge¬ 
fähr 650 Beschäftigte arbeiteten in der 
Fabrik, als das Feuer ausbrach. „Ver¬ 
schlossene Notausgänge, vergitterte 
Fenster und versperrte Treppenhäuser 
führten dazu, dass fast die Hälfte der 
Arbeiterinnen starb, stellt die „Kam¬ 
pagne für Saubere Kleidung“ in einer 
Presseerklärung fest. Weitere verletz¬ 
ten sich, als sie vom obersten Stock¬ 
werk des Gebäudes sprangen. Die Fa¬ 
brik war nicht offiziell registriert und es 
hatten keine Gebäudeprüfungen oder 
Regierungsinspektionen stattgefun¬ 
den. Die Eigentümer der Fabrik sind 
des Mordes angeklagt worden. 

Die National Trade Union Federation 
aus Pakistan ruft die Behörden dazu 
auf, kik und alle anderen Käufer, die in 
der Fabrik produzieren ließen, wegen 
strafbarer Fahrlässigkeit anzuklagen. 
Die „Kampagne für Saubere Kleidung/ 
Clean Clothes Campaign“ ist entsetzt 
und empört darüber, dass kik in seinen 
Zulieferfabriken die Sicherheit der Be¬ 
schäftigten nicht garantieren konnte. 
„Diese Arbeiterinnen haben auf grau- 
samst vorstellbare Weise während der 
Produktion von Jeans für europäische 
Konsumentinnen ihr Feben verloren“, 
sagte Fars Stubbe von der Kampagne 
für Saubere Kleidung. „Das Fehlen ei¬ 
ner öffentlichen Stellungnahme, in der 
Bedauern über das Geschehen und die 
dringend erforderliche Unterstützung 
der Opfer zum Ausdruck kommen, 
zeigt, dass kik es an Respekt und Sor¬ 
ge für die Arbeiterinnen in seinen Zu¬ 
lieferketten mangeln lässt.“ 


Am Wochenende nach dem Brand 
waren in der Fabrik Textilien mit dem 
Etikett und Togo von „Okay“ gefun¬ 
den worden. Diese Marke wird in kik- 
Geschäften in Deutschland, Österreich 
und Osteuropa verkauft. Die „Kam¬ 
pagne für Saubere Kleidung“ fordert 
kik auf sich zu seiner Verantwortung 
zu bekennen und unmittelbar mit der 


Aufklärung der Brandursache zu be¬ 
ginnen, für Entschädigungen der Op¬ 
fer zu sorgen, einschließlich sofortiger 
medizinischer Behandlung und Ent¬ 
schädigungszahlungen, und eine um¬ 
fassende Sicherheitskontrolle seiner 
übrigen Zulieferer durchzuführen. 
„Die ausländischen Käufer interes¬ 
sieren sich nicht für die Arbeitsbedin¬ 


gungen in den hiesigen Fabriken“, sagte 
Nasir Mansoor von der National Trade 
Union Federation von Pakistan. „Eine 
30-minütige Inspektion in der Fabrik 
hätte ausgereicht, um festzustellen, 
dass die Arbeiter über keine der Ein¬ 
richtungen verfügen, deren Existenz 
die Eigentümer in den (an die Käufer 
gesandten) Dokumenten behaupten.“ 


kik ist Deutschlands siebtgrößter Tex¬ 
tileinzelhändler mit über 3 200 Ge¬ 
schäften in acht europäischen Fändern 
und einem Umsatz von über 1,69 Milli¬ 
arden Euro (2011). Obgleich es angibt, 
einen Verhaltenskodex für Zulieferer 
zu haben, hat dieser Vorfall auf tra¬ 
gischste Weise gezeigt, dass Marken¬ 
unternehmen wie kik nicht in der Tage 
sind, ihre Zulieferketten in angemesse¬ 
ner Weise zu kontrollieren. 

Die Koordinatorin der Kampagne für 
Saubere Kleidung, Christiane Schnura, 
erklärt zu der Brandkatastrophe ge¬ 
genüber der UZ: „Feider sind derar¬ 
tige Brände mit Toten und Verletzten 
keine Einzelfälle. Verstellte Notaus¬ 
gänge, fehlender Brandschutz und im 
Extremfall abgeschlossene Türen ver¬ 
hindern, dass sich die Arbeiterinnen 
retten können. Uns erzählen Näherin¬ 
nen immer wieder, dass sie die Fabrik 
erst verlassen dürfen, wenn der Auf¬ 
trag erledigt ist. Da wird dann auch 
mal der Ausgang verschlossen. Die 
Auftraggeber sitzen in den reichen In¬ 
dustrieländern. Sie drohen mit hohen 
Konventionalstrafen, sollte der Auf¬ 
trag nicht fristgerecht geliefert wer¬ 
den. Oder aber sie nehmen die Ware 
bei verspäteter Fieferung nicht mehr 
ab. Dies, obwohl die gesamte Fieferung 
vom Produzenten vorfinanziert wer¬ 
den muss, vom Stoff über das Nähgarn 
bis zum Föhn. Da entsteht ein Druck, 
der eins zu eins an die Näherinnen wei¬ 
tergegeben wird. Die Verantwortlichen 
solcher Tragödien, wie jetzt in Pakistan, 
sitzen in den Konzernetagen der gro¬ 
ßen Bekleidungsunternehmen. Ihnen 
geht Profit vor Arbeitsschutz- und Ar¬ 
beitssicherheit“. 

Gerhard Ziegler 


Schlussverkauf beim Personal 

Immer weniger Arbeitsplätze bei Karstadt 



B ei Karstadt reißen die Horrormel¬ 
dungen nicht ab. Kaum ist der Sa¬ 
nierungsvertrag zum 31. August 
2012 abgelaufen, verkündete der Chef 
des Handelskonzerns, Andrew Jen- 
nings, weitere 2 000 Vollzeitarbeits¬ 
plätze bis Ende 2014 zu vernichten. 
Seit kurzem steht auch fest, dass der 
Konzern seine Multimediaabteilungen 
schließen wird. Betroffen sind noch¬ 
mals 450 Mitarbeiter. Das dürften mehr 
als 4 000 Arbeitsplätze sein, wenn man 
den hohen Anteil an Teilzeitkräften be¬ 
rücksichtigt. Übrig blieben rund 20 000 
Beschäftigte, für die sich die Arbeits¬ 
verdichtung noch einmal kräftig erhö¬ 
hen wird. 

Nach Aussage Jennings soll der Stel¬ 
lenabbau durch Frühpensionierung, 
Nichtverlängerung von Arbeitsverträ¬ 
gen oder durch freiwilliges Ausschei¬ 
den erreicht werden. Insbesondere 
die letzte Äußerung aus der Zentrale 
in Essen macht mehrere Betriebsräte 
und die Gewerkschaft ver.di hellhörig. 
Zu gut ist den Interessenvertretern vor 


Ort bekannt, wie solche „Freiwilligkei¬ 
ten“ umgesetzt werden. Schon immer 
hat der Konzern versucht, durch „Ein¬ 
zelgespräche“ mit den Betroffenen auf 
diese Art Personalvorgaben umzuset¬ 
zen. Damit würde die Mitbestimmung 
der Betriebsräte in den Filialen ausge¬ 
hebelt und Sozialpläne umgangen. 

Die Gewerkschaft ver.di kritisierte 
den angekündigten Stellenabbau und 
die betriebsbedingten Kündigungen 
scharf. Sie verweist auf eine fachge¬ 
rechte und notwendige Beratung, die 
gerade Warenhauskunden wünschten. 
„Durch den Stellenabbau tritt aber ge¬ 
nau das Gegenteil ein“, so eine ver.di 
Sprecherin. 

Luxushäuser vor dem Verkauf? 

Neben dem jetzt angekündigten Perso¬ 
nalabbau hält sich bei der Warenhaus¬ 
kette hartnäckig das Gerücht, die Pre¬ 
mium- und Sporthäuser zu verkaufen. 
Trotz sofortigem Dementi des Eigen¬ 
tümers Nicolas Berggruen aufgrund ei¬ 
nes Berichtes im Nachrichtenmagazin 


„Der Spiegel“ befürchten Mitglieder 
des Gesamtbetriebsrates und Betriebs¬ 
räte, dass die Pläne noch nicht ad acta 
gelegt sind. Wegen der schleppenden 
Informationspolitik der Konzernspitze 
sehen die Belegschaftsvertreter Häu¬ 
ser, wie Hamburg Mönckebergstraße 
oder das KaDeWe in Berlin, gefährdet. 
„Dies führt nicht gerade zu einer bes¬ 
seren Motivation im Arbeitsalltag ei¬ 
ner Verkäuferin“ erklärte ein Betriebs¬ 
rat des Berliner Nobelhauses am Kuh¬ 
damm die Situation im Gespräch mit 
der UZ. „Man fordere deshalb Jared 
Bluestein, Vorsitzender des Aufsichts¬ 
rates, im Oktober auf, die Karten auf 
den Tisch zu legen“. Hintergrund sind 
Verhandlungen mit der Qatar Holding 
sowie der George Weston Fimited aus 
Kanada über einen Verkauf der Premi- 
um-Häuser. Erst vor zwei Jahren wur¬ 
de der Handelsriese in drei eigenstän¬ 
dige Bereiche, Premium - Waren- und 
Sporthäuser, aufgeteilt. 

Personal im Restaurant 
wird ausgegliedert 

Ab 1. Oktober trennt sich Karstadt von 
1 400 Gastronomie-Beschäftigten, um 
sie dann wieder zu schlechteren Be¬ 
dingungen einzustellen. Neue Ar¬ 
beitsverträge bekommen die Köche 
und Servicekräfte von der Tochterfir¬ 
ma Fe Buffet. Zukünftig sollen 40 statt 
37,5 Stunden in der Woche für weniger 
Geld und Urlaub gearbeitet werden. 
Ab 2014 gilt dann nur noch der Tarif¬ 
vertrag der Gewerkschaft, Nahrung, 
Gaststätten und Genuss (NGG). Infor¬ 
miert wurden die Betroffenen kurzfris¬ 
tig durch das Management per Brief. 
Im Jahre 2006 hatte ver.di mit dem seit 
2010 insolventen Arcandor Konzern 
einen Sanierungsvertrag vereinbart. 
Darin mussten die Beschäftigten auf 
Weihnachts- und Urlaubsgeld sowie 
auf den gültigen Flächentarifvertrag 
verzichten. 

Rund 12 Prozent Reallohnverlust über 
die Jahre waren die Folge. 

Insgesamt brachte dies dem Einzel¬ 
handelsgiganten rund 150 Millionen 


Euro. Hinzu kommen Einsparungen in 
Höhe von etwa drei Millionen durch 
die jetzige Ausgliederung der Restau¬ 
rants. 160 Millionen will laut Konzern¬ 
meldung Nicolas Berggruen in ausge¬ 
suchte Filialen investieren. Verschwie¬ 
gen wird dabei, dass ein Großteil der 
Investitionen damit von den Beschäf¬ 
tigten selbst finanziert wurde. Karstadt 
besitzt 86 Warenhäuser, 28 Sportfilia¬ 


len und drei „Vorzeigehäuser“. Zu den 
Fuxushäusern gehört das KaDeWe in 
Berlin, das Alsterhaus in Hamburg und 
Oberpollinger in München. Berggruen 
hatte Karstadt im Jahre 2010 für einen 
Euro vom Insolvenzverwalter gekauft. 

Herbert Schedlbauer 


Lloyd-Werft droht Arbeitern und 
Angestellten mit Rauswurf 

Neues Konzept dient zur Erpressung der Belegschaft 


Die Geschäftsführung der Floyd-Werft 
in Bremerhaven hat nach einem Flug¬ 
blatt des Betriebsrates allen Mitarbei¬ 
tern die Pistole auf die Brust gesetzt, 
die das zukünftige Werftkonzept nicht 
unterschreiben: Keine Unterschrift be¬ 
deutet dann die Entlassung. 

Dabei geht es um extrem verschlech¬ 
ternde Arbeitsbedingungen, wie: 
40-Stunden-Woche ohne Fohnaus- 
gleich, Verzicht auf Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld und Aufgabe der Ta¬ 
rifbindung. 

Wer die Bedingungen nicht annimmt, 
der soll zum 31. August 2013 gehen. 
Doch auch die, die bleiben wollen, be¬ 
kommen keine Garantie ihre Jobs auf 


der Werft zu behalten. Der Betriebs¬ 
rat spricht von „Rückkehr zum Skla¬ 
venmarkt“. 

Der Hintergrund: Künftig sollen auf 
der Werft keine Schiffe mehr repa¬ 
riert werden. Dafür setzt die Unter¬ 
nehmensführung auf Umbau, Fertig¬ 
bau, die Offshore-Windkraft und den 
Yachtbau. Für diese Strategie wird die 
Werft wahrscheinlich auch noch die 
Unterstützung des Fandes in Anspruch 
nehmen - und bekommen? 

Die DKP Bremen solidarisiert sich 
mit den Kolleginnen und Kollegen 
der Floyd-Werft gegen den Versuch 
des Fohnraubs und Entrechtung der 
Belegschaft. Katrin Alapas 


Bottroper Bürger verteidigen Schwimmbad 

Über 15 000 Unterschriften übergeben 


In Bottrop hat sich ein breiter Wider¬ 
stand gegen das kommunale Spar¬ 
diktat entwickelt, konkret gegen die 
Streichung der kommunalen Zuschüs¬ 
se für das Stenkhoffbad. 15 432 Un¬ 
terschriften konnte die Initiative zur 
Rettung des Freibades dem Bürger¬ 
meister überreichen. Einer der Initi¬ 
atoren, der Fraktionsvorsitzende der 
DKP im Bottroper Stadtrat, Michael 
Gerber, nannte dies ein „eindrucks¬ 
volles Signal“. 

Das Stenkhoffbad ist das einzige Frei¬ 
bad in Bottrop. Besonders als Famili¬ 
enbad ist das Stenkhoff bei jung und 
alt beliebt. Dies zeigen auch die Be¬ 
sucherzahlen in der Vergangenheit. 


In einem warmen Sommer besuchen 
über 70 000 Gäste, darunter bis zu 
36 000 Kinder und Jugendliche, das 
Freibad. Im Mehrjahresdurchschnitt 
sind es 44 000 Badegäste. Trotz gestie¬ 
gener Eintrittspreise ist es immer noch 
preiswerter, als die Freibäder in Nach¬ 
barstädten. 

Ungeachtet dieses massenhaften Pro¬ 
tests der Bürger hat der Bottroper 
Haupt- und Finanzausschuss in der 
vergangenen Woche die Streichung 
des Zuschusses für das Bad beschlos¬ 
sen. Die Bürgerinitative bereitet nun 
einen Bürgerentscheid zum Erhalt des 
Bades vor. - ler 
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Du und deine Kriegswelt 

Zum Auftakt der bundesweiten Akti¬ 
onswoche für militärfreie Bildung und 
Forschung protestierte das Hamburger 
Bündnis „Bildung ohne Bundeswehr 
(BoB)“ am 22. September gegen die 
großflächige Präsenz der Bundeswehr 
auf der Messe „Du und deine Welt“. 
( http://antimilaktionswoche.wordpress . 
com/) 

Zum Messeauftakt entfalteten Akti¬ 
vistinnen vor dem Eingang Süd der 
Messehallen ein Transparent mit der 
Aufschrift „Kein Werben fürs Ster¬ 
ben - Bundeswehrauftritte stoppen“. 
Gleichzeitig wurden Flugblätter an 
Besucher verteilt und von diesen inte¬ 
ressiert entgegengenommen. 
Unbekannte hatten zudem literweise 
Kunstblut vor dem Haupteingang ver¬ 
schüttet und lautstark vermittelt, dass 
sie mit ihrer Aktion auf die zahlreichen 
Opfer der Auslandseinsätze der Bun¬ 
deswehr aufmerksam machen wollten. 
„Die Bundeswehr hat auf dieser Mes¬ 
se genauso wenig zu suchen wie in 
Schulen und an anderen öffentlichen 
Orten“, so das Mitglied des Bündnis¬ 
ses Bildung ohne Bundeswehr (BoB) 
Christin Bernhold. „Die Bundeswehr 
ist aggressiver Akteur in Kriegen, in 
denen rücksichtslos für die Interessen 
von Konzernen und westlichen Staaten 
Menschen ermordet und natürliche Le¬ 
bensgrundlagen vernichtet werden. Wir 
setzen uns dagegen ein, dass sie sich als 
ganz normaler Arbeitgeber inszeniert. 
Die Offiziere wollen Akzeptanz für 
Kriege schaffen und neue Rekruten 
werben - dabei nutzen sie schamlos die 
Perspektivlosigkeit vieler Jugendlicher 
aus“, so Bernhold weiter. 


Ratschlag der Gewerk¬ 
schaftslinken 

Weit mehr als 100 Teilnehmer trafen 
sich am vergangenen Wochenende in 
Frankfurt zum „Ratschlag“. 
Veranstalter waren die „Initiative zur 
Vernetzung der Gewerkschaftslinken“ 
und neben anderen auch die AG Be¬ 
trieb und Gewerkschaft der Partei „Die 
Linke“ und der DKP-Arbeitskreis Be¬ 
trieb und Gewerkschaft. 

Auffällig - im Gegensatz zu den Tref¬ 
fen der letzten Jahre - war eine stärke¬ 
re Beteiligung junger Kolleginnen und 
Kollegen und vieler hauptamtlicher 
Gewerkschaftssekretäre, vor allem von 
ver.di und IG Metall. 

Referate von Frank Deppe zu „Ge¬ 
werkschaftspolitik in der Krise“ und 
von Bernd Riexinger, dem neuen Co- 
Vorsitzenden der PDL zu „Aufgaben 
und Initiativen der Linken in den Ge¬ 
werkschaften mit einer sehr kritischen 
Bestandsaufnahme wurden aufmerk¬ 
sam zur Kenntnis genommen und teil¬ 
weise durchaus selbstkritisch diskutiert. 
Wie bereits in der Eröffnungsrede von 
Hans Kroha für die Initiative angedeu¬ 
tet, verständigten sich die Teilnehmer 
darauf, in den Gewerkschaften dafür zu 
wirken, dass sie sich - auch gemeinsam 
mit anderen - gegen die massive Um¬ 
verteilung von unten nach oben, die in 
der Krise noch verschärft wird, und den 
Abbau demokratischer und Arbeiter¬ 
rechte wehren. 

Ein weiterer inhaltlicher Schwerpunkt 
für die Gewerkschaftslinken wird in 
der Frage der Arbeitszeitverkürzung 
(und natürlich auch der Ablehnung 
der Rente mit 67) gesehen, ebenso wie 
in der Zurückdrängung prekärer Ar¬ 
beitsverhältnisse, die die Gewerkschaf¬ 
ten schwächen, und der Ablehnung der 
Leiharbeit. 

Dabei wurde auch z.T. heftige Kritik 
an der Politik mancher Gewerkschafts¬ 
führungen geübt, die sich immer noch 
nicht von Illusionen in Sozialpartner¬ 
schaft verabschiedet haben, und in Co- 
Management mit Kapital und Kabinett 
„gestärkt aus der Krise herauskom¬ 
men“ wollen. Stärker als auf vorange¬ 
gangenen Konferenzen wurde jedoch 
herausgestellt, dass dies nicht nur ein 
Problem der Gewerkschaftsführungen 
sei. 

★ 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass 
diese Konferenz nach Jahren des 
Rückgangs optimistischer für einen 
Aufschwung der Arbeit der Gewerk¬ 
schaftslinken stimmt. 


II 


Starker Schmerz im Schritt" 

Freispruch für jungen Kommunisten in Göttingen 


A m Donnerstag, 20. 9., fand vor 
dem Amtsgericht Göttingen ein 
Prozess gegen Trawfik L. statt, 
weil er angeblich einen Beamten der 
Polizei bei einem Polizeieinsatz in der 
Uni Göttingen verletzt haben sollte. 
Da dieser Vorwurf nicht nachweisbar 
war, sprach der Amtsrichter Trawfik 
frei. Selbst die Staatsanwältin konnte 
ihre Anklage nach Einsichtnahme in 
vorgeführte Videos nicht aufrecht er¬ 
halten. 

Es ist nicht das erste Mal, dass das Poli¬ 
zeipräsidium Göttingen Anklagen ver¬ 
anlasst hat, die nicht beweisbar waren. 
Seit einiger Zeit scheint es eine Spezi¬ 
alität der Göttinger Polizei zu sein, un¬ 
beweisbare Verdächtigungen gegen 
Linke zur Anklage zu bringen. Vor 
allem, wie aufmerksame Beobachter 
feststellen können, seit der gegen¬ 
wärtige Polizeipräsident von Göttin¬ 
gen der frühere stellvertretende Prä¬ 
sident des Landesamtes für Verfas¬ 
sungsschutz Niedersachsen ist. 

Der niedersächsische Innenminister 
Schünemann ist schon seit längerem 
ein Verfechter der Verquickung von 
Polizei und Verfassungsschutz, wenn 
es gegen links geht. Bei Beobachtung 
der rechten Szene dagegen weiss na¬ 
türlich eine Institution nichts von 
der anderen. Siehe NSU-Unterstützer 
aus dem Bereich der Polizeiinspektion 
Stadthagen (im Bereich der Polizeidi¬ 
rektion Göttingen). Nebenstehend do¬ 
kumentieren wir Auszüge aus der Ver¬ 
teidigungsrede von Trawfik. 

In der „Niedersächsischen Allgemei¬ 
nen“ heißt es zu dem Prozess unter 
anderem: „Im Gegensatz zu vielen 
ähnlichen Verfahren waren die Pro¬ 
zessbeteiligten diesmal nicht nur auf 
Zeugenaussagen angewiesen, sondern 
konnten sich ein Bild von dem Ge¬ 
schehen machen: Sowohl die Polizei 
als auch die Rechtsanwältin des Ange¬ 
klagten hatten dem Gericht Videoauf¬ 
nahmen von dem Gerangel zur Verfü¬ 
gung gestellt. 

Damals hatten Demonstranten ver¬ 
sucht, in den Uni-Hörsaal vorzudrin¬ 
gen, um die vom CDU-nahen „Ring 


Christlich Demokratischer Studenten“ 
(RCDS) initiierte Veranstaltung mit 
Innenminister Schünemann und Göt¬ 
tingens Polizeipräsident Robert Kruse 
zu stören. Die Polizei versuchte dies zu 
verhindern. 

Der Student äußerte sich nicht zu den 
Vorwürfen, sondern gab lediglich eine 
Erklärung zu den politischen Motiven 
ab, die ihn zur Teilnahme an den Pro¬ 
testen bewogen hatten. Der verletzte 
Polizist berichtete, dass etwa 150 De¬ 
monstranten vor der Tür zum Hörsaal 
so massiv geschoben und gedrückt hät¬ 
ten, dass er kaum noch Luft bekommen 
habe. Der Angeklagte habe mehrfach 
versucht, an ihm vorbei zu gelangen, 



Polizeiinspektion 

Göttingen 

Umstritten wegen ihres Vorgehens gegen 
Demonstrantlnnen: Die Polizei von Göttingen. 

und ihn wiederholt geschlagen und ge¬ 
treten. ( Nach Auskunft der Demons¬ 
trantlnnen habe man nicht versucht in 
den Saal zu gelangen, sondern diesen 
blockiert, Red. UZ) Dann habe er einen 
starken Schmerz im Schritt verspürt. 
Als er einen Kollegen darauf hinwies, 
dass der Demonstrant ihm in die Ge¬ 
nitalien getreten habe und deshalb ge¬ 
filmt werden sollte, sei der Angeklagte 
innerhalb von Sekunden 4 verschwun¬ 
den. Aufgrund seiner Verletzungen sei 
er mehrere Tage krank geschrieben ge¬ 
wesen. 

Auf den Videoaufnahmen war aller¬ 
dings nicht zu erkennen, dass der An¬ 
geklagte dem Polizisten einen solchen 
Tritt verpasst hatte. Deshalb plädierten 
sowohl die Staatsanwaltschaft als auch 
die Verteidigung auf Freispruch. Das 
Gericht schloss sich dem an.“ 


Kommunist in dritter Generation“ 


II 

Aus der Erklärung von Trawfik W. 
Vor dem Amtsgericht Göttingen: 

„Heute stehe ich vor dem Amts¬ 
gericht als Angeklagter. Nicht 
weil ich etwas verbrochen habe, 
sondern weil ich als kommunisti¬ 
scher Demokrat aktiv bin. 
Staatliche Repression ist in mei¬ 
ner Familie nichts Neues. Ich bin 
Kommunist in dritter Generati¬ 
on. Bereits mein Großvater wur¬ 
de vom Geheimdienst des ägyp¬ 
tischen Präsidenten Gamel Abdel 
Nasser verhaftet und gefoltert. 
Er verlor zudem seine Lizenz als 
Rechtsanwalt zu arbeiten, weil 
er ein Aktivist der Kommunisti¬ 
schen Partei und Verteidiger der 
Sache der Arbeiter war. 

Mein Vater musste mehrmals 
sein Studium abbrechen und er¬ 
hielt in allen arabischen Staaten 
Einreiseverbot. Er wurde im Irak 
unter Saddam Hussein verhaf¬ 
tet, zum Tode verurteilt und ge¬ 
foltert. Durch Gefangenenaus¬ 
tausch kam er schließlich frei, 
um dann vom syrischen Regime 
unter Hafiz Al-Assad (dem Vater 
des heutigen syrischen Präsiden¬ 
ten) verhaftet und gefoltert zu 
werden. 

Selbst ich wurde mit dreizehn 
Jahren vom syrischen Geheim¬ 
dienst für Nationale Angelegen¬ 
heiten verhört. Ich musste mit 
meinen Eltern Syrien verlassen, 
weil meine Eltern sich für die 
Freilassung politischer Gefange¬ 
ner und für die Belebung der sy¬ 
rischen Zivilgesellschaft einge¬ 
setzt hatten. 2002 kamen wir in 
die Bundesrepublik Deutschland, 
wo wir Asyl beantragten. Dar¬ 
aufhin mussten wir sechs Jahre 
in einem Isolationslager im Thü¬ 
ringer Wald vegetieren. Aber wir 
blieben erhobenen Hauptes im 


Kampf gegen das Isolationsre¬ 
gime und die Apartheid-Gesetze 
der Bundesrepublik Deutschland, 
namentlich die Residenzpflicht. 
In diesen sechs Jahren haben wir 
den Rassismus in diesem Land 
kennengelernt. Keine Rechte zu 
besitzen, die ständige Angst vor 
Erniedrigung durch Polizisten 
zu erfahren, weil man sein Men¬ 
schenrecht auf Bewegung und 
politische Aktivität wahrgenom¬ 
men hat. In ständiger Angst vor 
nächtlicher Abschiebung durch 
vermummte Polizisten, die uns 
damit in Folter und Tod geschickt 
hätten. Die Erniedrigung wegen 
des deutschen sogenannten 
„Gutscheinsystems“ im Super¬ 
markt jedesmal als Asylant ge¬ 
brandmarkt zu werden. Durch 
Androhung der Ausländerbehör¬ 
de von der Schule verwiesen zu 
werden und der Willkür, als von 
dort mein Antrag auf ein Studi¬ 
um untersagt wurde, obwohl da¬ 
mals die Universität Jena keiner¬ 
lei Einwände gegen meinen Stu¬ 
dienbeginn hatte. Dieses Leben, 
sechs Jahre lang, hat mich und 
meine Eltern geprägt. Wir haben 
den Kampf dagegen stets ge¬ 
führt. Gemeinsam mit Freunden 
vonTheVoice Refugee Forum und 
von der Karawane für die Rechte 
der Flüchtlinge und Migranten 
standen wir fest für die Men¬ 
schenwürde in diesem Land ..." 
(Im folgenden klagt Tawfrik die 
niedersächsischen Behörden und 
ihre Repräsentanten des „institu¬ 
tioneilen Rassismus in krasses¬ 
ter Form: nämlich Abschiebung, 
Ausgrenzung, Isolation und Men¬ 
schenverachtung“ an. 

Die ganze Erklärung findet sich 
im Internet (www.sdajgoettin- 
gen.blogsport.de) 


Fragwürdiges Notfall-Szenario 

DKP-Fragenkatalog an die Bayer AG 



Die Bayer AG lässt buddeln. Undurchsichtige Arbeiten an der Schieberstation Hubbelrath. 


An der CO-Schieberstation Hubbel¬ 
rath, etwa auf halber Strecke der 67 Ki¬ 
lometer langen CO-Pipeline wird wie¬ 
der gebuddelt. In dem eingezäunten 
Areal sind Arbeiter der Firma Fried¬ 
rich Vorwerk KG (GmbH & Co.) aktiv. 
Diese Arbeiten muten merkwürdig an, 
denn Bayer wollte die Pipeline längst 
in Betrieb genommen haben. Überall 
sollte angeblich ordnungsgemäß gear¬ 
beitet worden sein - bis die Gegner der 
hochgiftigen CO-Pipeline aufdeckten, 
dass es zahlreiche Mängel bei der Bau¬ 
ausführung gab. 

Den Schieberstationen kommt dabei 
eine besondere Bedeutung zu. Nach 
der „Bürgerinfomation“ von Bayer- 
Projektleiter Werner Breuer würde 
die Pipeline bei „Störungen“ über die 
Schieber abgeriegelt. Der Sachstands- 
bericht des Umweltamtes des Kreises 
Mettmann vom 10. Juli 2007 hat das 
Notfall-Szenario von Bayer genauer 
untersucht. 

Bei einem Vollbruch der Leitung wer¬ 
den die beiden Schieber vor und hin¬ 
ter der Bruchstelle geschlossen, so dass 
drei Teilstücke entstehen. Die beiden 
Randteilstücke werden nach Dorma¬ 
gen und Uerdingen entleert. Das Koh¬ 
lenmonoxid im Teilstück mit dem Voll¬ 
bruch entweicht in die Umwelt. 


Seit knapp 10 Jahren läuft die 
Auseinandersetzung um die 67 
km lange CO-Pipeline, die der 
Bayer-Konzern angeblich unbe¬ 
dingt braucht. Zehntausende von 
Anwohnern wehren sich dagegen, 
dass hochgiftiges CO durch 
Wohngebiete geleitet wird. 


Bei einem Leck, das noch keinen Voll¬ 
bruch darstellt, werden keine Schieber 
geschlossen. Über einen Zeitraum von 
mindestens zwölf Stunden tritt das CO 
unkontrolliert aus. Erst dann wird die 
Leitung nur nach Uerdingen entleert, 
wobei durch einen Vordruck von drei 
Bar eine vollständige Entleerung nicht 
möglich ist. 

Die nachträglichen Arbeiten an der 
Schieberstation Hubbelrath, ohne öf¬ 
fentliche Information, tragen nicht zur 
Transparenz und Glaubwürdigkeit von 


Bayer bei. Die DKP hat deshalb einen 
Fragenkatalog an die Bezirksregierung 
Düsseldorf als Genehmigungsbehörde, 
an die Firma Friedrich Vorwerk, die die 
Pipeline baute, und an Bayer gerichtet: 
„Trifft es zu, dass die ursprünglich ge¬ 
nehmigten Arbeiten an der Schieber¬ 
station noch nicht abgeschlossen waren 
und daher heute ergänzt wurden? 

Um welche „Ergänzungen“ handelt es 
sich? 

Trifft es zu, dass die ursprünglich ge¬ 
nehmigten Arbeiten an der Schieber¬ 


station fehlerhaft waren und deshalb 
korrigiert werden müssen? 

Um welche Fehler handelt es sich? 
Wie wurden die Fehler festgestellt? 
War die ursprüngliche Planung fehler¬ 
haft? 

Da die Einspruchfrist gegen die 
Planänderungen am 5. Oktober endet, 
wird darum gebeten, schnell eine Ant¬ 
wort zukommen zu lassen.“ 

Uwe Koopmann 
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SPD-Troika wirbt für eine neue Agenda 

Sozialdemokraten sollen stolz auf Agenda 2010 sein 


S 


eit Monaten gibt es nur ei- 
^nen Dauerbrenner bei der 
' SPD, mit dem sie die Öffent¬ 
lichkeit beschäftigt. Neue Politik 
ist nicht in Sicht und auch nicht 
gewollt. Es geht um die Auswahl 
eines Kandidaten, der bei den 
Bundestagswahlen im Septem¬ 
ber 2013 der Kanzlerin Angela 
Merkel als Alternative gegen¬ 
übergestellt werden soll. Schauen 
wir uns die drei Hauptpersonen, 
die kurz vor der Entscheidung im 
Spiel sind, genauer an. 

★ Da ist zunächst Sigmar Ga¬ 
briel, SPD-Parteichef, der die 
Landtagswahl in Niedersachsen 
vor einigen Jahren vergeigte und 
einem gewissen Christian Wulff 
und seiner CDU zur Regierungs¬ 
übernahme verhalf. Nach diesem 
Wahldesaster wurde Gabriel zu¬ 
nächst POP-Beauftragter* des 
SPD-Parteivorstandes. In der 
Großen Koalition, die angeblich 
weder SPD noch CDU wollten, 
aber dann doch schlossen, wurde 
Gabriel Umweltminister. Nach 
dem Wahldebakel 2009 stand 
er bereit, den „Trümmerhaufen 
SPD“ als Parteivorsitzender zu 
übernehmen. Seither sind die in 
Meinungsumfragen ermittelten 
Werte für die SPD kaum besser 
als das damalige Wahlergebnis 
geworden. 

★ Da ist Frank-Walter Steinmeier, Vor¬ 

sitzender der SPD-Bundestagsfraktion, 
der als SPD-Spitzenkandidat zusam¬ 
men mit dem damaligen Parteichef 
Müntefering die Bundestagswahl 2009 
vergeigte. Als Schröders Kanzleramts¬ 
minister gilt er als einer der Väter der 
berüchtigten Agenda 2010, die die Re¬ 
publik in Aufruhr brachte. Als Kanzler¬ 
amtsminister hat _ 

er die Entlassung 
von Murat Kur- 
naz aus dem be¬ 
rüchtigten Knast 
von Guantanamo 

verschleppt und ganz verhindern wol¬ 
len. Als Strippenzieher hatte er erheb¬ 
lichen Anteil am Mobbing gegen den 
ehemaligen SPD-Vorsitzenden Kurt 
Beck. Als Außenminister der Großen 
Koalition war er mitverantwortlich für 
die Militarisierung der Außenpolitik. 

★ Und da ist schließlich Peer Stein¬ 
brück, MdB, der als ehemaliger Minis¬ 
terpräsident von Nordrhein-Westfalen 
die Landtagswahl 2004 vergeigte und 
Jürgen Rüttgers und der CDU für fünf 
Jahre zu Regierungs- und anderen Ge¬ 
schäften verhalf. Als Finanzminister in 


»Ja, 

es ist alles wahr. Wir 
haben heimlich geheiratet. 
Meine Frau erwartet im Herbst 
2013 unser nächstes Kind“. 



„Wer in der dritten Regierung Angela 
Merkels mit am Kabinettstisch sitzt, ist 
nebensächlich“ (Die Welt, 14. 9. 2012) 


der Großen Koalition, die er eigentlich 
gar nicht wollte, behauptete er noch im 
Herbst 2007, dass die in den USA aus¬ 
gebrochene Finanzkrise an Deutsch¬ 
land vorübergehen werde. Eine Auffas¬ 
sung, die er kurze Zeit später bekannt¬ 
lich korrigieren musste. Dennoch eilt 
diesem Mann der Ruf, Finanzexperte 
zu sein, voraus. Kein Geringerer als 
Altkanzler Helmut Schmidt hat die- 
_ sen Kan¬ 
didaten 
zu sei¬ 
nem Fa¬ 
voriten 
erklärt. 

Für seine „Bescheidenheit“ und Stein- 
brücks Charakter spricht auch jenes 
Ereignis, das in diesen Tagen bekannt 
wurde. Auf dem Kopfbogen des Bun¬ 
desfinanzministers ging er u.a. die 
Chefs von Telekom und Post um Spen¬ 
den in Höhe von jeweils einer Million 
Euro (!) für die Austragung der Schach¬ 
weltmeisterschaft in Deutschland an. 
Das sind sie, die Verlierertypen, die 
von der SPD-Führung gegenwärtig als 
Kanzlerkandidaten öffentlich gepuscht 
werden. Einer von diesen Dreien soll 
der SPD neue Glaubwürdigkeit und 


Vertrauen verschaffen und möglichst 
viele Wählerinnen und Wähler mit 
neuen Versprechungen zur Stimmab¬ 
gabe für die SPD locken. Dies soll auf 
der Grundlage eines modernisierten 
Wahlprogramms erfolgen. Das kürz¬ 
lich bekannt gewordene Konzept für 
eine neue Agenda lautet: „Deutsch¬ 
land 2020 - So wollen wir morgen le¬ 
ben.“ Acht Arbeitsgruppen haben un¬ 
ter Anleitung von Steinmeier auf 120 
Seiten Vorschläge erarbeitet, die in ein 
Regierungsprogramm der SPD einge¬ 
bracht werden sollen. Über den Inhalt 
wird mehr auf dem demnächst stattfin¬ 
denden SPD-Parteitag zu erfahren sein. 
Obwohl die SPD und ihre Kandidaten 
in den Meinungsumfragen weit abge¬ 
schlagen hinter der Union und insbe¬ 
sondere Angela Merkel hegen, träu¬ 
men sie von der Erringung der Macht. 
„Wir spielen auf Sieg, nicht auf Platz“, 
ist von Steinmeier zu hören. „Wir wol¬ 
len nicht nur wieder in der Regierung 
sein. Wir wollen nicht Juniorpartner 
sein, sondern Regierung von vorne 
führen“. In den Augen der meisten 
Deutschen habe Schwarz-Gelb abge¬ 
wirtschaftet. „Rot-Grün, das ist die Ko¬ 
alition der Zukunft“, meint Steinmeier. 


Beide Parteien hätten schon in der Ver¬ 
gangenheit gezeigt, dass sie das Land 
neu und modern gestalten könnten. Of¬ 
fensiv verteidigt er die „Agenda 2010“, 
die „trotz aller Fehler“ dafür gesorgt 
habe, dass es heute in Deutschland ei¬ 
nen Rekord an Beschäftigung gebe. 
Ähnlich sieht das sein Konkurrent 
Steinbrück, der „klare Kante“ gegen 
Kanzlerin Merkel und die schwarz-gel¬ 
be Koalition forderte. Die SPD müsse 
selbstbewusster auftreten und Merkel 
angreifen. Merkel versuche durch pseu¬ 
dosozialdemokratische Positionen die 
SPD-Wählerschaft zu demobilisieren. 
Ein Bekenntnis zur „Agenda 2010“ 
stünde der SPD übrigens gut an. Wie 
wichtig und unersetzlich sich Stein¬ 
brück fühlt, macht auch folgender Vor¬ 
gang auf der Wahlkreisversammlung in 
Mettmann am 14. September bei sei¬ 
ner Aufstellung als Bundestagsdirekt¬ 
kandidat deutlich. Dort formulierte 
er „eine Botschaft“: „Damit es keine 
Missverständnisse gibt! Steinbrück 
wird nicht noch einmal in einem Ka¬ 
binett Merkel sitzen. Ihr kriegt Stein¬ 
brück nicht über den Umweg Angela 
Merkel!“ 


Bescheidener, aber ebenso 
nichtssagend, gibt sich da im 
Moment noch der Parteivorsit¬ 
zende. Die SPD wolle für 2013 
nur versprechen, was ünanziell 
umsetzbar sei. Die entscheiden¬ 
de Frage sei, so Gabriel, wie man 
in Deutschland Zusammenleben 
wolle. „Und nicht, wie wir leben 
müssen, weil es die Finanzmärk¬ 
te vorschreiben wollen“. Die Zeit 
der angeblichen „Alternativlo- 
sigkeit“ müsse vorbei sein, sag¬ 
te er mit Blick auf die bekannte 
Formulierung der Bundeskanzle¬ 
rin. „Wir wollen uns das Denken 
und Handeln nicht mehr verbie¬ 
ten lassen.“ 

Wir haben in den letzten Mo¬ 
naten bei allen politischen Ent¬ 
scheidungen keine alternativen 
Haltungen der SPD zu denen 
der schwarz-gelben Regierung 
erlebt. Letzter Höhepunkt der 
Gemeinsamkeiten waren die 
verfassungswidrigen Europa-Be¬ 
schlüsse. Alle Beteuerungen der 
CDU-Kanzlerin und der Möchte¬ 
gern-Kanzler von der SPD, eine 
große Koalition sei nicht wün¬ 
schenswert, dienen offensichtlich 
nur dazu, die eigenen Anhänge¬ 
rinnen und Anhänger zu beruhi¬ 
gen. Ein politisches Alternativ¬ 
programm zur Union ist bei der 
SPD nicht erkennbar. Damit scheinen 
sich, wie jüngste Meinungsumfragen 
belegen, auch viele Wählerinnen und 
Wähler schon abgefunden zu haben. 
In aktuellen Meinungsumfragen sehen 
54 Prozent eine Union/SPD-Koalition 
voraus, 39 Prozent Rot-Grün, 30 Pro¬ 
zent Schwarz-Grün und nurl9 Prozent 
eine Schwarz-Gelbe Koalition. 
Besonders in der bürgerlichen Pres¬ 
se werden seit Wochen die möglichen 
Regierungsvarianten durchgespielt. So 
lasen wir am 14. 9.2012 in „Die Welt“: 
„Mit einer großen Koalition ließe sich 
sehr wohl regieren. Nur nicht mobili¬ 
sieren. Denn wer will schon zur Wahl 
gehen, wenn das Ergebnis feststeht? 
Das Problem ist für die SPD ungleich 
größer: Ihre Klientel bleibt ohne Pola¬ 
risierung eher zu Hause als die Anhän¬ 
ger von CDU und CSU. Auch deshalb 
sind die sozialdemokratischen Töne ge¬ 
gen Schwarz-Gelb so viel lauter als die 
christdemokratischen ...Die eigentli¬ 
che Wahlparole lautet: Wer in der drit¬ 
ten Regierung Angela Merkels mit am 
Kabinettstisch sitzt,ist nebensächlich!“ 

RolfPriemer 

^offiziell: Beauftragter für Popkultur 
und Popdiskurs der SPD 


Einkommensungleichheit destabilisiert Wirtschaft 

Exportstrategie der Bundesregierung mitverantwortlich für europäische Krise 


Die zunehmende Ungleichheit in 
Deutschland und in anderen Ländern 
hat die Finanz- und Wirtschaftskri¬ 
se mit verursacht. Zu diesem Ergeb¬ 
nis kommen die Ökonomen Till von 
Treeck vom Institut für Makroökono¬ 
mie und Konjukturforschung (IMK) in 
der Hans-Böckler-Stiftung und Simon 
Sturn von der University of Massachu¬ 
setts in Amherst. Am 16. August wurde 
ihre Studie veröffentlicht. 

Deutschland habe sich in den vergan¬ 
genen zehn Jahren zu stark auf Ex¬ 
porterfolge konzentriert, stellen die 
Autoren fest, genauso wie der Inter¬ 
nationale Währungsfond, die OECD, 
die EU-Kommission und die Interna¬ 
tionale Arbeitsorganisation (ILO). Die 
Krise im Euroraum sei die Schatten¬ 
seite der deutschen Strategie, die mit 
einer stärkeren Binnennachfrage in 
der Bundesrepublik wirkungsvoll be¬ 
kämpft werden könnte. Dafür müsste 
Deutschland aber das Problem der Ein¬ 
kommensungleichheit angehen, beto¬ 
nen van Treeck und Sturn. Im Rahmen 
eines Forschungsprojekts der ILO ha¬ 
ben die beiden Ökonomen die Effekte 
zunehmender Ungleichheit in verschie¬ 
denen Ländern analysiert und werteten 



Armut und ihre Ursache nicht nur in Bremen 

dazu eine Vielzahl wissenschaftlicher 
Quellen aus. 

Seit der Jahrtausendwende seien die 
Löhne der deutschen Arbeitnehmer 
kaum gestiegen und die Schere zwi¬ 
schen großen und kleinen Einkommen 
sei weiter auseinandergegangen. Zwi¬ 
schen 2001 und 2007 sank die Lohn¬ 
quote gemessen am Bruttoinlandspro¬ 
dukt um mehr als fünf Prozent. In den 
Jahren 1999 bis 2009 wuchs das verfüg¬ 


bare Einkom¬ 
men des reichs¬ 
ten Zehntels 
um 16,6 Pro¬ 
zent, das des 
ärmsten Zehn¬ 
tels schrumpfte 
um 9,6 Prozent. 
Im Vergleich 
mit anderen 
europäischen 
Ländern hätten 
sich die Löhne 
in Deutschland 
weit unter¬ 
durchschnitt¬ 
lich entwickelt 
und die deu¬ 
tsche Wirt¬ 
schaft konnte diesen Wettbewerbsvor¬ 
teil noch weiter ausbauen. Dagegen sei 
die Binnennachfrage durch diese Ent¬ 
wicklung gedämpft worden. Die Hartz- 
Reformen seien ein wesentlicher Fak¬ 
tor. Durch sie sei das Wachstum des 
Niedriglohnsektors weiter angetrie¬ 
ben worden. 

Ein Gefühl der Unsicherheit und die 
Angst vor Jobverlust würden sich bis 
in die Mittelschicht ausbreiten. 


Auch in den USA würde die Einkom¬ 
mensungleichheit weiter zunehmen. 
Doch dort würden viele Bürger immer 
mehr Schulden aufhäufen, um sich 
trotz niedriger Einkommen einen nor¬ 
malen Lebensstandard zu ermöglichen. 
Der private Konsum hätte in diesem 
Fall zwar die wirtschaftliche Entwick¬ 
lung gestützt, aber der Kauf auf Pump 
sei eine der Ursachen für die Finanz- 
und Wirtschaftskrise gewesen. 

Die Deutschen würden dagegen ein 
anderes Verhalten zeigen, um trotz 
sinkender Einkommen ihren Lebens¬ 
standard zu halten. Sie würden einen 
größeren Teil des Einkommens sparen. 
Diese Reaktion sei auch dem typisch 
deutschen institutioneilen Rahmen ge¬ 
schuldet, stellen die beiden Ökonomen 
fest: 

★ Deutsche Arbeitnehmer würden in 
hochspezialisierten Industriezweigen 
arbeiten. Wenn Reformen Entlassun¬ 
gen erleichtern und gleichzeitig die Un¬ 
gleichheit steigt, befürchteten viele Ar¬ 
beitnehmer, wenn sie entlassen werden, 
nirgendwo anders unterzukommen. 
Deshalb sparen sie. 

★ „Reformen“ des Sozialstaats, wie die 
Teilprivatisierung der Altersrente, lie¬ 


ßen die Beschäftigten ebenfalls mehr 
Geld sparen. 

★ Die relativ niedrige Erwerbsbetei- 
ligung von Frauen und der sehr große 
Lohnabstand würden dazu führen, dass 
sie vor allem über den Ehemann sozi¬ 
al abgesichert sind. Der Jobverlust des 
Mannes wäre unter diesen Bedingun¬ 
gen besonders dramatisch, was wieder 
zum Sparen führt. 

Diese Faktoren ließen die Binnennach¬ 
frage nicht mehr wachsen, macht die 
Analyse deutlich. Seit der Jahrtausend¬ 
wende sei das deutsche Wirtschafts¬ 
wachstum nur auf den Export zurück¬ 
zuführen. Starker Export, schwache 
Inlandsnachfrage und hohe Sparquote 
würden einen dauerhaft hohen Leis¬ 
tungsbilanzüberschuss verursachen. 
Damit lebe Deutschland auch von der 
Überschussnachfrage der europäischen 
Nachbarn. Diese Nachfrage basiere 
wiederum auf kreditgestützten Käufen. 
Van Treeck und Sturn empfehlen des¬ 
halb Reformen, welche die Einkom¬ 
mensungleichheit reduzieren. Wichtig 
seien Lohnabschlüsse, die den Vertei¬ 
lungsspielraum ausnutzen. Die Politik 
könne dies unterstützen: Tarifabschlüs¬ 
se sollten für allgemein verbindlich er¬ 
klärt werden, ein gesetzlicher Mindest¬ 
lohn sollte eingeführt und die Leihar¬ 
beit eingedämmt werden. Bernd Müller 
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Folterskandal in Georgien 

Unmittelbar vor den Parlamentswah- 
len finden in Georgien Massenkund¬ 
gebungen gegen das Regime Präsident 
Saakaschwilis statt. Hintergrund sind 
die erbärmlichen Lebensverhältnisse 
der großen Mehrheit der Bevölkerung. 
Akut aufgebrochen sind sie jedoch 
durch Videos über barbarische Folte¬ 
rungen von Gefangenen durch Aufse¬ 
her in einem Gefängnis der Hauptstadt 
Tiflis, die ein oppositioneller Fernseh¬ 
kanal verbreitet hat. Die Bilder zeigen 
Vergewaltigungen mit Gummiknüp¬ 
peln und Besenstielen sowie am Boden 
hegende Häftlinge, die vom Personal 
geschlagen und getreten werden. 

Der Skandal könnte die Chancen der 
regierenden Saakaschwili-Partei „Ein¬ 
heitliche nationale Bewegung“ beim 
Urnengang ernsthaft gefährden. Dies 
würde zugleich die Aussichten für Saa- 
kaschwili, den wichtigsten Mann Wa¬ 
shingtons in Tiflis, infrage stellen, wei¬ 
terhin die Geschicke des Landes zu be¬ 
stimmen. Er kann nicht mehr für eine 
weitere Amtszeit kandidieren. Dar¬ 
um hat er mit einer Verfassungsände¬ 
rung das bisher gültige Präsidialsystem 
durch ein parlamentarisches System er¬ 
setzen lassen. Dieses beschneidet die 
Vollmachten des Präsidenten und legt 
sie in die Hand des Parlaments und be¬ 
sonders des vom Parlament gewählten 
Ministerpräsidenten. Dieses Amt will 
Saakaschwili künftig ausüben. Dafür 
braucht er die absolute Mehrheit sei¬ 
ner Partei. 

Israel lehnt Anti- 
Atomwaffen-Konferenz ab 

Israel will nicht an einer Konferenz der 
Internationalen Atomenergie-Agentur 
(IAEA) in Helsinki über die „Entnu- 
klearisierung“ des Nahen Ostens teil¬ 
nehmen. Das gab der Direktor der is¬ 
raelischen Atomenergiekommission, 
Shaul Horev, am 19. September auf ei¬ 
ner Zusammenkunft in Wien bekannt. 
Laut der Tageszeitung „Haaretz“ hat 
der Vertreter Israels die Position be¬ 
zogen, dass über eine „Entnuklearisie- 
rung“ des Nahen Ostens erst gespro¬ 
chen werden könne, wenn zuvor fried¬ 
liche und vertrauensvolle Beziehungen 
zwischen allen Nahost-Staaten herge¬ 
stellt sind. In Wirklichkeit wäre die von 
verschiedenen arabischen Staaten seit 
langem vorgeschlagene Vereinbarung 
über die Schaffung einer atomwaffen¬ 
freien Zone im Nahen Osten ein Weg, 
um alle Befürchtungen über eine ato¬ 
mare Bewaffnung des Iran aus der Welt 
zu schaffen. 

Das Zustandekommen eines solchen 
Abkommens scheitert derzeit an der 
Haltung der israelischen Regierung. 
Israel ist der einzige Staat im Nahen 
Osten, der, wenn auch nicht offiziell 
zugegeben, im Besitz von Atomwaffen 
ist. Er gehört zu den wenigen Staaten 
in der Welt, die den Vertrag über die 
Nichtweiterverbreitung von Kernwaf¬ 
fen nicht unterschrieben haben. Israel 
ist zwar Mitglied der IAEA, hat aber 
bisher eine Kontrolle seiner Atoman¬ 
lagen verweigert. 

Ausstieg aus dem Euro? 

Der Chef der zyprischen Regierungs¬ 
partei AKEL (Fortschrittspartei des 
Werktätigen Volkes Zypern), Andros 
Kyprianou, schließt einen Ausstieg des 
Inselstaates aus der Eurozone nicht 
aus. „Zypern sollte die Zweckmäßig¬ 
keit seiner Mitgliedschaft in der Euro¬ 
zone prüfen, sollten Kreditoren in der 
EU, der Europäischen Zentralbank 
(EZB) und dem Internationalen Wäh¬ 
rungsfonds (IWF) zu harte Bedingun¬ 
gen für die finanzielle Unterstützung 
Zyperns stellen“, sagte Kyprianou in ei¬ 
nem auf der Internetseite 24h.com.cy 
veröffentlichten Videointerview. Die¬ 
ses Problem sollte mit allem Ernst dis¬ 
kutiert werden. 

Kyprianou erinnerte an die äußerst 
vorsichtige Reaktion der AKEL-Partei 
auf die Idee eines Beitritts Zyperns zur 
EU (2004) und zur Eurozone (2008). 
Offizielle Persönlichkeiten haben Ky- 
prianous Erklärung bislang nicht kom¬ 
mentiert. Der von der AKEL-Partei 
nominierte Präsident Zyperns, Dimitris 
Christofias, bereitet sich auf Verhand¬ 
lungen mit der Troika über Höhe und 
Konditionen der finanziellen Hilfe für 
Nikosia vor. 


Nach fünf Wochen Streik ein großer Erfolg 

Südafrikanische Minenarbeiter setzten Lohnerhöhungen durch 



Das Blutbad an streikenden Minenarbeitern hat eine Wunde in der südafrikani¬ 
schen Gesellschaft aufgerissen: „Polizisten, schießt nicht auf unsere Männer und 
Söhne!“ 


M it Freudentänzen, Jubelrufen 
und Gesängen feierten die 
rund 5000 Teilnehmer einer 
Vollversammlung der streikenden Mi¬ 
nenarbeiter in Süafrika im Stadion von 
Marikana am 18. September das Ergeb¬ 
nis von dreiwöchigen Verhandlungen 
zwischen der Direktion des britischen 
Platin-Konzerns Lonmin und vier Ge¬ 
werkschaften unter Vermittlung eines 
katholischen Bischofs. Nach über fünf 
Wochen Streik sah sich die Konzernlei¬ 
tung gezwungen, endlich in eine sub¬ 
stanzielle Erhöhung der Löhne um 
11 bis 22 Prozent einzuwilligen, um den 
Konflikt beizulegen, der am 16. August 
in ein blutiges Massaker der Polizei an 
34 Streikenden ausgeartet war. 

Die Lohnerhöhung tritt ab dem 1. Ok¬ 
tober in Kraft. Die Entlohnung der 
„Rock drillers“ („Felsenbohrer“), also 
der Bergleute, die unter Tage das Ge¬ 
stein brechen, wird um 22 Prozent auf 
11 000 Rand (ca. 1000 Euro) angeho¬ 
ben. Das hegt zwar unter der Forderung 
von 12 500 Rand, die zu Beginn von 
den Streikenden erhoben worden war, 
ist aber gegenüber den bisherigen Löh¬ 
nen ein enormer Fortschritt. Die übri¬ 
gen Grubenarbeiter bekommen 15 Pro¬ 
zent mehr, die restlichen Beschäftigten 
je nach Art der Arbeit 11-12 Prozent. 
Außerdem erhalten alle Beschäftigten, 
die sich am 20. September, dem verein¬ 
barten Tag der Wiederaufnahme der Ar¬ 
beit, zur Arbeitsaufnahme zurückmel¬ 
deten, eine Prämie von 2 000 Rand (rd. 
190 Euro), die auch als Überbrückungs¬ 
hilfe dienen soll, nachdem das Unter¬ 
nehmen während des Streiks mehrere 
Wochen lang keine Löhne gezahlt hat. 
Unterzeichnet wurde das Abkommen 
neben der Firmenleitung sowohl von 
der Bergarbeitergewerkschaft NUM, 
die zu dem ANC-nahen Gewerkschafts¬ 
bund COSATU gehört, als auch von der 
von der NUM abgespaltenen AMCU, 
die den „wilden Streik“ ab 10. August 
initiiert hatte, sowie zwei weiteren klei¬ 
neren Gewerkschaften und einem Ver¬ 
treter der Unorganisierten. Bischof 


Seoka sagte, es handle sich um eine Er¬ 
höhung, wie sie in der Geschichte der 
Lohnverhandlungen nicht oft vorge¬ 
kommen ist. Deshalb könne dies als „ein 
echter Sieg für die Arbeiter“ betrachtet 
werden. Ein Sprecher der „dissidenten“ 
Gewerkschaft AMCU sagte, das gleiche 
Ergebnis hätte auch schon vor Wochen 
ohne das blutige Massaker erreicht wer¬ 
den können, wenn die Firmenleitung die 
jetzt gemachten Zugeständnisse früher 
bewilligt hätte. 

Der 11. Nationale Kongress der COSA¬ 
TU, der parallel zu den Vorgängen vom 
17. bis 20. September in Johannesburg 
stattfand, begrüßte das erzielte Ab¬ 
kommen in einer extra dazu angenom¬ 
menen Erklärung. Es hieß darin, die 
Gewerkschaften hofften, dass andere 
Bergbaukonzerne nun rasch ähnliche 


Angebote machten. Die NUM erklärt 
laut dem Text, dass sie die Ermordung 
und Einschüchterung von Arbeitern, 
die sich dem Streik nicht anschlossen, 
verurteilt habe, aber zugleich die Be¬ 
rechtigung der Forderungen der „Fel¬ 
senbohrer“ und anderen Bergarbeiter 
nach substanzieller Lohnerhöhung und 
besseren Arbeitsbedingungen stets an¬ 
erkannt habe. Übrigens nennt die CO¬ 
SATU in dem Text die Zahl von über 
60 Toten, die es im Zusammenhang mit 
dem Konflikt gegeben habe, weil schon 
vor dem Blutbad und auch noch wäh¬ 
rend der „heißen Phase“ des Konflikts 
mehrere aktive Gewerkschafter und 
andere Arbeiter getötet worden waren, 
teilweise, weil sie sich geweigert hatten, 
an dem Streik teilzunehmen. Der CO- 
SATU-Kongress appellierte an alle, die 


die NUM verlassen haben, sich ihr wie¬ 
der anzuschließen, denn „Vereint halten 
wir stand, geteilt scheitern wir“. 

Der Generalsekretär der Südafrikani¬ 
schen Kommunistischen Partei, Blade 
Nzimande, nutzte seine Grußansprache 
auf dem COSATU-Kongress, um einige 
generelle Anmerkungen zur aktuellen 
Situation in Südafrika zu machen, die 
auch zu den Hintergründen des Mari¬ 
kana-Konflikts gehörten. Er hob her¬ 
vor, dass die Arbeiterklasse und die Ge¬ 
werkschaften im Zeichen der globalen 
Krise des Kapitalismus auch in Südaf¬ 
rika mit einer „antigewerkschaftlichen 
Offensive“ konfrontiert seien. Dazu ge¬ 
höre auch der „Flirt“ der bürgerlichen 
Oppositionsparteien wie der „Demo¬ 
kratischen Allianz“ (DA) mit anarchis¬ 
tischen Elementen, die mit Hilfe der 
bürgerlichen Medien nicht nur die Ge¬ 
werkschaften attackieren, sondern auch 
versuchten, die ANC-geführte Dreieral¬ 
lianz und die Regierung unter Zuma ge¬ 
nerell in Misskredit zu bringen und aus¬ 
einander zu dividieren. Grundsätzlich 
betreibe der ANC jedoch, auch wenn 
dies nicht ein für allemal gesichert sei, 
seit 2007 eine Politik, die den Neolibe¬ 
ralismus und Privatisierungen wie auch 
Antikommunismus und Anti-Arbeiter- 
Positionen ablehnt. Deshalb müsse die 
Einheit der Dreierallianz verteidigt wer¬ 
den. Nzimande fügte aber auch hinzu, 
dass die Angriffe auf ANC und Gewerk¬ 
schaften manchmal auch ermutigt wür¬ 
den „durch unsere eigenen Spaltungen 
und Fraktionierungen, durch unsere ei¬ 
gene Zerfahrenheit, durch unsere eige¬ 
ne Missachtung der Hauptaufgabe, am 
Arbeitsplatz und in unseren Kommu¬ 
nen zu organisieren“, auch durch Schwä¬ 
chen im Umgang mit Korruption und 
ähnlichen Fehlentwicklungen. So seien 
in Marikana in den Jahren des Platin- 
Booms zwar eindrucksvolle Investitio¬ 
nen vorgenommen worden, aber nichts 
getan worden für die Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Arbeiter. Da 
sei gegenüber den Arbeiter und ihren 
Familien „gefehlt“ worden. Dirk Grobe 


Massenprotest gegen antisoziale Regierungspolitik 

50 Millionen Demonstranten legten in Indien das öffentliche Leben still 



E s war eine der größten Protestak¬ 
tionen in der jüngeren Geschichte 
Indiens. Rund 50 Millionen Men¬ 
schen beteiligten sich am 20. Septem¬ 
ber an landesweiten Aktionen gegen 
die neoliberale Wirtschaftspolitik der 
indischen Zentralregierung unter Füh¬ 
rung der Kongresspartei. In mehr als 
der Hälfte aller 28 indischen Bundes¬ 
staaten herrschten generalstreikarti¬ 
ge Zustände. Neben den Beschäftig¬ 
ten zahlreicher Industriebetriebe, Bü¬ 
ros und Verwaltungen hatten die Bus-, 
Lkw- und Taxifahrer für 24 Stunden 
die Arbeit niedergelegt. Parallel dazu 
streikten die Einzelhändler und Gewer¬ 
betreibenden, indem sie ihre Geschäfte 
geschlossen hielten. Auch die Märkte 
blieben geschlossen, ebenso Schulen 
und andere Bildungseinrichtungen. 

Es gab zahlreiche Kundgebungen und 
Demonstrationszüge. Tausende nah¬ 
men an Sitzblockaden auf Plätzen und 


Straßen teil. In mehreren Orten waren 
auch Eisenbahnschienen von Demons¬ 
tranten besetzt worden. 

Zu den Protesten aufgerufen hatten der 
Allgemeine Indische Gewerkschafts¬ 
bund und Organisationen der Kleinge¬ 
werbetreibenden sowie acht politische 
Parteien. Darunter die Kommunistische 
Partei Indiens - Marxisten (KPI-M) 
und die Kommunistische Partei Indi¬ 
ens (KPI) und vier zum sozialdemokra¬ 
tischen oder linkssozialistischen Spek¬ 
trum gehörende Parteien. Die Führer 
der acht Parteien nahmen gemeinsam 
an einer Sitzblockade in Neu Delhi auf 
der Zugangsstraße zum Parlament teil. 
In dem gemeinsamen Aufruf der acht 
politischen Parteien hieß es, dass die 
Regierung angesichts der Auswirkun¬ 
gen der internationalen kapitalistischen 
Krise der Bevölkerung „neue grausame 
Schläge“ versetzt. Im Einzelnen werden 
vier konkrete Regierungsvorhaben er¬ 


wähnt. An erster Stelle stand der Pro¬ 
test gegen die Erhöhung der Preise für 
Dieselkraftstoff um 5 Rupien pro Liter 
(etwa 7 Cent), weil die Regierung zur 
Reduzierung von Staatsausgaben Sub¬ 
ventionen für den für viele Inder un¬ 
entbehrlichen Diesel-Kraftstoff gekürzt 
hatte. Gleichzeitig wurde die Zahl von 
verbilligten Gasflaschen für den Ge¬ 
brauch im Haushalt auf sechs Flaschen 
pro Familie begrenzt. Den benötigten 
Rest sollten die Verbraucher künftig zu 
„Marktpreisen“ kaufen, die fast doppelt 
so hoch liegen. 

Bei den Kleingewerbetreibenden hatte 
der Beschluss der Regierung, im Rah¬ 
men der „Wirtschaftsreformen“ den 
Handel für ausländische Supermarkt- 
ketten-Multis wie Walmart (USA), 
Tesco (Großbritannien), Carrefour 
(Frankreich) oder Metro und Ikea zu 
öffnen, das Fass zum Überlaufen ge¬ 
bracht. Es wird befürchtet, dass dies 
hunderttausende indische Kleinhänd¬ 
ler um ihre Existenz bringen wird und 
die ausländischen Warenhauskonzerne 
danach die Preise dank ihrer Mono¬ 
polstellung nach oben treiben werden. 
Schließlich wird in dem Aufruf der acht 
Oppositionsparteien auch der von der 
Regierung beabsichtigte Verkauf von 
großen Aktienpakten indischer Staats¬ 
firmen wie Oil India an ausländische 
„Investoren“ erwähnt. 

Die Kongresspartei, die einst die füh¬ 
rende Kraft im nationalen Befreiungs¬ 
kampf gegen den englischen Kolonia¬ 
lismus war und in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts unter Nehru und 
Indira Gandhi einen antiimperialisti¬ 
schen Kurs der Blockfreiheit verfolgt 
hatte, ist nach einer Unterbrechung 
seit 2004 wieder an der Regierung. Sie 
wurde sowohl 2004 wie 2009 bei den 
Wahlen stärkste Partei im indischen 


Parlament, verfügte jedoch nicht über 
genügend Mandate, um allein eine re¬ 
gierungsfähige Mehrheit bilden zu kön¬ 
nen. Sie war deshalb immer wieder auf 
die parlamentarische Unterstützung 
unterschiedlicher kleinerer Parteien 
angewiesen. Zu diesen Unterstützern 
gehörten in den ersten Jahren auch die 
„Linksfront“ einschließlich der beiden 
Kommunistischen Parteien, die von Fall 
zu Fall für Regierungsvorlagen stimm¬ 
ten, sich aber nicht in eine ständige Re¬ 
gierungskoalition mit dem „Kongress“ 
einbinden ließen. 

Wegen der linken Tolerierung bzw. Un¬ 
terstützung wurde die Regierung in die¬ 
sen Jahren als „Mitte-Links-Regierung“ 
bezeichnet. 2008 haben die Parteien der 
Linksfront diese Unterstützung jedoch 
aufgekündigt. Unmittelbarer Anlass 
war die Auseinandersetzung um den 
„Atomdeal“ mit den USA. Bald folg¬ 
te aber auch eine wirtschaftspolitische 
Kurswende in Richtung der stärkeren 
Orientierung auf neoliberale Rezepte 
durch Privatisierung der Staatsunter¬ 
nehmen und „Öffnung“ des Landes 
für ausländische Investoren. Seitdem 
regiert die Kongress-Partei mit unter¬ 
schiedlichen kleineren, mehr oder we¬ 
niger stabilen „Partnern“. 

Derzeit befindet sie sich wieder einmal 
in einer politischen Krise, nachdem 
kürzlich der im Bundesstaat Westben¬ 
galen regierende Trinamool-Congress 
aus Protest gegen die „Wirtschaftsre¬ 
formen“ seinen Rückzug aus der Re¬ 
gierung angekündigt hat. Es wird damit 
gerechnet, dass die Regierung bei einer 
kommenden Vertrauensabstimmung im 
Parlament möglicherweise keine Mehr¬ 
heit mehr findet und vorgezogene Neu¬ 
wahlen angesetzt werden müssen. 

D.G. 
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Boykott geht ins Leere 

Nach den Wahlen in Belarus spielen OSZE und Medien die alte Platte 



Mörderische EU-Außenpolitik 


A m vergangenen Sonntag haben 
in Belarus Wahlen zum Reprä¬ 
sentantenhaus der Nationalver¬ 
sammlung stattgefunden. Das Reprä¬ 
sentantenhaus ist die untere Kammer 
des Parlaments. Es besteht aus 110 Ab¬ 
geordneten, die nach dem Mehrheits¬ 
prinzip in direkter und geheimer Wahl 
gewählt werden. 

Die obere Kammer, der Rat der Re¬ 
publik, ist die Vertretung der Regio¬ 
nen. Dieser gehören 64 Abgeordne¬ 
te an. Nach Angaben der Zentralen 
Wahlkommission haben am Sonntag 
74,2 Prozent der Wahlberechtigten ihre 
Stimme abgegeben. Gewählt wurden 
109 Abgeordnete. 

Die Wahl in einem Wahlkreis war un¬ 
gültig, da nur ein Kandidat zur Wahl 
stand und im Gefolge das vom Gesetz 
geforderte Quorum von 50 Prozent 
Wahlbeteiligung für die Gültigkeit der 
Wahl nicht erreicht wurde. 

Die Wahlkommission hat die Namen 
der gewählten Abgeordneten veröf¬ 
fentlicht. Drei von ihnen sind Vertreter 
der Kommunistischen Partei von Bela¬ 
rus, einer gehört der Agrarpartei an. 
Diese Parteien unterstützen den Kurs 
der Staatsführung. Vertreter derjeni¬ 
gen Oppositionsparteien, die an den 
Wahlen teilgenommen hatten, gelang 
es nicht, die erforderliche Mehrheit in 
ihrem Wahlkreis zu erreichen. Andere 
oppositionelle Parteien und Gruppie¬ 
rungen hatten sich nicht beteiligt und 
zum Boykott der Wahlen aufgerufen. 
Bei den jüngsten Wahlen haben zum 
ersten Mal eine Reihe Neuerungen der 


Wahlgesetzgebung Anwendung gefun¬ 
den. War es für die Aufstellung des Kan¬ 
didaten einer politischen Partei bisher 
erforderlich, dass diese im betreffenden 
Wahlkreis über Parteistrukturen ver¬ 
fügt, so können politische Parteien jetzt 
unabhängig davon Kandidaten in allen 
Wahlkreisen aufstellen. Einzelkandida¬ 
ten, die durch die Sammlung von Un¬ 
terschriften die Berechtigung zur Kan¬ 
didatur erhalten, brauchen diese nicht 
mehr von den Behörden beglaubigen 
lassen. Kandidaten können persönli¬ 
che Wahlfonds einrichten. Für diese ist 
allerdings eine Höchstgrenze gesetzt, 
damit annähernd gleiche Bedingungen 
für die Bewerber gewährleistet werden. 
Zwischen den Kandidaten finden Fern¬ 
sehdebatten statt. 

Von der Teilnahme an diesen Debat¬ 
ten wurden allerdings die Kandidaten 
der Parteien ausgeschlossen, die zum 
Wahlboykott aufgerufen haben. Der 
Chef der Beobachtermission des Bü¬ 
ros für demokratische Institutionen 
und Menschenrechte bei der OSZE, 
Antonio Miloschoski, kritisierte kurz 
vor den Wahlen in einem Zwischenbe¬ 
richt die Nichtzulassung der Kandida¬ 
ten der Boykottparteien zu den Fern¬ 
sehdebatten. Das wirft ein bezeichnen¬ 
des Licht auf die „Objektivität“ dieser 
Institution. Dürfte sich doch kaum ein 
Staat in der Welt finden, der denjeni¬ 
gen Parteien, die die Wählerinnen und 
Wähler dazu auffordern, die Wahl zu 
boykottieren, dafür auch noch seine 
Fernsehkanäle zur Verfügung stellen 
würde. 


Der Aussage der Präsidentin der Zen¬ 
tralen Wahlkommission, Lydia Jermo- 
schina, muss nichts hinzugefügt wer¬ 
den, die bereits in einem Interview 
vom 21. Juni auf die Frage, welche Be¬ 
wertung der Parlamentswahlen sie von 
der OSZE erwarte, antwortete: „Die 
Bewertung der OSZE-Vertreter war 
nicht ein einziges Mal positiv, und ich 
kann nicht mit dem Wunder rechnen, 
dass sich das plötzlich verändern wird. 
Die Bewertung hängt nicht vom Wahl¬ 
prozess, sondern vom Wahlergebnis ab. 
Wenn die OSZE das Resultat nicht be¬ 
friedigt, das heißt, wenn die Vertreter 
der Opposition nicht ins Parlament ein¬ 
ziehen, so wird die Bewertung negativ 
sein, was wir auch getan haben mögen.“ 
Wie nicht anders zu erwarten war, hat 
der Sonderkoordinator der OSZE-Be- 
obachtermission, Matteo Mecaci, am 
Montag die gerade zitierte Prognose 
erneut bestätigt. Nach seinen Worten 
waren die Wahlen weder frei noch de¬ 
mokratisch. Der Leiter der Beobach¬ 
termission der GUS-Staaten, Sergej 
Lebedew - auch das ist keine Neuig¬ 
keit - bezeichnete den Urnengang im 
Gegensatz dazu als frei und demokra¬ 
tisch. Nach seinen Worten hat es nur 
einzelne technisch bedingte Verstöße 
gegeben, die keinen Einfluss auf die Er¬ 
gebnisse hätten. 

Nach dem Motto „im Westen nichts 
Neues“ legen natürlich auch die west¬ 
lichen Massenmedien immer wieder 
die gleiche Platte von „Unterdrückung 
der Opposition“ und „Wahlfälschun¬ 
gen“ auf. 

Nun ist Präsident Lukaschenko sicher 
kein Bilderbuchdemokrat. Er regiert 
mit harter Hand und sein Auftreten 
mag außerhalb von Belarus abstoßen. 
Im Land selbst genießen er und seine 
Politik allerdings nach wie vor die Un¬ 
terstützung der großen Mehrheit des 
Volkes. Sie sieht in ihm den Garanten 
für Stabilität. Im Vergleich zu den üb¬ 
rigen ehemaligen Sowjetrepubliken 
konnte in Belarus wenigstens ein Teil 
der sozialen Errungenschaften der So¬ 
wjetzeit bewahrt werden, wenn gerade 
in jüngster Zeit im Gefolge der Aus¬ 
wirkungen der kapitalistischen Wirt¬ 
schaftskrise auf das exportorientier¬ 
te Land auch Abstriche für die Men¬ 
schen schmerzhaft fühlbar sind. Für 
eine „bunte Revolution“ sind sie je¬ 
doch nicht zu gewinnen. Schließlich ha¬ 
ben sie deren verheerende Wirkungen 
für das Volk im Nachbarland Ukraine 
hautnah erfahren können. Die prowest¬ 
liche Opposition bleibt darum in Bela¬ 
rus weitgehend isoliert. Willi Gerns 


Die Außenpolitik der Europäischen 
Union, die ja angeblich dem Frieden 
verpflichtet ist, nimmt immer bedrohli¬ 
chere Formen an und bewegt sich stark 
in Richtung Staatsterrorismus. Gewis¬ 
se Formulierungen von Politikern, die 
nach der Tagung der Außenminister 
der EU-Länder auf Zypern vom 7. und 
8. September den Weg in die Medien 
fanden, deuten darauf hin, dass sich 
die EU längst im Krieg gegen Syrien 
befindet und auch an den Kriegsvor¬ 
bereitungen gegen den Iran sehr aktiv 
beteiligt ist. 

Die EU wolle Damaskus mit noch 
schärferen Sanktionen „zum Einlen¬ 
ken zwingen“, hieß es. Man wolle „die 
Machthaber in Damaskus weiter in die 
Mangel nehmen“, formulierte Außen¬ 
minister Westerwelle, und kündigte an, 
den deutschen Vorsitz im UNO-Sicher¬ 
heitsrat auszunutzen, um „die interna¬ 
tionale Isolierung des syrischen Präsi¬ 
denten und seiner Anhänger voranzu¬ 
treiben“. 

In eine normale Sprache übersetzt 
heißt das, dass die Sanktionen des Wes¬ 
tens, die vor allem die syrische Bevöl¬ 
kerung mit großer Härte treffen, noch 
verschärft werden sollen, auf dass das 
Leiden der Menschen vergrößert wer¬ 
de. Nach Angaben der UNO sind be¬ 
reits 2,5 Millionen Menschen vor dem 
wachsenden Elend auf der Flucht. Da 
diese Zahl sich nach neuen Sanktionen 
weiter erhöhen wird, wollen die west¬ 
lichen Länder auch sehr bereitwillig 
ihre „Hilfsleistungen“ für die Flüchtlin¬ 
ge erhöhen. Allein die EU hat weitere 
60 Millionen Euro angekündigt. Noch 
perfider geht es kaum: Die Lage der 
Menschen wird künstlich verschlech¬ 
tert, und wenn sie dann ihre Heimat 
verlassen haben, werden sie finanziell 


unterstützt. Nebenbei bemerkt: Von 
den vielen Millionen Menschen, die in 
Afrika auf der Flucht vor Hungerkata¬ 
strophen sind, war in den Meldungen 
über die Gespräche der EU-Politiker 
keine Rede. 

Damit das alles so weitergeht, wird 
gleichzeitig der Druck in Richtung auf 
einen vom Westen gewünschten „Re¬ 
gimewechsel“ erhöht. Es ist längst kein 
Geheimnis mehr, dass die aus aller Welt 
zusammenströmenden Gotteskrieger, 
die den syrischen Präsidenten lieber 
heute als morgen ebenso brutal um¬ 
bringen wollen wie Libyens Staatschef 
Gaddafi und die Syrien in einen reakti¬ 
onären Gottesstaat verwandeln wollen, 
mit reichlich sprudelnden Millionen- 
Spenden aus dem Westen finanziert 
werden. Deren Terror in Damaskus, 
Aleppo und vielen anderen syrischen 
Städten treibt Tausende Syrer aus ihren 
Häusern und aus dem Land. Dass Prä¬ 
sident Assad „auf friedliche Demonst¬ 
ranten schießen lässt“ hat sich längst als 
plumpe Lüge erwiesen, hält sich aber 
immer noch in den bürgerlichen Medi¬ 
en und in den Argumenten der EU-Po- 
litiker, die Assad angeblich vor Gericht 
stellen wollen. 

Gleichzeitig ist von weiteren „Nadel¬ 
stichen“ und „Daumenschrauben“ ge¬ 
gen den Iran die Rede. Man wolle die 
iranische Führung zu Verhandlungen 
zwingen, hieß es, wobei allerdings das 
Ergebnis gleich mit festgelegt wurde. 
Eine „nukleare Bewaffnung des Iran“ 
sei „nicht akzeptabel“, sagte Westerwel¬ 
le am 16. September in Jerusalem, in 
dem Land, das über Atomwaffen ver¬ 
fügt und sich auf einen militärischen 
Angriff gegen den Iran vorbereitet. 

Uli Brockmeyer 



Gewählt wurde soziale Sicherheit. 


Wundersame Unterschriftenvermehrung 

Ecuadors Parteien kämpfen um die Wahlzulassung 


In gut einem halben Jahr finden in Ecu¬ 
ador Präsidentschafts- und nationale 
und regionale Parlamentswahlen statt. 
Nach einer turbulenten Zehn-Jahres- 
Phase mit sieben Präsidenten ist mit 
der Neugründung des Landes, seiner 
neuen Verfassung und einer Umgestal¬ 
tung wichtiger Elemente der Innen- und 
Außenpolitik seit 2006 eine merkliche 
Kontinuität erreicht worden. 
Staatspräsident Rafael Correa kann sich 
einmalig der Wiederwahl in den Palast 
„Carondelet“ in Quito stellen und wird 
das auch tun. Seine in erster Linie von 
den Mittelschichten des Hochlandes 
unterstützte bürgerliche Mitte-Links- 
Plattform PAIS hat bereits die notwen¬ 
digen Unterstützungsunterschriften 
zur Wahlzulassung um ein Vielfaches 
übertroffen. Andere Formationen in 
der völlig neu sortierten Parteienland¬ 
schaft des Andenstaats haben dagegen 
erhebliche Schwierigkeiten bis zum 
Stichtag 24. September die hohe Hür¬ 
de von 1,5 Prozent der mehr als zehn 
Millionen Wahlberechtigten zu über¬ 
springen. Bis zum Wochenende hatten 
das auf nationaler Ebene nur vier Par¬ 
teien und Zusammenschlüsse geschafft: 
Die Partei „Patriotische Gesellschaft“ 
(PSP) des 2003 gestürzten Ex-Präsiden- 
ten Lucio Gutierrez, CREO („Möglich¬ 


keiten schaffen“) mit dem wahrscheinli¬ 
chen Kandidaten Guillermo Lasso aus 
der rechtsgerichteten Sozialchristlichen 
Partei (PSC) und die konservativen 
Bündnisse „Ruptura 25“ und „Avanza“. 
Andere kämpfen noch um die Anerken¬ 
nung der beigebrachten Unterschriften 
oder um weitere Unterstützung aus der 
Bevölkerung: darunter das Linksbünd¬ 
nis „Concertacion“ um den ehemaligen 
Umweltminister und Präsidenten der 
Verfassunggebenden Versammlung, 
Alberto Acosta, der sich mit der sek¬ 
tiererischen MPD, der Indigenenpartei 
„Pachakutik“ und einem Teil der Sozi¬ 
alistischen Partei (PS-FA) zusammen¬ 
geschlossen hat. Aber auch andere wie 
die PRE des 1997 ebenfalls gestürzten 
Präsidenten Abdala Bucaram bangen 
um ihre Zulassung. Erfolgt sie nicht, 
verlieren diese Gruppen ihren juristi¬ 
schen Status. Auch die neugegründete 
Partei „Equipo“ (Gleichheit, Fortschritt 
und Ordnung) des Bruders des Präsi¬ 
denten, Fabricio Correa, ist mit 89 500 
klar an den knapp 158 000 Unterschrif¬ 
ten gescheitert. Bauunternehmer Fabri¬ 
cio Correa, der anfangs seinen Bruder 
unterstützt hatte und seit der Untersu¬ 
chung von Korruptionsfällen, wonach er 
Regierungsaufträge über seinen Bruder 
bekommen habe, gegen ihn eingestellt 


ist, spricht von der „Carondelet-Dik- 
tatur“ die seine Ausgrenzung von den 
Wahlen angeordnet habe. 

Das Gezeter der Opposition über die 
Wahlbehörde (CNE) ist groß: natür¬ 
lich von rechts, aber auch von Seiten 
der Concertacion. Tatsächlich gibt der 
CNE zu, dass es zu Computerfehlern 
gekommen ist, aber die Transparenz sei 
dennoch gewährleistet. Im Gegenteil 
erstaunt es auf welche Art teilweise an 
Unterstützungsunterschriften gekom¬ 
men wurde: Hunderttausende tauchen 
auf den Listen auf ohne je für eine der 
Parteien unterschrieben zu haben. Ku¬ 
riose Fälle wie der des Generalsekretärs 
der Kommunistischen Partei Ecuadors 
(PCE), der ausgerechnet bei der stramm 
rechtspopulistischen PRE gemeldet sein 
soll, stehen neben den Massen von Fäl¬ 
schungen, wo teilweise der selbe Finger¬ 
abdruck für Dutzende Namen verwen¬ 
det wurde. Wie hoch mag die Dunkelzif¬ 
fer sein, wenn allein 103 000 Menschen 
ihre angebliche Unterstützung für eine 
der Parteien oder Bündnisse in Zweifel 
gezogen haben? Insgesamt sind, wenn 
man die Regionalparteien hinzuzieht, 
mehr als acht Millionen Unterschriften 
beigebracht worden - in einem Land, 
wo die Parteienverdrossenheit mit zu 
den höchsten in Lateinamerika gehört, 


sollen also nahezu alle Wahlberechtig¬ 
ten irgendeiner Gruppierung angehören 
oder sie unterstützen, und das in einer 
Zahl, die noch deutlich über der erwar¬ 
teten Wahlbeteiligung liegen wird. Da 
verwundert es nicht, dass reichlich Na¬ 
men bei mehreren Parteilisten auftau¬ 
chen und gestrichen werden müssen. 
Die PCE hat sich nach Diskussionen 
entschieden die Liste PAIS des Präsi¬ 
denten zu unterstützen. Beim letzten 
Parteitag hat denn auch Außenminister 
Ricardo Patino für die „Bürgerrevoluti¬ 
on“ geworben; für die kleine Partei ein 
politisch hoher und wichtiger Besuch. 
Ideologisch handelt es sich bei dieser 
„Revolution“ um ein, freundlich aus¬ 
gedrückt, wenig schlüssiges Konzept ei¬ 
nes „Andensozialismus“, das sich zwi¬ 
schen nationaler Souveränität und dem 
Aufbau eines Rechtsstaats bewegt. Die 
Außenpolitik mit einem entschiedenen 
Auftreten in internationalen Gremi¬ 
en, der Verteidigung gegen Aggressio¬ 
nen des Nachbarlands Kolumbien, dem 
Eintritt des Landes in ALBA und nicht 
zuletzt der Kooperation mit Kuba ha¬ 
ben die PCE zur weiteren Verteidigung 
der Regierung bewogen. Auch die unbe¬ 
streitbaren Fortschritte in der Sozialpo¬ 
litik, die Rafael Correa viel Zustimmung 
auch bei den Unterschichten der Küs¬ 
tenstädte und -orte gebracht hat, sind zu 
nennen - neben der sicheren Erkenntnis, 
dass der Correa-Regierung keine links 
davon stehende, sondern eine rechte fol¬ 


gen würde. Bei anderen Linksparteien 
und -Organisationen überwiegt dagegen 
die Kritik an Korruption, Selbstherrlich¬ 
keit des Präsidenten, Repression gegen 
indigenen Widerstand gegen die zahllo¬ 
sen, umweltschädlichen Minenprojekte 
im Hochland oder die Nichtinfragestel¬ 
lung des Wirtschaftsmodells. 

Denn von Wegen zum Sozialismus kann 
angesichts der Nichtantastung der Be¬ 
sitzstände der Reichen und vor allem 
der Kapitalgruppen, Banken und Han¬ 
delsketten nicht die Rede sein. Was die 
Regierung tut, ist allerdings für ecua- 
dorianische Verhältnisse schon ein Un¬ 
ding: die gesetzliche Besteuerung wird 
endlich weitgehend auch umgesetzt, ju¬ 
ristische Gleichheit ist ein Thema und 
es gibt auch Umweltauflagen. Dass 
manches - wie vor allem die Umwelt¬ 
gesetze im Fall des exportorientierten 
Bergbaus, auf den sich die Sozialpolitik 
Correas in Ermangelung einer Umver¬ 
teilung stützt - nicht immer gleichmä¬ 
ßig gilt und ein gewisser Klientelismus 
auch Markenzeichen dieser Regierung 
ist, hat PAIS um viele Unter stützer/in¬ 
nen gebracht. 

Andererseits ist diese sicherlich die fort¬ 
schrittlichste Regierung Ecuadors seit 
den beiden Perioden Eloy Alfaros vor 
hundert Jahren. Fast alles deutet derzeit 
darauf hin, dass auch Rafael Correa eine 
weitere Präsidentschaft bekommt. 

Günter Pohl, aus Guayaquil 
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Gastkolummne von Klaus Wagener 

Die große Wut 


So hatte man sich das nun nicht vor¬ 
gestellt. Nachdem „der Westen“ den - 
sunnitischen - „arabischen Frühling“ 
mit Blick auf den schiitischen Iran so 
liebevoll ans Imperialistenherz ge¬ 
drückt hat: wütende Proteste, Sturm 
auf „westliche“ Botschaften, Millio¬ 
nen auf den Straßen. Der Grund: ein 
albernes Video. 

Wirklich? Bei allem irrationalen Fu¬ 
ror, den zu entfachen die Funktions¬ 
elite des organisierten Aberglaubens 
und seiner Derivate durchaus in der 
Lage ist, ohne die reale demütigende 
Perspektivlosigkeit im Hier und Jetzt, 
könnte auch der gewiefteste Dema¬ 
goge bei dem Versuch seine Schäf¬ 
chen zu Harakiriaktionen zu über¬ 
reden, durchaus in Schwierigkeiten 
geraten. An realen Alpträumen al¬ 
lerdings - „Frühling“ hin oder her - 
besteht kein Mangel. 

Geht es mit viel Tam-Tam ums Jen¬ 
seitige, kann der nüchterne Blick aufs 
Diesseitige manchmal erhellend sein. 
1943 zeigte Präsident Roosevelt dem 
britischen Botschafter Halifax wie er 
sich die Verteilung der Beute dach¬ 
te: „Das persische Öl gehört euch. 
Das Öl von Irak und Kuwait teilen 
wir. Das von Saudi-Arabien gehört 
uns.“ Das Ende der Sowjetunion ver- 
half sogar dem alten geostrategischen 
Kampf um die „strategische Ellipse“, 
wieder zum Aussicht auf Erfolg. Hier 
lagern zwei Drittel der globalen Erd¬ 
öl- und Erdgasvorräte. Außer für die 
notwendige Bestechung einiger Po¬ 
tentaten waren für die Menschen der 


Region im Großen Spiel keine Jetons 
vorgesehen. 

Geradezu exemplifiziert findet sich 
diese Haltung des „Westens“ in der 
brutalen, seit den 60er Jahren auch 
atomgestützten Landnahme des Zi¬ 
onismus. Nach dem Scheitern der 
Vernunft, der panarabischen wie so¬ 
zialistischen Konzepte, an der Über¬ 
legenheit des Dollar wie der US- 
Flugzeugträger blieb nur der Weg in 
den Irrationalismus. 

Dieser hat als schlagendes Argu¬ 
ment, dass er ein perfektes, und damit 
wechselseitig verstärkendes Abbild 
des „westlichen“ Irrationalismus dar¬ 
stellt. Eine gewisse Eigenart bestand 
nun darin, dass im Feindbild der US- 
Strategen die Sowjetunion eine prio- 
ritäre Position einnahm. Praktischer¬ 
weise gab es hier eine Schnittmenge 
mit dem islamischen Mittelalter. Der 
islamische Fundamentalismus kom¬ 
biniert mit US-Waffentechnik bekam 
durchschlagende Wirkung - ironi¬ 
scherweise bis heute. 

Die Segnungen der US-angeführ- 
ten Kriege im Nahen/Mittleren Os¬ 
ten dürften andere sein als von den 
Herren Bush erwartet. Sie haben aus 
armen Fellachen eine Generation to- 
desverachtender Sieger geschmiedet. 
Sieger gegen die SU und die USA. 
Hoch motiviert - und immer noch 
arm. Sie werden sich auf Dauer nicht 
mit Marionettenregimes und Demo¬ 
kratieplacebos abspeisen lassen. Ihre 
Wut ist die Wut eines Jahrhunderts. 


0 + 0 = 00 


„Schwierig und ernst“ sei die Lage 
der Koalition, hat der Horst Seeho¬ 
fer geraunt. Sollte das „Betreuungs¬ 
geld“ nicht kommen, hat der Bayer 
bekanntlich schon mit Koalitions¬ 
bruch gedroht. Es kann ja nicht sein, 
dass die der CSU so am christ-sozi¬ 
alen Herzen liegende treusorgen¬ 
de Mittelstands-Mutter keine Prä¬ 
mie kriegen soll, wenn sie das the¬ 
oretisch Mögliche praktisch nicht in 
Anspruch nimmt. Wenn sie also das 
Elite-Kind dank gutverdienendem 
Ehemann nicht zum Pöbel in die 
nicht vorhandene Kindertagesstät¬ 
te gibt. Immerhin fehlen Minimum 
150 000 Kitaplätze. Sowas konnte 
sich ja nur der Unrechtsstaat leisten. 
100 bzw. 150 Euro wollen die aller¬ 
christlichen Unionisten für ihr KKK- 
Revival (Kirche, Kinder, Küche) raus¬ 
hauen. Deutlich billiger als ein Kita¬ 
platz. Dummerweise sehen das nicht 
alle so. Die FDP hängt wieder mal 
den Spar-Philipp raus. 

Nun hatte die virile Arbeitsministe¬ 
rin die brilliante Idee die Angst vor 
der drohenden Altersarmut in einen 
Subventionsturbo für die notleiden¬ 


de Riesterrente umzufunktionieren. 
Der Einfall hat Potenzial. Die be¬ 
treuungsgeldtechnisch zerstrittenen 
Oberchristen hatten sich am Wochen¬ 
ende darauf verständigt, auch die 
Kitaanspruch-Verhinderungsprämie 
an den Abschluss eines Riesterver¬ 
trages zu koppeln. Dafür sollte die 
Staatskasse noch mal 15 Euro Ries¬ 
terprämie oben draufpacken. Der 
Kerngedanke: Einen Flop mit einem 
anderen zu „hebeln“. Nun, da könn¬ 
te beispielsweise der Verzicht auf die 
theoretische Nutzung eines geschlos¬ 
senen Freibades ebenfalls prämiert 
werden. Bei Abschluss eines Ries¬ 
tervertrages versteht sich. Bibliothe¬ 
ken, Krankenhäuser - aus allen Rui¬ 
nen des „Schlanken Staates“ könnte 
(zwar nicht für alle) Milch und Honig 
fließen. 

Und nun grätschen diese FDP- 
Schnösel wieder dazwischen. Pra¬ 
xisgebühr und Solidaritätszuschlag 
oder Herdprämie heißt der Stand 
der Pokerrunde. Und alles nur, weil 
die Mövenpickpartei endlich an eine 
unerwartete Chance für ihre Wieder¬ 
wahl glaubt. Guntram Hasselkamp 



Reichtum wurde umverteilt 


In vielen Städten der Bundesrepublik wurde mit fantasievollen Aktionen die 
an diesem Wochenende stattfindenden UmFAIRteilen-Demonstrationen 
vorbereitet. In Recklinghausen (siehe unser Foto) verteilte ein König Gold¬ 
münzen aus seinen Kronschatz an die Bürger und warb für die Teilnahme am 
zentralen Aktionstag. 


Politisches Kasperletheater 

Über die Parlamentswahlen und politische Illusionen in den Niederlanden 


Wir sprachen mit Wil van der Klift, Se¬ 
kretär der Neuen Kommunistischen 
Partei der Niederlande (NCPN) über 
den Ausgang der Parlamentswahlen in 
den Niederlanden, die geringe Wahlbe¬ 
teiligung und die politische Zukunft der 
Niederlande. 

UZ: Die Niederlande haben am 12. Sep¬ 
tember ein neues Parlament gewählt. In 
den deutschen Medien war nach der 
Wahl zu vernehmen, dass es sich um 
ein Kopf-an-Kopf-Rennen gehandelt 
habe und die beiden großen Europa 
positiv gesinnten Parteien, die rechtsli¬ 
berale VVD und die sozialdemokrati¬ 
sche PvdA gewonnen haben. Die Eu¬ 
ropa-kritischen Parteien, vor allem die 
PW von Wilders, hätten verloren. Was 
ist denn nun wirklich passiert? 

Wil van der Klift: Am selben Tag, wo 
das Bundesverfassungsgericht den Weg 
für den Euro-Rettungsschirm ESM 
freimachte, stimmte in den Niederlan¬ 
den die Mehrheit der Wähler (79 der 
150 Sitze) für zwei Parteien, die bereit 
sind, der EU noch mehr Macht zu ge¬ 
ben, als es jetzt bereits der Fall ist. Die 
Aushöhlung von nationaler Souverä¬ 
nität und demokratischer Rechtsord¬ 
nung in Europa geht mit großen Schrit¬ 
ten weiter. 

UZ: Es sieht - zumindest von Deutsch¬ 
land her - danach aus, dass WD und 
PvdA dazu verurteilt sind, zusammen 
zu regieren. Für die herrschende deut¬ 
sche Politik ist es natürlich wichtig, dass 
der beste Kumpel Rutte dran bleibt. 
Wird er dranbleiben? Und noch wichti¬ 
ger, welche Auswirkungen wird das auf 
die niederländische Politik haben? 

Wil van der Klift: Die beiden größten 
Parteien werden der Aushöhlung der 
nationalen Souveränität und der demo¬ 
kratischen Grundrechte zugunsten von 
Banken und Konzernen keinen Stroh¬ 
halm in den Weg legen. Der Weg zu ei¬ 
nem noch kapitalistischeren Europa 
liegt für diese Parteien offen, weshalb 
zum Schutz der Reichen, der Spekulan¬ 
ten, der Banken und der Großunter¬ 
nehmen die finanziellen Risiken für die 
arbeitenden Menschen beschleunigt 
und vom Umfang zunehmen werden. 
Sozialdemokraten und Rechtsliberale 
versuchen, unter Führung des VVD- 
Politikers Rutte eine Regierung zu bil¬ 
den. Unterstützt von einer gewieften 
Medienkampagne, von Medienspezia¬ 
listen, Spindoctors und anderen Kom¬ 
munikationsspezialisten konnte ein 
Zweikampf zwischen Rutte (VVD) 
und Samsom (PvdA) fabriziert werden, 
wovon die liberale VVD (von 31 auf 
41 Sitze) und die sozialdemokratische 
PvdA (von 30 auf 38 Sitze) profitieren 
konnten. 

Es wurde der Schein geweckt, dass man 
angesichts der Krise zwischen einer 
rechten und einer linken Regierung zu 
wählen hatte. Parteien in der Mitte des 
politischen Spektrums fielen diesem 
Szenario zum Opfer. Die soziallibera¬ 
le D66 sah einen leichten Aufschwung, 
musste aber mit zwei Sitzen (von 10 
nach 12) vorlieb nehmen. Andere etab¬ 
lierte Parteien, wie die Schwesterpartei 
der CDU/CSU, das CDA, vordem eine 
stabile Regierungspartei mit christli¬ 
chem Antlitz (von 21 auf 13) und das 
grün-liberale GroenLinks (von 10 auf 
4) hatten schwere Einschläge zu ver¬ 
arbeiten. 

UZ: Den Sozialabbau fortsetzen? War 
nicht genau das der Grund, worüber das 
Kabinett Rutte stolperte? 

Wil van der Klift: Auf der linken Seite 
des politischen Spektrums wurde die 
moderne sozialdemokratische Toma¬ 
tenpartei, die SP (Socialistische Partij). 
Durch das Zusammenspiel von Groß¬ 
unternehmern und Medienmogulen 
daran gehindert zu wachsen. Die Zer¬ 
splitterung der politischen Landschaft 
in den Niederlanden bleibt wie gehabt 
bestehen. Eine Zersplitterung, die dazu 
führt, dass keine stabilen Regierungen 
gebildet werden können. Binnen zehn 



Wil van der Klift, Sekretär der Neuen 
Kommunistischen Partei der Nieder¬ 
lande (NCPN). 

Jahren wurde jetzt das sechste Kabi¬ 
nett zusammengezimmert! Das könnte 
auch bald wieder der Fall sein. Die Ge¬ 
fahr, dass die Bevölkerung mehr bluten 
muss für die europäischen Rettungsak¬ 
tionen von Banken und Großkapital 
wird gewaltig steigen. Die Notwendig¬ 
keit zu Reformen und Sparmaßnahmen 
wird von beiden Parteien geteilt. 

Die von Löhnen und Sozialleistungen 
abhängige Bevölkerung muss ernsthaft 
damit rechnen, dass die Illusionen, dass 
alles doch ganz gut gehen wird, schnell 
verfliegen werden. Die Krise kann nicht 
mit parlamentarischen Maßnahmen 
gelöst werden, die durch Flickwerk ge¬ 
kennzeichnet sind und durch das Wei¬ 
tergeben 
der Folgen 
der Krise 
auf dieje¬ 
nigen, die 
nicht die 
geringste 
Schuld an 
dem gan¬ 
zen Elend 
haben. Die 
Krise ist die Folge kapitalistischer 
Maßnahmen, von Überproduktion 
und Unterkonsum, vom Erhalt großer 
Konzerne und Banken mit den Steuer¬ 
geldern der arbeitenden Bevölkerung. 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen von 
VVD und PvdA werden die Krise nur 
noch weiter verschärfen. Die Träume 
sind Lug und Trug. Nach den schönen 
Wahlversprechen folgt die bittere Kon¬ 
frontation mit der Wirklichkeit. 

UZ: Die NCPN stand nicht zur Wahl, 
sondern hat stattdessen aufgerufen, die 
SP zu wählen. Warum seid ihr nicht 
selbst angetreten? 

Wil van der Klift: Die NCPN hat be¬ 
schlossen nicht an den Parlamentswah¬ 
len teilzunehmen, weil die organisato¬ 
rischen Hürden zu hoch waren. Die 
politischen Risiken waren zu groß und 
die finanziellen Mittel unter den gege¬ 
benen Bedingungen rausgeschmissenes 
Geld, die Chance auf Erfolg zu gering. 

UZ: Die SP hat nun nicht gerade Er¬ 
folg gehabt. Sind die Niederländer dann 
doch mit Rutte & Co. zufrieden gewe¬ 
sen? 

Wil van der Klift: Das Wahlergebnis 
zeigt das Bedürfnis der Bevölkerung 
an Sicherheit und Stabilität. Die gro¬ 
ße Mehrheit der Bevölkerung, dazu 
getrieben von Umfragen, Wahl-O-Ma- 
ten, suggestiven Ratschlägen des CPB 
(Zentrale Planungsbehörde) und den 
Massenmedien, entschied sich für die 
zwei Parteien, deren Spitzenkandida¬ 
ten als vernünftig, dynamisch und sta¬ 
bil präsentiert wurden. Aus den Wahlen 
wurde ein Wettrennen zwischen zwei 
Führern gemacht, die für Stabilität und 
Durchgreifen sorgen würden, um der 
Krise Herr zu werden. 

Hinter der scheinbaren Sicherheit des 
Wahlergebnisses verbirgt sich aller¬ 
dings die politische Zersplitterung. 
Außerdem hatte eine wachsende Zahl 
von Wählern ihre Abneigung gegen das 


politische Kasperletheater gezeigt, in¬ 
dem sie nicht mehr zur Wahl gingen. 
Die Beteiligung betrug 73,8 Prozent, 
die zweitniedrigste, die jemals bei Par¬ 
lamentswahlen gezählt wurde. Am Tag 
vor den Wahlen wussten außerdem 
40 Prozent der Wähler noch nicht, was 
sie wählen würden. Politisch und demo¬ 
kratisch gesehen ein wenig hoffnungs¬ 
voll stimmender Umstand. Das politi¬ 
sche Interesse vieler Wähler sitzt nicht 
sehr tief. 

UZ: Zum Abschluss: Wird die nieder¬ 
ländische Bevölkerung die anstehenden 
Sparmaßnahmen ohne weiteres hinneh¬ 
men? 

Wil van der Klift: Hinter der scheinba¬ 
ren Einheit verbirgt sich Zweifel, wird 
den niederländischen Politikern miss¬ 
traut und besteht Frustration über die 
Ohnmacht Einfluss auf das politische 
Den Haag ausüben zu können. Der Ab¬ 
stand zwischen der in der Landespolitik 
widergegebenen Wirklichkeit und den 
Erfahrungen mit der konkreten Wirk¬ 
lichkeit eines wachsenden Teils der Be¬ 
völkerung nimmt zu. 

Das Vertrauen der Wähler in die bei¬ 
den vermutlichen Regierungsparteien 
wird stark auf die Probe gestellt wer¬ 
den. Eine stabile Regierung wird kaum 
zustande kommen können. Vor allem 
die sozialdemokratische PvdA hat dem 
Wähler sehr viele „linke“ Maßnahmen 
versprochen. Darum sieht es danach 
aus, dass an einem Kabinett gearbeitet 
wird, das Grundzüge vereinbart, eine 
pro-europäische Politik führt und vor 
allem die Reformen und Sparmaßnah¬ 
men durch¬ 
führen 
wird. VVD 
und PvdA 
stehen 
an diesen 
Punkten 
historisch 
und pro¬ 
gramma¬ 
tisch nicht 
weit auseinander. Solange die Bevöl¬ 
kerung noch Illusionen hat und von ei¬ 
ner raschen Lösung der Krise träumt, 
solange die Hoffnung besteht, dass die 
kapitalistische Krise aufgehalten oder 
verzögert werden kann, die Erwartung 
lebt, dass die Folgen an der eigenen 
Haustür Vorbeigehen werden, werden 
die Probleme weiterwuchern. Die kom¬ 
menden Desillusionierungen werden 
allerdings die Chancen für eine rasche 
erneute Wahl vergrößern. Die Nieder¬ 
lande kennen noch kein Harz IV, wer¬ 
den aber in absehbarer Zeit mit einer 
eigenen Variante zu tun bekommen. 
Dann kann das politische Barometer 
rasch wieder Umschlägen. 

Wirkliche Änderungen können nur auf 
der Grundlage von Kampf in Wohn¬ 
vierteln und Betrieben erreicht werden. 
Dafür wird eine starke Arbeiterklasse 
und Gewerkschaftsbewegung benötigt. 
Daran muss mit hoher Priorität gear¬ 
beitet werden. Dieselben Illusionen, 
die zum großen Wahlgewinn für VVD 
und PvdA führen, blockieren in diesem 
Moment auch Wachstum und Stärkung 
der Gewerkschaften. In der nächsten 
Zeit wird die Konfrontation zwischen 
den schönen parlamentarischen Wor¬ 
ten und der harten Wirklichkeit jedoch 
schnell zunehmen. Schließlich haben in 
der Europäischen Kommission die Re¬ 
präsentanten der großen Konzerne und 
der Reichen die Krise genutzt, um die 
neoliberale europäische Reformagen¬ 
da schnell in den einzelnen Ländern 
durchzudrücken. Kündigungsrecht, Ab¬ 
bau fester Arbeitsplätze, Abbau kollek¬ 
tiver Gesundheits- und Rentensysteme 
und die Erhöhung von Eigenbeiträgen 
werden wieder auf die politische Tages¬ 
ordnung gesetzt werden. Das politische 
Wort und die gesellschaftliche Tat wer¬ 
den weiter auseinandergetrieben wer¬ 
den. Die arbeitende Bevölkerung wird 
das eher früher als später bemerken. 
Die Verursacher sollen die Krise be¬ 
zahlen - nicht die Opfer! 

Die Fragen stellte Marcel de Jong 
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Bilder oben rechts: Der Eindruck täuscht, die Arktis-Region ist reich an Boden¬ 
schätzen - nicht nur an Eisenerz (Bild rechts außen), Öl und Erdgas, die durch 
den Klimawandel leichter zugänglich werden. 


Nicht nur die Arktisanlegerstaaten (siehe Bild oben) versuchen die reichen 
Ressourcen der Arktis zu erschließen. Um die Zugriffsrechte ist man sich immer 
noch nicht einig. Bild unten zeigt ein U-Boot der US-Navy in der Arktis. 




Bild oben: Nur Spezialfahrzeuge mit einer besonderen Bereifung können auf 
dem Tundraboden fahren. 

Bild unten: Viele Regionen sind nach wie vor nur per Flugzeug erreichbar. 




Wettrennen in der Arktis 


Seltene-Erden-Funde rücken Grönland in den Fokus 


D ass die Arktis reich ist an Bo¬ 
denschätzen, ist längst bekannt. 
Schätzungen zufolge lagern hier 
bis zu 240 Milliarden Barrel Öl und 
Gas. Aber nicht nur fossile Brennstof¬ 
fe, sondern auch wertvolle Metalle wie 
Silber, Gold, Zink, Diamanten, Eisen¬ 
erz oder Uran lassen sich hier finden. 
Vor allem die so genannten Seltenen 
Erden machen die Region für die west¬ 
lichen imperialistischen Mächte, aber 
auch für Russland und China so inter¬ 
essant. Bisher verfügt nur die VR Chi¬ 
na über bedeutende Vorkommen und 
Möglichkeiten des Abbaus des für die 
High-Tech-Industrie essentiellen Roh¬ 
stoffes. Schätzungen zufolge verfügt be¬ 
herrscht China 95 Prozent des Marktes 
an Seltenen Erden. 

Die Funde an Seltenen Erden auf 
Grönland eröffnen das „Rennen“ um 
die Vorherrschaft in der Arktis neu. 
Laut der Bundesanstalt für Geowissen¬ 
schaften und Rohstoffe verfügt Grön¬ 
land über größere Vorräte dieser Spezi¬ 
almetalle als ganz Europa und die USA 
zusammen. Grönland, das bisher stets 
nur als ein Randgebiet der EU, als ein 
„assoziiertes überseeisches Land“ ge¬ 
handelt wurde (abgesehen von seiner 
strategischen Bedeutung im „Kalten 
Krieg“), rückt somit in den Fokus der 
diplomatischen Bemühungen. Mit der 
Einführung der erweiterten Autono¬ 
mie am 21. Juni 2009 erhielt Grönland 
die Eigentumsrechte und somit Verfü¬ 
gungsgewalt über seine Bodenschätze. 
Genau das versuchen sich die Wirt¬ 
schaftsmächte zu Nutze zu machen. So 
zum Beispiel die EU, deren Industrie¬ 


kommissar Antonio Tajani Grönland 
vor kurzem erst 218 Millionen Euro 
für geologische Untersuchungen und 
Kompetenzentwicklung zugesichert 
hat - mit der einzigen Auflage, dass 
Grönland sich zukünftig wohlwollend 
gegenüber wirtschaftlichen Projekten 
aus den EU-Ländern zeigen solle. 

Vor allem geht es der EU aber darum 
dass nicht etwa China die grönländi¬ 
schen Vorkommen an Seltenen Erden 
in die Hand bekomme. Denn auch in 
China ist längst das grönländische Po¬ 
tential an Rohstoffen bekannt. Im Juni 
dieses Jahres besuchte der chinesische 
Präsident Hu Jintao die Insel. Für zwei 
Milliarden Euro wurde der Ausbau ei¬ 
ner Eisenerzmine am Godthabfjord fi¬ 
nanziert. 2015 soll mit dem Bau eines 
Hafens, hundert Kilometer Straße und 
einer Fabrik begonnen werden - etwa 
2 000 chinesische Arbeiter sollen zu 
diesem Zweck nach Grönland kom¬ 
men. 

Grönland selbst wolle laut Regie¬ 
rungschef Kuupik Kleist allein nach 
wirtschaftlichen Kriterien über mög¬ 
liche Konzessionen entscheiden. Die 
EU jedoch sei „spät dran“, so Kleist, 
seit dem Austritt Grönlands aus der 
EU im Jahr 1985 habe die EU „Grön¬ 
land vernachlässigt“. Die VR China je¬ 
doch biete „eine langfristige Perspek¬ 
tive“. Beunruhigend sind allerdings die 
Reaktionen der EU-Kommission auf 
den Rückschlag ihrer Bemühungen. 
In Kommissionskreisen war vergange¬ 
ne Woche von einem „Krieg gegen die 
Chinesen“ die Rede. 


Die Seltenen Erden bezeichnet man 
auch als Seltenerdmetalle. Zu ihnen 
gehören die folgenden Metalle: 
-Scandium (Ordnungszahl 21) 
-Yttrium (39) 

- Lanthan (57) 

-Cer (58) 

- Praseodym (59) 

- Neodym (60) 

- Promethium (61) 

- Samarium (62) 

- Europium (63) 

-Gadolinium (64) 

-Terbium (65) 

- Dysprosium (66) 

- Holmium (67), 

-Erbium (68) 

-Thulium (69) 

-Ytterbium (70) 

- Lutetium (71). 

Seltene Erden sind unverzichtbar 
für viele moderne Schlüsseltechno¬ 
logien, zum Beispiel werden sie als 
Legierungen in Batterien benötigt 
oder als Leuchtmittel der Plasma- 
und LCD-Bildschirme. Auch moder¬ 
ne Panzer und Radaranlagen wä¬ 
ren undenkbar ohne den Einsatz 
von Seltenen Erden. Sie dienen aber 
auch als Futtermittelbeigabe in der 
Viehwirtschaft zur Leistungssteige¬ 
rung und schnelleren Gewichtszu¬ 
nahme durch bessere Futterverwer¬ 
tung. Der Bedarf an Seltenen Erden 
ist zunehmend - von 124 000 Ton¬ 
nen (2009) auf schätzungsweise 
189 000 Tonnen (2012), Tendenz 
steigend. 

Quelle: www.selteneerden.de 


Fläche 

Einwohnerzahl 

Bevölkerung 

Bruttoinlandsprodukt (Stand 2011) 


Grönland 

2 166 086 km 

56 749 (Stand:Januar 2012) 

88%„Grönländer“ (Inuit), 12% Europäer (überwiegend Dänen) 

total: 2122 Mrd. US-Dollar (BRD: 3 099 Mrd.) 
pro Kopf: 37 517 US-Dollar (BRD: 37 897) 

(Quelle: Greenland in Figures, 2012) 


★ Das hohe BIP täuscht über den tatsächlichen Zustand der grönländischen Gesellschaft, der Unterschied zwischen Arm 
und Reich ist hier sogar größer als in den USA. Es gibt hohe Schulabbruchsquoten - nur zwei Prozent der Schüler erreichen 
einen Universitätsabschluss, zum Vergleich: In der BRD waren es im Jahr 2010 29,9 Prozent. Außerdem steht Grönland 
seit 2009 auf der Liste der Länder, die die UN-Kinderrechtskonvention missachten. Nach Angaben der UNICEF leidet jedes 
sechste grönländische Kind an Unterernährung. 

Grönland hat eine der weltweit höchsten Suizidraten - 0,1 Prozent, jeder tausendste Mensch. Eine Rate, die 24-mal so hoch 
ist wie die der USA. Die Anzahl der versuchten Selbstmorde ist katastrophal: Laut einer Studie von 2007 in der alle Ein¬ 
wohner Grönlands befragt wurden, haben 25 Prozent (jede vierte - sic!) der jungen Frauen und 17 Prozent (jeder sechste) 
der jungen Männer bereits einen Suizidversuch unternommen. 
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Geschichte: 

Erste Besiedelung durch Inuit 

Norweger „entdecken“ die Insel; Beginn der Besiedelung 

Letzte nordische Siedlung in Grönland aufgegeben 

Handelsmonopol des Unternehmens „Kongelige Grönlandske Handel“ 

Nach dem Frieden von Kiel fällt Grönland an Dänemark. 

Konflikte zwischen Norwegen und Dänemark über Oberhoheit 

Nach Besetzung Dänemarks ist Grönland abgeschnitten, dänische Beamten übernehmen die Staats¬ 
gewalt - Beginn der Unabhängigkeitsbestrebungen Grönlands 

Grönland wird dänisch-amerikanisches Verteidigungsgebiet unter NATO-Regime 
Neues dänischen Grundgesetz - Grönland ist keine Kolonie mehr 
Verstärkung der Nationalbewegung mit Forderung nach Autonomie 
Grönland erhält innere Autonomie mit eigenem Parlament und eigener Regierung. 

Austritt aus der EG (wegen der Überfischung grönländischer Gewässer durch westdeutsche Fangflot¬ 
ten); Status eines „assoziierten überseeischen Landes“ 

Referendum über Selbstverwaltung; 75,5% stimmen für „erweiterte Selbstverwaltung“ 

Erweiterte Autonomie tritt in Kraft. Außen- und Verteidigungspolitik bleiben in dänischer Verantwor¬ 
tung - Eigentumsrechte an Bodenschätzen gehören Grönland. 
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Theorie und Geschichte/ Politisches Buch 


unsere zeit m 


Strukturprobleme der kommunistischen Bewegung 

Ein neues Buch von Theodor Bergmann 


T heodor Bergmann ist emeritierter Hoch¬ 
schullehrer, geht stracks auf den hunderts¬ 
ten Geburtstag zu, ist dennoch, nach eigener 
Aussage, in gutem gesundheitlichen Zustand und 
arbeitsfähig. Das Buch beweist es. 

Seine grundlegenden ideologischen und politi¬ 
schen Wurzeln hat er im Marxismus, die näher 
hegenden im Umfeld der KPD-O (Thalheimer), 
was besagt, dass wir beide nicht völlig auf 
gleicher Wellenlänge funkten. 

Die Differenzen hängen mit unserer durch¬ 
aus unterschiedlichen Einschätzung der wi¬ 
dersprüchlichen historischen Rolle Stalins 
zusammen, der immerhin - neben Roose- 
velt und Churchill - als einer der „großen 
Drei“ in der Antihitlerkoalition im Kampf 
gegen den Faschismus galt und bei vielen 
Menschen als Symbol des Kampfes der 
Sowjetunion gegen den Faschismus. Dage¬ 
gen stimmen wir völlig überein bei der Ab¬ 
lehnung und Verurteilung der Moskauer 
Prozesse in den 30er Jahren, der weiteren 
Verfolgungen und der begangenen Verbre¬ 
chen, der Ungerechtigkeiten. Wenn Molo- 
tow später zugab, die Parteiführung habe 
gewusst, dass die Geständnisse der Prozes¬ 
se falsch waren, dass es zu bedauern sei, 
wenn so viele unschuldige Menschen ums 
Feben gekommen seien, dass man Sippen¬ 
haft einführte, um Verwandte daran zu hin- 
der, Rechtsmittel gegen Urteile einzulegen, 
wenn Hugo Eberlein aus der Haft heimlich 
die Parteiführung unterrichten konnte, er 
sei gefoltert worden, um zu gestehen, dass 
Wilhelm Pieck ein feindlicher Agent sei, 
wenn ich die Zeugnisse all jener nicht we¬ 
niger Genossen - die Kommunisten blie¬ 
ben, später teils in hohe Führungspositio¬ 
nen aufrückten -, die durch die Mühle ge¬ 
dreht aber nicht umgebracht wurden - z.B. 
die Sekretärin Dimitroffs - dann kann ich nicht 
verstehen, wie Kommunisten dies alles heute noch 
immer relativieren wollen. 

Und ich stimme mit Theodor Bergmann auch 
nicht überein in der Beurteilung des VII. Welt¬ 
kongresses der Komintern und der Volksfrontpo- 
litik. Darauf ist noch einzugehen. 

Bergmann grenzt zunächst seinen Text „Struktur¬ 
probleme der kommunistischen Bewegung. Irrwe¬ 
ge - Kritik - Erneuerung“ 

★ thematisch (es geht vor allem um Kommunisten 
an der Macht), 

★ geograüsch (es geht um Europa und Asien, mit 
der Bewertung, dass sich der Schwerpunkt des 
marxistisch-revolutionären Potenzials nach Ost- 
Asien verlagert habe) und 
★ historisch (behandelt wird die Periode nach der 
Oktober-Revolution) ab. 

Ausgangspunkt sind die Ergebnisse der Oktober¬ 
revolution ( S. 14), eine Reihe von Problemen, die 
im Weiteren negativ auf die Entwicklung in der 
Sowjetunion ein wirkten, wie der Abbau der Rä¬ 


tedemokratie, die Bildung einer privilegierten No¬ 
menklatura, die überzentralisierte Planwirtschaft, 
die Moskauer Prozesse u. a. (S. 15). Beschrieben 
werden unterschiedliche Etappen. Der Bruch¬ 
punkt ist offensichtlich die ultralinke Wendung 
Mitte der zwanziger Jahre. ( S. 25) 

Ausführlicher wird die Volksfrontpolitik disku¬ 
tiert ( S. 28f). Dabei wird verdeutlicht, dass Berg¬ 


mann wie andere - trotzkistische, linksradikale 
Kräfte - die Bewertung des Komintern-Kongres¬ 
ses von 1935 nicht teilten, dass der Faschismus - 
über Deutschland und Italien hinaus - an Europas 
Türen klopfe und es deshalb nun nicht mehr um 
den möglichst direkten Übergang zum Sozialis¬ 
mus gehe, sondern es notwendig sei, alles Poten¬ 
zial (alles!) gegen den Faschismus zusammenzu¬ 
führen. Das mache es - so die Aussagen auf dem 
Kominternkongress - nötig, für diese Periode des 
Kampfes (keinesfalls jedoch prinzipiell) darauf 
zu verzichten, dieses Zusammenwirken durch die 
Politik des direkten Übergangs zur sozialistischen 
Revolution zu gefährden oder gar zu verhindern. 
Die Behauptung (der auch Bergmann zustimmt), 
der Kongress habe eine grundsätzliche Abwen¬ 
dung vom sozialistischen Ziel vollzogen wird z.B. 
durch den Punkt II. 8 der Entschließung zu Dimi¬ 
troffs Referat widerlegt. 

Eine andere Frage ist, ob Stalin selbst die Ori¬ 
entierung des VII. Weltkongresses akzeptierte 
(S. 35ff.) oder ihr nur widerwillig zugestimmt hat. 


Denn wenn man die Auflagen zu Stalins „Fragen 
des Leninismus“ zur Hand nimmt, die nach die¬ 
sem Kongress erschienen sind, so ündet man darin 
all jene Positionen wieder, die der Kongress zuvor 
kritisiert hatte. Und die in der zweiten Hälfte der 
vierziger Jahre des vorigen Jahrhunderts wieder 
eingeleitete Wende zum „Wer nicht für uns ist, ist 
wider uns!“ (Shdanow), diese Strategie des un¬ 


mittelbaren Kampfes „Klasse gegen Klasse“, war 
objektiv die Abkehr von allen antifaschistisch-de¬ 
mokratischen Orientierungen. Dies hat beispiels¬ 
weise der KPD in der Bundesrepublik Schaden 
zugefügt, der bis heute noch wirkt. 

Fast nur so nebenbei kommt Bergmann auf die 
Moskauer Prozesse zu sprechen, er geht davon 
aus, dass seine Leserinnen und Leser dazu genü¬ 
gend informiert sind (S. 32). Dagegen behandelt 
er ausführlich die Probleme des XX. Parteitags 
der KPdSU, den er gegen die Kritik der Anhänger 
Stalins rechtfertigt (S. 38f.). 

Besonderen Raum nimmt im ganzen Buch die 
Entwicklung Chinas ein: Betrachtet werden das 
Verhältnis China-USA, das Mörder-Regime Pol 
Pots (Deng verteidigte es wie ja auch Genscher 
und Co!), das Verhältnis China-Sowjetunion, die 
Beziehungen zwischen China und Vietnam. 

Es folgt eine Zusammenfassung ( S. 46-50) mit ei¬ 
ner Analyse der Katstrophe von 1989/90 ( S . 51). 
Aber wie schon angedeutet, etwa ab S. 61 geht es 
vor allem um China und was Theodor Bergmann 


da mitzuteilen weiß, ist den meisten von uns nicht 
oder fast nicht bekannt. Schon das macht das Buch 
sehr lesenswert. 

Wir ünden beispielsweise ein sehr ausführliches 
und höchst informatives Interview mit Deng (zu 
ihm auch noch anderes Material). Es geht um 
Mao, um die Viererbande und die Kulturrevolu¬ 
tion. Es gibt Darlegungen zur ökonomischen Po¬ 
litik, zur Rolle der Gewerkschaften, zur 
Ursachen-Analyse der Katastrophe von 
1989/90, kurze Bemerkungen über die in 
Anlehnung an chinesische Erfahrungen 
erfolgende Kurskorrekturen in Kuba, Vi¬ 
etnam und der Volksrepublik Korea, Aus¬ 
führungen über führende Persönlichkei¬ 
ten nicht nur Chinas ( S160 ff). Seitenlang 
Dokumente, darunter auch ein ominöses, 
das Kurt Gossweiler wohl aus einer rus¬ 
sischen Zeitung entnommen hat und für 
das es keine weitere Bestätigung gibt, wo¬ 
nach Gorbatschow sich als eine Art Lang¬ 
zeitagent des Klassenfeindes in der KPd¬ 
SU bezeichnet habe - dann wäre also ein 
Mann, der noch zu Stalins Zeit durch den 
Pionierverband, den Komsomol gegangen 
ist und 1952 in die Partei eingetreten ist, 
nicht, um mit Luis Fürnberg zu reden, im 
Leninschen Geist von Stalin geschweißt 
sondern ein gewöhnlicher Schurke gewe¬ 
sen, zum Parteivorsitzenden geworden! 
Es folgen diskussionswürdige Thesen zur 
Gesamteinschätzung: Hier entwirft Berg¬ 
mann eine Art Disposition zur gesamten 
im Buch abgehandelten Periode des Wir¬ 
kens der Kommunisten. Dies allein wäre 
schon einen analytischen Aufsatz wert, 
der aber den Umfang eines Zeitungsar¬ 
tikels hinsichtlich der Probleme, des nö¬ 
tigen Umfangs und des Inhalts überstie¬ 
ge. Denn die Frage, worin denn nun die 
„Strukturprobleme der kommunistischen Bewe¬ 
gung“ bestanden, wird nicht in einer komplexen, 
zusammenfassenden „Definition“ beantwortet. 
Man muss sie sich aus dem laufenden Text erar¬ 
beiten und die Antwort dürfte sich wohl vor al¬ 
lem aus dem Partei-Typus ergeben, der sich nach 
Lenins Tod herausgebildet hat. Die Argumente 
Bergmanns konzentrieren sich auf Stagnation in 
der Wirtschaftsentwicklung (nach den Debatten 
über den Kurs der sozialistischen Ökonomie - Bu- 
charin kontra Stalin), auf die Methoden der Kol¬ 
lektivierung, die ungenügende Entwicklung der 
sozialistischen Demokratie, die Herausbildung 
einer von der Partei und dem Volk abgehobenen 
Schicht der Nomenklatura und die Stagnation auf 
theoretischem Gebiet. (S. 212f). 

Robert Steigerwald 

Theodor Bergmann, Strukturprobleme der kom¬ 
munistischen Bewegung. Irrwege - Kritik- Erneu¬ 
erung. VSA Hamburg 2012,280 Seiten, 19,80 Euro, 
ISBN 978-3-89965-492-9. 



Plakat zum IV. Kongress der Komintern und zum fünften Jahrestag der Oktoberrevolution (1922). 


Arbeitskampf im Kaiserreich 


Mit einem sorgsam edierten Sammelband hat Udo 
Achten einen 100 Jahre alten Arbeitskampf dem 
Vergessen entrissen. Der Autor, der sich bereits 
mehrfach zu gewerkschaftlichen und kulturellen 
Themen äußerte, hat zahlreiche zeitgenössische 
Quellen eines sozialen Konfliktes zusammenge¬ 
tragen. 

Am 19. September 1910 traten 141 Kohlenträger 
im Berliner Stadtteil Moabit in einen Streik. Sie 
hatten für ihre schwere körperliche Arbeit eine 
Lohnerhöhung von sieben Pfennigen pro Stunde 
gefordert. Diese war ihnen von ihrem Arbeitge¬ 
ber, dem Kohlenhandel Kupfer und Co., verwehrt 
worden. Der eigentlich begrenzte Arbeitskampf 
eskalierte und weitete sich zu Unruhen aus. Ein 
Arbeiter wurde getötet. 

Verantwortlich für diese Ausweitung waren zwei 
Faktoren: Zum einen verhielten sich Polizei und 
Justiz, die noch stark militärisch-kaiserlichen 
Strukturen verhaftet waren, autoritär und obrig- 
keitsstaatlich. Zum zweiten gab es einen mäch¬ 
tigen Akteur auf Arbeitgeberseite. Hauptgesell¬ 
schafter der Kupfer und Co. GmbH war Hugo 
Stinnes, Kohlengruben- und Eisenwerkseigner 
aus Rheinland-Westfalen. Stinnes wollte auf dem 
Berliner Kohlenmarkt preiswerte englische Koh¬ 
le einführen. Er versuchte die Konkurrenz durch 
Kampfpreise, die unter den entstandenen Kosten 
lagen zu verdrängen. 

Die Kohlenhandlung Kupfer und Co. lehnte nicht 
nur die Lohnforderungen ab, sondern auch Ver¬ 
handlungen mit Gewerkschaftsvertretern. Den 
Streikenden ging es in der erbittert geführten 
Auseinandersetzung somit auch um die Anerken- 


Kohlenträgerstreik 1910 in Moabit 

nung ihrer Gewerkschaft als Verhandlungs- und 
Tarifpartner. Die Kohlenhandlung holte auswär¬ 
tige Streikbrecher. Diese wurden mit Obstresten 
beworfen und konnten nur unter Polizeischutz die 
Kohlenwagen in die Stadt bringen. 

Die Polizei war seinerzeit noch mit Säbeln ausge¬ 
stattet, die auch zum Einsatz kamen. Todesursache 
eines getöteten Arbeiters war - nach Aussagen 
des Rechtsanwalts und Reichstagsabgeordneten 
Wolfgang Heine - eine durch einen Schlag mit ei¬ 
nem Polizeisäbel herbeigeführte Kopfverletzung. 
Die Staatsanwaltschaft ermittelte laut Heine spä¬ 
ter nicht ausreichend, um diesen Todesfall aufzu¬ 
klären. Auch der verantwortliche Berliner Polizei¬ 
präsident, Traugott von Jagow, sollte später noch 
unrühmliche Bekanntheit erlangen. Er beteiligte 
sich 1920 am Kapp-Putsch und fungierte als In¬ 
nenminister der Putschisten. 

Der Klartext Verlag hat die sozialgeschichtlichen 
Zusammenhänge auch äußerlich in eine sehr an¬ 
sprechende Form gebracht. Mit einem fadenge¬ 
hefteten Hardcover ist ihm ein aufmerksam lekto¬ 
riertes und ästhetisch einladendes Buch gelungen, 
illustriert mit vielen zeitgenössischen Karikaturen 
aus den Satirezeitschriften „Der wahre Jacob“ und 
„Simplicissimus“. 

Dem Herausgeber ist zu danken, dass er in Archi¬ 
ven schlummernde Aufsätze und Texte bereit ge¬ 
stellt hat, die das Verhalten von Polizei und Justiz 
bei Arbeitskämpfen im Kaiserreich erhellen. So 
ermöglicht Udo Achten eine Auseinandersetzung 
und regt zu weiterführenden Diskussionen und 
Vertiefungen an. Vielleicht wäre, neben der de¬ 
skriptiven Darstellung der Vorgänge und des ju¬ 


ristischen Nachspiels, eine stärkere Positionierung, 
ein Ausblick und eine Einordnung der Vorgänge 
in größere Zusammenhänge noch wünschenswert 
gewesen. kfb 

Udo Achten (Hrsg.), Nicht betteln, nicht bitten. 
Moabiter Streikunruhen 1910, Klartext Verlag, Es¬ 
sen 2011, Hardcover, 196 Seiten, 17,95 Euro, ISBN: 
978-3-8375-0614-3 


Nicht betteln, nicht bitten 

Moabiter Strelkunruiun 1910 
Udo Achten (Hg.) 



Fortsetzung der 
theoretischen Debatte 
in der DKP 

Am 13. Oktober 
in Hannover 
zum Schwerpunkt: 

Die Demokratiefrage 
in den heutigen gesell¬ 
schaftlichen Auseinan¬ 
dersetzungen 

Einleitungsreferat: Georg Fülberth 

Wo: Bezirksbüro der DKP Niedersach¬ 
sen, Hannover, Volgersweg 6a (fünf 
Minuten vom Hauptbahnhof) 

Beginn: 11 Uhr 30 - Ende: 16 Uhr 30 

Für Verpflegung wird gesorgt. 

Da nur begrenzt Plätze zur Verfügung 
stehen und die Verpflegung vorbereitet 
werden muss, bitten wir um Anmeldung 
beim Parteivorstand über die Landes- 
bzw. Bezirksvorstände oder Koordinie¬ 
rungsräte bis zum 8 . Oktober. 
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Merkel unterm Hakenkreuz 

Jonathan Meese - erst Bayreuth und dann die ganze Welt 


M eese heißt der Mann, mit un¬ 
verdächtigem Vornamen. An¬ 
getreten ist er, die „Diktatur 
der Kunst“ zu errichten. Als selbster¬ 
nannter Prophet des Goldenen Zeit¬ 
alters will er der „mickrigen Realität“ 
den Garaus machen. Seinen Protest ge¬ 
gen die Wirklichkeit ummäntelt er mit 
Nazisymbolik. Statt dem Hakenkreuz, 
das er vorwiegend im Ausland zeigt, 
hat er sich hier das Eiserne Kreuz als 
Identifikationssymbol zugelegt. Wo er 
kann, zeigt er den Hitlergruß. Die rech¬ 
te Hand stramm ausgestreckt, schreitet 
er gern mal durch sein Atelier, denn da¬ 
rin finde er sein Ich, seine Gefühle, sei¬ 
ne Seele, erklärt er dem „Spiegel“ 
Brutal und dumm erscheinen auch die 
Bilder- und Skulpturenwelt Meeses, 
die von Horrorgestalten, außerplane¬ 
tarischen Kriegern, Totenköpfen und 
erigierten Penissen geprägt ist. Zur 
Performance in London ließ sich das 
Publikum mit „Heil Hitler“ anpöbeln. 
Mit Vorliebe bellt der „Grökaz“ im 
Sprachduktus des „Führers“ sein stau¬ 
nendes Publikum an, fuchtelt wie die¬ 
ser mit den Händen, droht mit der Pis¬ 
tole, durchbohrt mit dem Zeigefinger 
seine Opfer - was seit dem Irak-Bom- 
ber Bush zum Lieblingsgestus westli¬ 
cher Politiker geworden ist. In seinen 
Werken beschäftigt er sich mit Diktato¬ 
ren von Hitler bis Pol Pot, hat der Par¬ 
teiendiktatur die Kunstdiktatur abge¬ 
wonnen. Georg Baselitz sammelt seine 
Werke und Jörg Immendorff fand Ge¬ 
fallen an Meeses „radikalem Denken“. 
In Meeses „Ausgewählte Schriften“, 
die der Suhrkamp-Verlag sich nicht 
entblödete zu veröffentlichen, schreibt 
der Autor: „Adolf Hitler war der totale 
Bühnenmensch und durfte nicht in die 
Realität gezogen werden. Adolf Hitler 
hat nicht das Volk verführt, sondern 
das Volk hat Adolf Hitler verführt. (...) 
Kunst muss radikaler sein als Adolf 
Hitler Meese als Wiedergänger 
Hitlers? Wohl kaum. Sein Faible für 
Hitler resultiert eher aus seinen hyper¬ 
troph entwickelten Minderwertigkeits¬ 
komplexen. Provokation bildet die Ge¬ 
schäftsgrundlage des Kunst-Weltstars 
Jonathan Meese. Mehr alphabetischen 
Aufwand zu treiben, dieses Phänomen 
zu charakterisieren, ist der Mühe nicht 
wert. 

Heil Meese! 

Etwa gleichzeitig mit dem Rauswurf 
des anstößig tätowierten russischen 
Sängers engagierten Eva und Kathari¬ 
na Wagner den Faschismus-Fetischisten 
Meese um die „Parsifal“-Regie 2016 zu 
übernehmen. Den im Ruf eines Groß¬ 
künstlers stehenden Berufsdeppen - 
früher hatte sich der Hochadel der¬ 
artige Narren zugelegt -, der, angetan 
mit mit Musketierbart, Jesusfrisur und 
Adidasjacke, unentwegt dummes Zeug 
daherbrabbelt, haben nun die Wagner- 
Schwestern ermächtigt, der geldwerten 
Elite vorführen, was deutsche Kultur 
ausmacht. Dieser Mensch, der seit¬ 
dem auf seiner Homepage stolz vor 
der Wagner-Büste des Nazibildhauers 
Arno Breker posiert, salutiert hier in 
militärischem Habitus, während rie¬ 
sige rote Frakturlettern verkünden: 
„Erz-Wagner befiehlt, Erz-Meese 
folgt!“ Und die Bildunterschrift ver¬ 
lautet: „Erzbayreuth ,Parsifal 4 ist To¬ 
talstspiel.“ Danach folgt die Erklärung: 
„Die Bühne Bayreuth muss sich aus¬ 
dehnen, erst über Deutschland, dann 
Europa, dann über die ganze Welt und 
im ganzen Universum, bis diese miese, 
mickrige Realität vollkommen totallie- 
bevollst verdrängt ist! 44 ,Am Deutschen 
Wesen ...! 4 Und er beschwört seine Ar¬ 
beit: „Diese Oper wird ein wahres Büh¬ 
nenweihfestspiel für die Diktatur der 
Kunst! Es wird sich abermals erweisen, 
dass das Diktat der Kunst dem demo¬ 
kratischen Konsensbrei immer überle¬ 
gen ist und demzufolge die Demokratie 
besiegen wird!“ 

Was von diesem Mann zu erwarten ist, 
lässt sich unschwer erraten. Nicht dass 
die Kanzlerin dann daherkommt und 
mit der typisch deutschen Pastoren¬ 


tochter-Unschuldsmiene beteuert, sie 
hätte ja von all dem nichts gewusst! 

Wagners Heil! 

Die blonden Heroen, die heldenhaf¬ 
ten Frauen, die vielbeschworene Nibe¬ 
lungentreue durchgeistert die Wagner- 
Opern von „Tannhäuser“ bis „Parsifal“. 
Diese deutschtümelnden Mythen mit 
ihren Siegfrieds, Brünnhilden, Parsi- 
vals passten perfekt zur Nazi-Propa¬ 
ganda von den blauäugigen, großge¬ 
wachsenen Deutschen, die tapfer und 
opferbereit gegen den Rest der Welt 
kämpfen. Komponist und Opernhaus 
wurden entsprechend von der NS- 
Propaganda vereinnahmt. Adolf Hit¬ 
ler, der schon seit seiner Jugendzeit in 
Wien ein glühender Verehrer Wagners 
war, bezeichnete den „Parsifal“ als die 
Schlüsseloper par excellence. Als Hit¬ 
ler im Jahre 1923 nach Bayreuth kam 
und die Familie Wagner besuchte, „sind 
alle in die Partei eingetreten“ (Brigit¬ 
te Hamann). Nach der Machtüberga¬ 
be an Hitler 1933 pilgerte die gesamte 
NS-Führung regelmäßig zu den jährli¬ 
chen Aufführungen der Wagner-Opern 




Der „Grökaz“ 

in die oberfränkische Stadt. Ab 1934 
nahm Hitler per Verfügung Einfluss 
auf die Bayreuther Parsifal-Inszenie- 
rung. Er steuerte Ideen zum Bühnen¬ 
bild bei und wollte eine der nationalso¬ 
zialistischen Ideologie folgende „Ent¬ 
rümpelung“, weg von einem christlich 
grundierten Weihecharakter (Renate 
Schostack). 

Richard Wagner war ein Judenhasser 
und seine Nachfahren haben Adolf Hit¬ 
ler mehr als nur hofiert. Er diffamierte 
die jüdischen Mitbürger, diskiminier- 
te sie mit makabren Witzen, nannte sie 
„eine wahre Pest“, besetzte die minde¬ 
ren Rollen in seinen Stücken mit Juden. 
In seiner Schrift „Aufklärung über das 
Judentum in der Musik“, die er Mitte 
des 19. Jahrhunderts publizierte, spricht 
er den Juden jede künstlerische Befä¬ 
higung ab, lastet ihnen die Widerstand 
gegen sein Werk an und wirft ihnen 
„zersetzenden Einfluss (...) auf die 
deutsche Kultur“ vor (Theodor W. 
Adorno). Er selbst resignierte: „Wenn 
unsere Kultur zugrunde geht, ist es kein 
Schaden; wenn sie aber durch die Juden 
zugrunde geht, ist es eine Schmach.“ 
Wagnersche Kontinuität bleibt auch 
unter den Erben Winifreds gewahrt. 
Nach Schlingensiefs Voodoo-Parsifal 
2004 war für den „Ring“ von 2006 der 
Hitler-Adorator Lars von Trier geor¬ 
dert, bis er schließlich das Handtuch 
warf und zurücktrat. Der antijüdi¬ 
scher Äußerungen verdächtigte „mu¬ 
sikalische Gralshüter“ Christian Thie¬ 
lemann ist aktuell im Einsatz. Und in 
vier Jahren Meese. Der „grüne Hügel“, 
der früher nazibraun war, wie das schö¬ 
ne Frankenland, und die Lehmfarbe nie 
ganz abgelegt hat - die Wallfahrten zum 
nahen Hess-Grab stehen dafür ein und 


die schlagenden Burschenschaften fei¬ 
ern nicht ohne Grund nebenan in Co¬ 
burg - wird sich dann wieder festlich 
herausputzen. Die eingefleischten Wag¬ 
nerfans werden wieder da sein, vor dem 
Festspielhaus der Prominenz mit Ova¬ 
tionen zu huldigen. Und der Antisemi¬ 
tismus ist wieder mit im Boot. Latent 
in der germanophilen und rassistischen 
Heldentümelei des Autors und unmit¬ 
telbar in der Person des Regisseurs. 

Heil Angie! 

Von ihrer Wahl sind die Wagner-Da¬ 
men überzeugt. Meese sei einer der 
größten deutschen Künstler. Von sei¬ 
ner Hitler-Obsession hält man nicht 
viel. Das gehöre zu seiner Performance. 
Er hantiere mit dem Hakenkreuz nur 
„ironisch und zynisch“, aus kritischem 
Bewußtsein; so sei ein Bühnenverbot 
für das Nazisymbol nicht vorgesehen. 
Außerdem habe er versprochen, dem 
Werk des Urgroßvaters „sachlichst die¬ 
nen“ zu wollen, beschwichtigt Kathari¬ 
na Wagner. Und weiter: „In Bayreuth 
muss die Kunst frei sein! Da sehen wir 
uns mit Jonathan Meese eigentlich 


bestens aufgestellt“ (APA, 10.8.2012). 
Ein Freibrief für den Chaoten! Wenn 
das mal nicht ins Auge geht. Ob die 
Wagner-Damen mit einem „Sieg Heil“ 
auf Angela Merkel spekulieren? Wer¬ 
bung hätten sie damit bis ans Ende ih¬ 
rer Tage, aber gemein wär’s doch! So 
schlimm wird’s schon nicht kommen. 
Denn wie wir Kohls Mädchen kennen, 
wird sie kneifen und sich rechtzeitig 
eine Krankheit ausdenken. 

Auch dieses Mal war sie mit von der 
Partie. Mit frenetischem Applaus 
empfangen. Gut gelaunt, in ihrem ge¬ 
wohnten Wagner-Outfit mit breitem 
Dekollete, schritt sie in Begleitung 
ihres Gatten über den roten Teppich, 
umjubelt von den ergrauten und auf¬ 
blondierten Autogrammjägerinnen, 
dem Parsifal-Event entgegen. Die ge¬ 
samte Bankenrettungsgesellschaft im 
Schlepptau. Letzte Saison war es Tür¬ 
kisgrün. Dieses Mal ebenso. Man muss 
sich als Junggeselle immer wieder wun¬ 
dern, wie die Dame ihr Zeug zusam¬ 
menhält, so ganz ohne Träger! Seit Jah¬ 
ren, eigentlich seit sie an den Schalthe¬ 
beln der Macht herummurkst, und das 
Erbe des sozialdemokratischen Sozial¬ 
abbaus prolongiert, ist sie Stammgast 
auf dem idyllischen Hügel. 

Auch die Ferres hat es sich nicht neh¬ 
men lassen mit ihrem Maschmeyer 
die Gratisokkasion wahrzunehmen. 
Selbstverständlich war auch die glori¬ 
ose Thurn und Taxis dabei. Den fränki¬ 
schen Lügenbaron, quasi Hausmeister 
in Bayreuth, hat man dagegen schmerz¬ 
lich vermisst. Glitzer und Glamour wie 
seit eh und je. Was in der Landespar¬ 
tei Rang und Namen hat, marschier¬ 
te, angeführt vom Oberquerulanten 
aus der Staatskanzlei, mit Begleitung 


im Trägerlosen (was reitet diese nicht 
alt werden wollenden Damen nur, sich 
derart zu entblößen?) die Fanreihen 
ab. Getrost kann man davon ausge¬ 
hen, dass diese Geladenen kaum der 
Kunst zuliebe die Anfahrt ins bayeri¬ 
sche Hinterland auf sich nehmen. Die 
Bayreuther jedenfalls kommen immer 
auf ihre Kosten. 

Die Wahl der Wagner-Schwestern fällt 
rechtzeitig mit einer Welle der Ge¬ 
schichtsbetroffenheit zusammen, in 
der die staatlichen Fernsehsender sich 
gerieren. Phoenix, etliche Regional¬ 
sender, das Erste und das Zweite Pro¬ 
gramm schicken nahezu jeden Tag Do¬ 
kumentationen über die 30er und 40er 
Jahren ins deutschländische Wohnzim¬ 
mer. Da kreuzt sich amerikanisches mit 
Filmmaterial aus Goebbels 4 Propagan¬ 
daküche. Da knallt der Stechschritt der 
schwarzen Divisionen, da rattern die 
Panzerbrigaden Rommels, da leidet 
der Landser im russischen Winter. Zwi¬ 
schen „Küchenschlacht“ und „Rosen- 
heim-Cops“ läßt das ZDF (28.8.12) den 
Volksverdummer Guido Knopp über 
„Momente der Geschichte“ dozieren, 


nach Mitternacht dürfen „Hitlers ge¬ 
fährlichster Mann“ und „Totenkopf - 
Die SS“ auftreten. Gefundenes Fressen 
für neonazistische Nachtschwärmer. 
Und selbst das Bildungsformat Arte 
mag aufs rechte Schaupublikum nicht 
verzichten, bringt einen Tag vorher die 
Hitler-Schmonzette „Psychogramm ei¬ 
nes Massenmörders“ unter dem Spiel¬ 
filmtitel „Mein Kampf“ (120 min.), der 
gefördert ist von MDM, FFA, MBB, 
BKH, etc., etc. 

Weil Merkel das Ende der Bewälti¬ 
gungsphase der Nazivergangenheit 
Deutschlands ausgerufen hat, fühlen 
sich die nachgewachsenen Altvorderen 
beauftragt, Volksaufklärung zu leisten; 
die tragische Verstrickung der Nation 
in die Wirren der europäischen Macht¬ 
politik zu erklären; die Auslieferung 
des braven Volkes an den bösen De¬ 
magogen und VerFührer zu enthüllen. 
Zumal sich der militaristische Jargon 
nicht erst seit unserem Krieg am Hin¬ 
dukusch auch der Informationsmedien 
bemächtigt hat. Da spricht die Mode¬ 
ratorin von einem „inneren Reichspar¬ 
teitag“, den die Spieler feiern, oder der 
nationale Ko-Trainer rät „...Stahlhel¬ 
me aufsetzen und großmachen“. Die 
Nazibanner auf den Tribünen sind 
kaum mehr der Rede wert. Und dass 
die deutschnationalen Spieler nicht 
den Text der Hymne „Deutschland, 
Deutschland ...“ beherrschen bezie¬ 
hungsweise unlustig vor sich hinbrum¬ 
men ist ja wirklich skandalös! 

Wenn also alles gut geht, wird Meese 
in vier Jahren seinen „Parsifal“ in Bay¬ 
reuth auf die Bühne bringen. Ob es zu 
einer Götterdämmerung der Kanzlerin 
reichen wird? Zu wünschen wär’s ihm. 

Dietmar Spengler 


Engagierter 

Lokaljournalist 

Wolfgang Bittner über Filz in 
einer Kleinstadt 

Wolfgang Bittner erzählt in diesem 
Roman die Rückkehr eines Journalis¬ 
ten nach 25 Jahren in seine norddeut¬ 
sche Heimatstadt nahe der Küste. Der 
Protagonist Martin Heller, geschieden, 
zwei erwachsene Kinder, hat die Stelle 
als Chefredakteur bei der Tageszeitung 
der Stadt bekommen. Er trifft auf sei¬ 
ner Anreise zufällig einen ehemaligen, 
ihm unsympathischen Studienkamera¬ 
den wieder, beide hatten an derselben 
Uni den Doktor gemacht. Dieser Kom¬ 
militone erhielt danach eine Berufung 
zum Professor, als Heller sich damals 
für den Lehrkörper bewarb, wurde er 
wegen seines linkspolitischen Engage¬ 
ments abgelehnt. 

Zwar hat sich in der Heimatstadt einiges 
verändert, aber seine alten Freunde mit 
ihren Familien sind noch da, was Heller 
seine Rückkehr erleichtert. Bald holt 
ihn aber ein gewisser Kleinstadtmief 
mit rechtsnationalem Gedankengut et¬ 
licher Bürger ein. Er ist froh, eine neue 
Wohnung und eine neue Beziehung zu 
der Psychologin Agnes gefunden zu ha¬ 
ben. Sie hilft ihm, die Verhaltensweisen 
und Beziehungen der Neonazis im Ort 
zu „sortieren“. Zum Beispiel, dass es 
eine Wehrsportgruppe gibt, die sich sehr 
„rührig“ um junge Leute in sportlichen 
und Jugendgruppenbereichen bemüht. 
Heller erkennt schnell, dass beim Her¬ 
ausgeber und Eigner der Zeitung Vor¬ 
sicht geboten ist. Wie zu erwarten war, 
kennen sich alle Honoratioren der Stadt 
gut, sie haben ihre eigenen Vorstellun¬ 
gen von Recht und Ordnung und set¬ 
zen diese auch durch. Ganz zu schwei¬ 
gen von finanziellen Vorteilssicherun¬ 
gen, die sich durch den ausgeprägten 
Filz aus Beziehungen, Abhängigkeiten 
und Korruption innerhalb dieser Clique 
ergeben. 

Nicht nur der Protagonist erlebt böse 
Überraschungen in Form von verschie¬ 
denen Übergriffen seitens der rechten 
Szene, was von der örtlichen Polizei na¬ 
türlich ganz anders gesehen und einge¬ 
ordnet wird. Darüber berichtet dank 
Heller auch die Tageszeitung, was natür¬ 
lich weiteren Ärger produziert! Unter¬ 
stützung erhält der Chefredakteur von 
seinen alten Freunden, von Leuten, die 
der Friedensbewegung angehören und 
von der Gewerkschaft. Weiteren Zu¬ 
spruch bekommt er von anderen wa¬ 
chen Bürgern der Stadt, die ein Stadt¬ 
magazin herausgeben. 

Nachdem Heller verschiedene Sicher¬ 
heitsorgane um Hilfe gebeten hat, eska¬ 
liert die Situation in der Stadt. Schlecht 
für den Job als Chefredakteur - aber es 
gibt ja noch das Stadtmagazin und end¬ 
lich auch eine Honorarprofessur in der 
nahe gelegen Universitätsstadt. 

Von wegen „in der Provinz ist nichts 
los“! Wie blind überall die verschiede¬ 
nen Institutionen der Kommunal-, Lan¬ 
des- und Bundespolitik und ihre Sicher¬ 
heitsorgane sind, das beschreibt der Au¬ 
tor in diesem spannenden Roman. Er 
bestätigt den „ganz normalen Wahn¬ 
sinn 44 , den wir 
seit eini¬ 
ger Zeit al¬ 
lein durch 
die täglichen 
Nachrichten 
der verschie¬ 
denen Mas¬ 
senmedien 
erleben. Es 
wundert ei¬ 
nen schon 
gar nichts 
mehr, es bleibt nur die Hoffnung, dass 
die rechtsradikalen Umtriebe endlich 
konsequent gestoppt werden. 

Man wünscht sich, dass dies Buch in 
die Hände von Jugendlichen gerät, bei¬ 
spielsweise im Schulunterricht. Einige 
kleine „Analysen“, die in Gesprächen 
von Hellers Mitstreitern besprochen 
werden, belegen und beleuchten viele 
wichtige Hintergründe. Es bleibt der 
Appell: Wachsam sein und mitmachen 
bei Initiativen wie „Bunt statt Braun“. 

Jochen Wiegand 

Wolfgang Bittner: Hellers allmähliche 
Heimkehr. Roman, VAT Verlag Andre 
Thiele, Mainz 2012,241 Seiten,19,90 Euro 
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Auf schmalem Grat 

Die KPÖ zwischen Regierung und Opposition 



Schandurteil gegen 
Antifaschisten 

Mit einem Schandurteil ging am 30. Au¬ 
gust der Prozess gegen den Frankfurter 
Antifaschisten zu Ende, der im vergan¬ 
genen Jahr Mut bewiesen und gegen 
den Aufmarsch der NPD am 16. Juli in 
Gießen demonstriert hatte. Nachdem 
die Polizei ihn am Bahnhof massiv an 
der Ausübung seiner demokratischen 
Rechte (der Teilnahme an einer geneh¬ 
migten antifaschistischen Demonstrati¬ 
on) gehindert hatte, soll er dazu aufge¬ 
rufen und versucht haben, die Polizei¬ 
kette zu durchbrechen. Darin bestand 
sein ganzes Vergehen, deswegen wur¬ 
de der 48-jährige Familienvater wegen 
„Widerstand gegen Vollstreckungsbe¬ 
amte“, „Landfriedensbruch“, „öffent¬ 
lichen Aufruf zum Widerstand“ und 
„Verstoß gegen das Vermummungsver¬ 
bot“ (er hatte wenige Sekunden lang ein 
Tuch vor dem Gesicht) zu einer Geld¬ 
strafe von 2 700 Euro verurteilt. Das 
entspricht einer Haftstrafe von 30 Ta¬ 
gen, damit gilt er nun als „vorbestraft“. 
Dieses ungeheuerliche Urteil, das we¬ 
gen einer Lappalie gefällt wurde, ist 
bezeichnend für die deutsche Justiz, 
die traditionell Milde gegenüber Nazis 
walten lässt, während gegen Antifaschis¬ 
ten mit voller Härte vorgegangen wird. 
Bemäntelt wird dieser Skandal, indem 
durch mehrere Verhandlungstage und 
die Anhörung von zig Zeugen der An¬ 
schein erweckt wird, das Gericht habe 
den Sachverhalt gewissenhaft geprüft. 
Nach dem Eindruck von Prozessbeob¬ 
achtern jedoch schien das Urteil von 
vornherein festgestanden zu haben. 
Nachdem die Stadt Gießen sich strikt 
geweigert hatte, die NPD-Demo zu ver¬ 
bieten, es nicht einmal versucht hatte, 
durfte die faschistische NPD unter dem 
Schutz eines martialischen Polizeiaufge¬ 
bots von 4 000 Polizisten durch Gießen 
marschieren. Gleichzeitig wurden Anti¬ 
faschisten mit Gewalt daran gehindert, 
an einer genehmigten Demonstration 
teilnehmen zu können - und strafrecht¬ 
lich verfolgt, wenn sie sich dagegen zu 
wehren versuchten. 

Erika Beltz (Gießener Echo September 
2012, Zeitung der DKP Gießen ) 

Bürgerantrag für 
Leo-Drabent-Straße 

Bremer Bürgerinnen aus dem Stadt¬ 
teil Blumenthal haben gemeinsam ei¬ 
nen Bürgerantrag für eine Straßenbe¬ 
nennung formuliert, der am 09. Juli auf 
der Beiratssitzung vorgetragen wurde 
und viel Zuspruch fand. Eine Straße in 
Blumenthal soll nach Leo Drabent be¬ 
nannt werden, damit der mutige Kom¬ 
munist, Antifaschist und Widerstands¬ 
kämpfer gegen den Faschismus bei der 
jungen Generation nicht in Vergessen¬ 
heit gerät. Bei der nächsten Beirats¬ 
sitzung im September wird dem Orts¬ 
amtsbeirat ein konkreter Vorschlag 
unterbreitet werden, damit eine „Leo- 
Drabent-Straße“ endlich Wirklichkeit 
wird. 

Leo Drabent wurde am 15. Juni 1899 
in Blumenthal geboren. Der Schlosser¬ 
lehrling nahm im Ersten Weltkrieg am 
antimilitaristischen Kampf der deut¬ 
schen Arbeiterjugend teil - im Jahre 
1917 malte er Antikriegslosungen an 
Fabrikwände. An der Spitze der Lehr¬ 
linge seines Betriebes setzte er durch, 
dass die fünfjährige Lehrzeit auf vier 
Jahre herabgesetzt wurde. 1923 trat Leo 
in die KPD ein. Er trat mutig gegen Na¬ 
zis auf und warnte in Flugschriften vor 
Faschismus und Krieg. Im Jahr 1933 
wurden 200 SA-Leute abgestellt, um 
Drabent zu verhaften. Bis zum Febru¬ 
ar 1934 war er in den Konzentrations¬ 
lagern Brandenburg, Oranienburg und 
Elisenau inhaftiert. Nach seiner Entlas¬ 
sung arbeitete Leo auf der Weser-Werft 
in Bremen und wurde 1936 erneut ver¬ 
haftet und zu drei Jahren Zuchthaus 
verurteilt. Kurz vor Ausbruch des Zwei¬ 
ten Weltkrieges wurde er entlassen und 
sammelte erneut Kampfgefährten um 
sich - darunter auch Gustav Böhrnsen, 
den Vater des Bremer Bürgermeisters 
Jens Böhrnsen. 1943 wurde Leo Dra¬ 
bent erneut verhaftet und zum Tode 
verurteilt. Der Freiheitskämpfer wurde 
am 20. November 1944 gemeinsam mit 
seinem besten Freund Hans Neumann 
im Zuchthaus Brandenburg geköpft. 
Aus: Der Bremer Antifaschist 09/2012 


N ach der Gemeinderatswahl 1998 
stand die KPÖ Graz plötzlich 
vor einer neuen Herausforde¬ 
rung: In der Folge des Wahlergebnisses 
hatte unsere Partei nicht nur vier Sit¬ 
ze im Gemeinderat (Stadtparlament), 
sondern auch einen Sitz im Stadtsenat 
(Stadtregierung). Möglich wurde dies 
durch eine Regelung in unserer Ver¬ 
fassung, welche auf kommunaler Ebe¬ 
ne allen Wahlparteien mit einem ent¬ 
sprechenden Ergebnis Regierungssitze 
einräumt. Das löste bei der KPÖ Graz 
nicht Freude aus, denn es gab eine Rei¬ 
he von Stolpersteinen: 

• Die KPÖ verfügte über keinerlei 
Regierungserfahrung. Sieht man von 
einem kurzen Zeitraum unmittelbar 
nach Kriegsende ab, war die KPÖ we¬ 
der im Bund, noch in einem Bundes¬ 
land und auch in keiner nennenswert 
größeren Stadt mehr in der Regierung 
vertreten. Sie hatten Jahrzehnte aus¬ 
schließlich als Oppositionspartei agiert. 
• Der KPÖ war bewusst, dass viele ih¬ 
rer Vorschläge und Forderungen nur 
bei einem völligen Politikwechsel, der 
auch teilweise die Grenzen unseres Ge¬ 
sellschaftssystems sprengen müsste, re¬ 
alisierbar sind. Ein solcher Politikwech¬ 
sel lässt sich aber nicht mit vier von 56 


Stadträtin Elke Kahr von der KPÖ Graz. 

Abgeordneten in einem lokalen Parla¬ 
ment herbeiführen. 

• Mit der Übernahme einer Regie¬ 
rungsfunktion ist auch die unmittelba¬ 
re Verantwortung für einen Teilbereich 
der Kommunalpolitik verbunden. In 
diesem konkreten Fall war es das städ¬ 
tische Wohnungswesen, welches der 
KPÖ - sicher nicht ohne Hintergedan¬ 
ken - von den anderen Parteien über¬ 
tragen wurde. Es war klar, dass sich vie¬ 
le Menschen von uns deutliche Verbes¬ 
serungen erwarten würden. Schließlich 


war ja die Wohnungspolitik jahrelang 
ein Schwerpunkt unserer Kommunal¬ 
arbeit. Immer wieder wurden von uns 
Missstände im Bereich der kommuna¬ 
len Wohnungen aufgezeigt. Aber ohne 
entsprechende Mehrheiten im Ge¬ 
meinderat und im Stadtsenat sind Ver¬ 
besserungen nur schwer durchsetzbar. 
Außerdem gab es unter den Bedienste¬ 
ten im Wohnungsamt niemanden, wel¬ 
cher der KPÖ politisch nahe stand. 

• Nicht zuletzt sah die KPÖ auch die 
Gefahr eines politischen Verschleißes. 
Würde sie nicht automatisch mit allen 
Regierenden in einen Topf geworfen, 
sollte es uns nicht gelingen unterscheid¬ 
bar zu bleiben? Schon allein die Bezü¬ 
ge eines Stadtsenatsmitgliedes sind ei¬ 
ner notwendigen Bodenhaftung nicht 
gerade förderlich und wurden deshalb 
von ihr auch immer kritisiert. Es war 
eine Frage der Glaubwürdigkeit. 

★ 

Die KPÖ Graz sah viele Schwierigkei¬ 
ten und Gefahren auf sich zukommen. 
Jedoch hätte bei einer Ablehnung der 
Übernahme einer Regierungsfunkti¬ 
on jede andere Partei einen beliebigen 
Vorschlag zur Besetzung dieser Positi¬ 


on einbringen können. Dies wäre wohl 
auf wenig Verständnis bei den Wähle¬ 
rinnen und Wählern der KPÖ gesto¬ 
ßen. Um das Problem aus der Welt zu 
schaffen, griff die KPÖ Graz einen al¬ 
ten KPÖ-Vorschlag auf: Die Zahl der 
Stadtsenatssitze von 9 auf 7 zu redu¬ 
zieren. Damit würde es zu den immer 
verlangten Einsparungen an der Spit¬ 
ze kommen und als Nebeneffekt müss¬ 
te sie auch kein Regierungsamt mehr 
übernehmen. Da die Umsetzung dieses 
Vorschlages auch einer anderen Stadt¬ 


senatspartei einen Sitz gekostet hätte, 
wurde er umgehend abgelehnt. 

Übernahme von Regierungstä¬ 
tigkeiten trotz Schwierigkeiten 

Letztendlich wurde also die Funktion 
eines Stadtsenatsmitgliedes, zuständig 
für das Wohnungswesen, von der KPÖ 
Graz übernommen - mit dem Versuch 
der Bewahrung eines eigenständigen 
Profils. Wichtig erschienen der KPÖ 
Graz dabei folgende Bereiche: 

★ Frage des öffentlichen Eigentums. 
Da sich die finanzielle Lage der Stadt 
Graz nicht wesentlich von der anderer 
größerer Kommunen in Österreich un¬ 
terscheidet, gab und gibt es einen be¬ 
sonders starken Privatisierungsdruck. 
Dieser äußert sich in Ausgliederun¬ 
gen stadteigener Unternehmen bezie¬ 
hungsweise deren Verkauf und Teilver¬ 
kauf. Dabei hätte man immer gerne die 
KPÖ im Boot gehabt. Es war der KPÖ 
aber immer bewusst, dass eine Zustim¬ 
mung zu Privatisierungen nur bei Stra¬ 
fe des eigenen politischen Untergangs 
möglich sei. 

Nicht zu unterschätzen ist dabei der 
Druck, der seitens der anderen Regie¬ 
rungsparteien auf die KPÖ ausgeübt 
wurde. Schließlich müssen ja auch die 
Vorhaben in 
unserem Res¬ 
sortbereich 
finanziert 
werden. Die 
erste Bewäh¬ 
rungsprobe 
erfolgte beim 
Verkauf des 
Energiesek¬ 
tors der Gra¬ 
zer Stadtwer¬ 
ke. Die KPÖ 
lehnte diesen 
strikt ab und 
bildete ge¬ 
meinsam mit 
unabhängi¬ 
gen Persön¬ 
lichkeiten 
eine Initia¬ 
tive, die un¬ 
ter der Lo¬ 
sung „Hän¬ 
de weg von 
den Stadt¬ 
werken - sie 
gehören al¬ 
len Grazerin- 
nen und Gra¬ 
zern!“ mehr als 17 000 Unterschriften 
gegen einen Verkauf sammelte. Da die 
SPÖ - wie schon oft - wieder einmal 
„im Liegen“ umgefallen ist, ist es zwar 
zum Teilverkauf des Energiesektors ge¬ 
kommen, die KPÖ hatte jedoch an An¬ 
sehen gewonnen. 

★ Eine eigenständige linke Wohnungs¬ 
politik. Die KPÖ hatte unter anderem 
durch ihre Aktivitäten im Bereich des 
Wohnens viel Zuspruch erfahren. Da 
die Wohnungsfrage in fast allen grö¬ 
ßeren Städten eine Rolle spielt, kon¬ 
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zentrierte sie sich schon viele Jahre auf 
dieses Thema. Hier kann einerseits das 
Versagen des kapitalistischen Systems 
sehr deutlich vor Augen geführt wer¬ 
den, andererseits kann Betroffenen oft 
wirksam geholfen werden. 1992 wurde 
der KPÖ-Mieternotruf - verbunden 
mit einem Rechtshilfefonds für Spe¬ 
kulantenopfer - eingeführt. Regelmä¬ 
ßige Mieterberatungen sowie Informa¬ 
tionsveranstaltungen für Haussprecher 
gehörten ebenso zum Angebot wie die 
öffentliche Aufdeckung von Missstän¬ 
den beim Wohnen. 1997 setzte die KPÖ 
mit Hilfe einer Volksrechtinitiative 
eine Belastungsobergrenze beim Woh¬ 
nungsaufwand von maximal 33 Prozent 
vom Haushaltseinkommen durch (gilt 
für alle Kommunalwohnungen). Un¬ 
mittelbar darauf schaffte die KPÖ bei 
der Gemeinderatswahl 1998 erstmals 
den Einzug in den Stadtsenat. 
Natürlich war es der KPÖ klar, dass es 
schwer werden würde diese Position 
zu halten. Doch es war nach einjähri¬ 
gem Kampf möglich, 1999 eine gene¬ 
relle Mietzinssenkung bei stadteige¬ 
nen Wohnungen durchzusetzen. Als 
bekannt wurde, dass Graz 2003 euro¬ 
päische Kulturhauptstadt sein würde, 
wusste sie, dass dies eine nächste Chan¬ 
ce auf Verbesserungen sein könnte. Es 
gab damals noch mehr als 1 000 Woh¬ 
nungen in Graz, welche über kein Bad 
oder keine Dusche verfügten. Teilwei¬ 
se befand sich sogar das WC noch am 
Gang. Unter dem Motto „Auch das 
ist Kultur: Ein Bad für jede Gemein¬ 
dewohnung!“ startete eine Initiative 
zur Sanierung des städtischen Woh¬ 
nungsbestandes. Der Kulturbegriff ist 
schließlich ein umfassender. Kultur 
muss alle Bereiche des Lebens erfassen 
und darf sich nicht nur auf Musentem¬ 
pel und Erbauung beschränken. Die¬ 
se Forderung wurde dann sogar in das 
Programm für das Kulturhauptstadt¬ 
jahr aufgenommen. Mittlerweile sind 
alle Gemeindewohnungen zeitgemäß 
ausgestattet. So kann man wohl be¬ 
haupten, dass dies eines der nachhal¬ 
tigsten Projekte des Kulturhauptstadt¬ 
jahres 2003 war. 

Niemals Wasser predigen 
und Wein trinken! 

★ Die KPÖ hatte immer wieder die viel 
zu hohen Politikerbezüge in Österreich 
kritisiert. Nun darf man auch selber 
nicht so viel Geld einstreifen, wenn es 
plötzlich auf das eigene Konto über¬ 
wiesen wird. Daher hat die KPÖ Graz 
sich selbst eine Gehaltsbeschränkung 
auf erlegt. Alles, was einen Nettobezug 
von aktuell 2200 Euro überschritt, wur¬ 
de zur Unterstützung von Menschen in 
Notlagen verwendet. Um dieses System 
transparent zu gestalten, wurde alljähr¬ 
lich um den Jahreswechsel ein „Tag der 
offenen Konten“ durchgeführt. 

★ Offene Türen für Hilfesuchende. Es 
ist nicht wichtig, dass kommunistische 
Mandatare bei allen Events und sons¬ 
tigen gesellschaftlichen Ereignissen 
anwesend sind. Sehr oft sind dies nur 
Veranstaltungen für eine geschlossene 
Gesellschaft und kosten nur Zeit, brin¬ 
gen aber nichts. Stattdessen müssen sie 
Zeit haben, wenn sich Menschen mit 
Problemen an sie wenden. Natürlich 
ist es auch unverzichtbar sich ständig 
politisch für eine allgemeine Verbesse¬ 
rung der Lebensverhältnisse einzuset¬ 
zen. Einer Familie, der der Strom oder 
das Gas abgeschaltet wurde, weil sie die 
Rechnung nicht bezahlen konnte, hilft 
es aber nicht wirklich wenn wir ihr sa¬ 
gen, dass wir uns ohnehin für ein bes¬ 
seres Sozialsystem einsetzen, welches 
vielleicht in einigen Jahren kommt. 
Hier ist sofortige Hilfe notwendig! Ge¬ 
nau das versucht die KPÖ Graz umzu¬ 
setzen. 

Ernest Kaltenegger 
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Spiel, Spaß und Solidarität 

Sommerferienlager der Roten Peperoni 



V om 28. Juli bis zum 11. August 
fand das diesjährige Kinderfe¬ 
rienlager der Roten Peperoni in 
Hilst statt. Idyllisch gelegen, 1,5 km von 
der französischen Grenze entfernt im 
Pfälzer Wald bei Pirmasens, verbrach¬ 
ten 28 Kinder im Alter von neun bis 
14 Jahren und ein bunt gemischtes Be¬ 
treuerteam von 15 bis 60 Jahren zwei 
wunderbare Wochen im Grünen. Das 
Ferienlager stand diesmal im Zeichen 
des Themas „FAIR!.. .was sonst?“ 
Dem Motto entsprechend wurde sich 
an drei Themennachmittagen damit 
beschäftigt, was zum Beispiel hinter 
dem Wort „Fairtrade“ steht - und was 
nicht. Aber nicht nur der faire Handel 
wurde thematisiert, sondern Aspekte 
einer fairen Gesellschaft wurden be¬ 
sprochen. So gab es Beiträge von Sei¬ 


ten der Erwachsenen darüber, was sie 
denn in ihrem Alltag machen, um ein 
faires Miteinander zu gewährleisten. 
Dabei ging es um sozialverträgliche 
Nahverkehr-Tickets, Kampagnen ge¬ 
gen Ausgrenzung und Diskriminierung 
am Arbeitsplatz oder die Arbeit im Be¬ 
trieb vor Ort und die Probleme die dort 
entstehen, wenn Menschen „unfair“ 
behandelt werden. Die Betreuerinnen 
nahmen sich auch die Zeit auf die Fra¬ 
gen der Kinder einzugehen, zum Bei¬ 
spiel, ob es fair sein kann, wenn Leih¬ 
arbeiter im gleichen Job weniger ver¬ 
dienen, obwohl sie die gleiche Arbeit 
erledigen. Die Themen wurden dem je¬ 
weiligen Alter der Gruppen angepasst 
bearbeitet, so dass für jedes Kind etwas 
dabei war.Neben Themennachmitta¬ 
gen und politischer Beschäftigung ka¬ 


men aber natürlich auch Spiel, Spaß 
und Sport nicht zu kurz. 

Die Fertigung fairer T-Shirts und Sei¬ 
denmalerei standen hoch im Kurs und 
boten jedem die Möglichkeit die eige¬ 
ne Kreativität auszuleben. In der Holz- 
AG entstanden wahre Kunstwerke, wie 
ein Briefkasten für die Lagerzeitung. 
Sportlich ging es zu bei Volleyball¬ 
oder Fußballturnieren und einem - 
ganz ausgesucht - Limbo-Turnier. 
Darüber hinaus gab es einen Abenteu¬ 
ertag mit Übernachtung in der wun¬ 
derbar idyllischen Felsenlandschaft. 
Selbstverständlich gehörte zum solida¬ 
rischen Miteinander von Kindern, Ju¬ 
gendlichen und Erwachsenen auch das 
gemeinsame Kochen und Putzen - und 
als Highlight, das täglich frische selbst¬ 
gebackene Brot. 


Wie jedes Jahr wurde auch diesmal ein 
Projekt in einem anderen Land unter¬ 
stützt. Um Solidarität mit Menschen zu 
bekunden, deren Lage noch weit kriti¬ 
scher ist, als in unserem Land. Dieses 
Jahr galt die Solidarität Nicaragua, ge¬ 
nauer Wiwili. Dafür wurden Spenden 
gesammelt und für einen Solidaritäts- 
Stand Schmuck und Spielzeug gebas¬ 
telt. 

Das Ferienlager war ein voller Erfolg 
für Teilnehmerinnen, wie auch für den 
Veranstalter Rote Peperoni: „Wir bli¬ 
cken zurück auf zwei erfolgreiche Feri¬ 
enlagerwochen, fühlen uns bestätigt in 
unserer Arbeit und haben wieder ein¬ 
mal erkannt, wie wichtig und richtig un¬ 
sere politische Arbeit ist. Vielen Dank 
an alle Unterstützer und Förderer die 
unsere Arbeit so erst möglich machen.“ 
Das Kinderferienlager der Roten Pepe¬ 
roni findet jedes Jahr im Sommer statt. 
Darüber hinaus gibt es aber auch jähr¬ 
lich eine Pfingst- und eine Herbstfrei¬ 
zeit. Die Roten Peperoni sind eine so¬ 
zialistische Kinder- und Jugendorgani¬ 
sation, die ihr Hauptaugenmerk auf der 
politischen Arbeit mit Kindern legt. Ihr 
Sitz ist Stuttgart. Seit März 1993 trägt 
sie den Namen „Rote Peperoni“, vor¬ 
her nannte sich die Organisation „Jun¬ 
ge Pioniere“. Ziel der Roten Peperoni 
ist eine kinderfreundliche Welt ohne 
Kriege und Waffen, eine Welt ohne 
Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen und ohne Rassismus. An 
der politischen Arbeit daran sollen 
sich Kinder beteiligen und dabei ihre 
Persönlichkeit entwickeln in Gruppen, 
die geprägt sind durch ein solidarisches 
Miteinander und größtmögliche Tole¬ 
ranz. 

Nähere Infos gibt es unter www.rote- 
peperoni.de. 

Landesleitung der Roten Peperoni 


Düsseldorf 
gibt Kitas ab 

Am 20. September protestierten etwa 
80 Erzieherinnen vor dem Rathaus der 
Stadt Düsseldorf gegen die Gefähr¬ 
dung ihrer Arbeitsplätze. 

Hintergrund ist die Ankündigung, rund 
zwanzig Kindertageseinrichtungen an 
freie Träger zu veräußern. Laut Ein¬ 
bringung des Haushaltsentwurfs für 
das kommende Jahr will die Ratsmehr¬ 
heit aus CDU und FDP 10,5 Millionen 
Euro im Jugendbereich einsparen. 
Bekannt wurden die Pläne der Stadt 
und des Oberbürgermeisters Dirk El- 
bers (CDU) durch einen Insider an die 
Presse. 

Bei dem ver.di Protest vor dem Rat¬ 
haus gab es auch Kritik am Verhalten 
einiger Personalräte und der Gewerk¬ 
schaft selbst. „Wir brauchen endlich 
Klarheit. Nur wenn wir wissen, welche 
Arbeitsplätze betroffen sind, kann der 
Widerstand vernetzt und erfolgreich 
geführt werden“ erklärte eine Erzie¬ 
herin gegenüber „unsere zeit“. „Un¬ 
verantwortlich“ sei das Zurückhalten 
von Informationen an die Kita-Be- 
schäftigten. „Spiele als Protestaktion, 
bei denen Kitas und mit ihnen die Ar¬ 
beitsplätze verloren gehen, sind mir zu 
makaber“ so eine andere Betroffene. 
„Der Personalrat solle besser schnells¬ 
tens eine Personalversammlung einbe¬ 
rufen, um uns zu informieren und von 
der Stadt mehr Auskunft verlangen. 
Darauf könnte auch ver.di Düsseldorf 
vor Ort drängen“. 

Herbert Schedlbauer 


Getrübte antifaschistische Einheit 

SPD, Grüne und „Die Linke“ brechen aus gemeinsamer Protestaktion aus 


„Marsch auf Berlin“ 

Fotos vom Flüchtlingsprotestzug 
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A m 22. September fand in Essen 
eine antifaschistische Protestak¬ 
tion statt, um gegen den Einzug 
der NRW-Landeszentrale der faschis¬ 
tischen NPD nach Essen-Kray zu de¬ 
monstrieren. Etwa 250 Antifaschistin¬ 
nen versammelten sich gegen 13 Uhr 
am Kaiser-Otto-Platz in Essen-Steele, 
um von dort aus zu dem neuen Sitz der 
NPD in der Marienstraße zu marschie¬ 
ren. Die Polizei verzögerte den Beginn 
der Demonstration um mehr als eine 
Stunde wegen angeblicher Verstöße ge¬ 
gen das Vermummungs-Verbot, ohne 
allerdings einzelne Personen benen¬ 
nen zu können. Mit anderthalbstündi- 
ger Verspätung ging der Protestmarsch 
dann los, mit gehissten Fahnen und 
noch geeint. 

Bereits nach wenigen Minuten, an der 
Ecke Bergknappenweg und Krayer 
Straße, stoppte die Polizei abermals 
die Demonstration - ohne erkennbaren 
Grund. Später behaupteten sie erneute 
„Vermummungsversuche“ gesehen zu 
haben. Die Situation nutzten anwesen¬ 
de Mitglieder der SPD, der Grünen und 


der Partei „Die Linke“ aus, um aus der 
Formation des Protestmarsches auszu¬ 
brechen, vor den Polizeikorso zu stür¬ 
men und damit die Einheit der Anti¬ 
faschistinnen aufzugeben. Es entstand 
eine unübersichtliche Situation. Die 
Polizei griff ein und umzingelte die Au¬ 
tonome und die Rote Antifa. Eingekes¬ 
selt von Polizeitruppen, sahen sich die 
Veranstalter gezwungen die Demons¬ 
tration aufzulösen. 

Nach der Auflösung der ursprünglichen 
Demo meldete wiederum die Gruppe 
um SPD, Grüne und Partei „Die Lin¬ 
ke“ spontan eine neue Demonstration 
an. Vorlaut wendeten sie sich an die 
Eingekesselten, die „Friedlichen“ un¬ 
ter den Antifas sollten sich der neuen 
Demonstration anschließen. Die Anti¬ 
faschistinnen im Kessel erkannten aber 
sehr wohl, dass sie gerade wegen des 
Ausbrechens der bürgerlichen Parteien 
eingekesselt wurden. Von Polizeiseiten 
war zu hören: „Die Bürgerlichen dür¬ 
fen durchgelassen werden.“ 
Genossinnen der DKP Essen haben 
sich trotz aufdringlicher Aufforderun¬ 


gen von der bürgerlichen Gruppe nicht 
dazu bewegen lassen an Spaltungstä¬ 
tigkeiten mitzumachen. Im Polizeikes¬ 
sel wehte, solidarisch mit der Autono¬ 
men und der Roten Antifa, die rote 
Parteifahne. Statt die Einheit aufzuge¬ 
ben und eine Paralleldemo zu starten, 
verhandelten die Genossinnen darü¬ 
ber, wie es vereint weitergehen könne. 
Nach einer dreiviertel Stunde gelang es 
schließlich die aufgeheizten Gemüter 
zu beruhigen und den Protestmarsch 
fortzusetzen, nun als neuangemelde- 
te Demonstration. Aber die so fragile 
Aktionseinheit war schon zerbrochen 
worden - durch die Aktionen von Mit¬ 
gliedern der SPD, Grünen und der Par¬ 
tei „Die Linke“. Enttäuscht zogen sich 
viele junge autonome Antifaschistin¬ 
nen zurück. 

Der Protestzug erreichte, etwa um die 
Hälfte dezimiert, gegen 15.30 Uhr die 
Marienstraße, die bereits von Anwoh¬ 
nerinnen mit Ballons, Girlanden und 
Bannern unter dem Motto „Kray ist 
bunt“ geschmückt wurde. Aber auch 
der herzliche Empfang der Anwohne¬ 
rinnen und die ermunternden Worte 
einer Sprecherin des DIDF konnten 
nicht darüber wegtäuschen, dass es an 
diesem Tag den Essener Antifaschistin¬ 
nen nicht gelungen ist, geschlossen ge¬ 
gen Faschismus und NPD vorzurücken. 
Es besteht jede Menge Handlungsbe¬ 
darf - auch für die DKP Essen. 

Tessa Kuijer, Pressesprecherin der An¬ 
tifa Essen Z, kündigte es bereits an: 
„Den Widerstand gegen die NPD wer¬ 
den wir uns [...] nicht verbieten lassen. 
Deshalb werden wir unsere Demons¬ 
tration in absehbarer Zeit nachholen.“ 
Auch die Kommunistinnen in Essen 
werden immer vor Ort sein, wo es gilt, 
dem Faschismus Widerstand zu leisten. 
Fragliche Polizeiaktionen zu Gunsten 
der NPD werden sie nicht davon abhal¬ 
ten. Sie sind solidarisch mit allen Kräf¬ 
ten, die dieses Ziel teilen. Aber sie ver¬ 
urteilen aufs Schärfste alle Aktionen, 
die die Einheit der Antifaschistinnen 
und die gemeinsame Aktionsbasis un¬ 
tergraben. 

MHad 
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Die Philosophen haben die 
Welt nur verschieden interpre¬ 
tiert; es kommt aber darauf an 
sie zu verändern - Karl Marx 

Ewald Stiefvater 

* 24. März 1926 117. September 2012 

in Wedel in Rissen 


Die Trennung von Dir fällt uns unendlich schwer. Dein poli¬ 
tischer Verstand, Dein streitbarer humanistischer Geist und 
Dein verschmitzter Humor werden uns fehlen. Du bleibst 
immer in unserer Mitte. 


Deine Hanne 



Hilde und Gerd 
Hanne und Benoit mit Till 
Birte und Massoud 

Hanne und Thomas mit Johanna und Merle 
Jochen und Miriam mit Manuel 


Die Abschiednahme findet im Familien- und Freundeskreis statt. 


So ist das Leben und so muss man es nehmen, 
tapfer, unverzagt und lächelnd, trotz alledem. 
Rosa Luxemburg 

Wir müssen Abschied nehmen von unserem Genossen 

Ewald Stiefvater 

der nach langer schwerer Krankheit im Alter von 86 Jahren 
in seiner Heimatstadt Wedel verstorben ist. Wir trauern mit 
seiner Frau und Kampfgefährtin Johanne, mit Kindern und 
Schwiegerkindern und Enkelkindern um einen unvergessli¬ 
chen Menschen. 

Seit früher Jugend war Ewald ein leidenschaftlicher Kämp¬ 
fer gegen den Kapitalismus, gegen Faschismus und Krieg, für 
eine sozialistische Zukunft. Über die Freie Deutsche Jugend 
kam er zur Kommunistischen Partei Deutschlands, die ihm 
bis zum Verbot der Partei mit der Aufgabe eines Redakteurs 
der „Hamburger Volkszeitung“ betraute. Das Parteiverbot 
raubte ihm seinen Arbeitsplatz, aber seiner tief verwurzel¬ 
ten Überzeugung blieb er unter legalen und illegalen Bedin¬ 
gungen treu. Die Herrschenden bespitzelten und verfolg¬ 
ten ihn. Ewald wurde verhaftet und wegen Betätigung für 
die verbotene Partei für 19 Monate ins Gefängnis gewor¬ 
fen. Nach seiner Freilassung war er einer der Ersten, die zur 
Neukonstituierung der Deutschen Kommunistischen Partei 
aufriefen. Seine Genossinnen und Genossen in Schleswig- 
Holstein wählten ihn 1968 zu ihrem ersten Bezirksvorsit¬ 
zenden. 20 Jahre lang war er außerdem Mitglied des Partei¬ 
vorstands der DKP. 

In den letzten Jahren widmete er sich mit Unterstützung sei¬ 
ner Frau Hanne, mit der er noch Diamantene Hochzeit fei¬ 
erte, ganz besonders der Arbeit des Kuratoriums der Ernst- 
Thälmann-Gedenkstätte in Hamburg. 

Wir verlieren mit Ewald eine unverwechselbare Persön¬ 
lichkeit. Er hat vielen Jüngeren in der Partei geholfen, die 
Welt zu erkennen, war ein hervorragender Analytiker und 
ein Vorbild an Überzeugungstreue und Standhaftigkeit. Wir 
werden oft an ihn denken. Seine Erfahrungen, sein Rat und 
seine Hinweise werden uns fehlen. 

Anstelle von Blumen und Kränzen bittet die Familie um eine 
Spende an die Thälmann-Gedenkstätte oder an den Förder¬ 
verein Palliativstation in Hamburg-Rissen auf das Sperrkon¬ 
to des Bestattungsinstituts Bade bei der Stadtsparkasse We¬ 
del, Konto Nr. 150 063 64, BLZ 221 517 30, Stichwort Ewald 
Stiefvater. 

DKP Parteivorstand 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
DKP Kreisvorstand Pinneberg 
DKP Ortsgruppe Wedel 
Kuratorium Gedenkstätte Ernst Thälmann 


Toskana, nah am Meer 

Kleiner Öko-Hof braucht nette Helfer für die Olivenernte 
Unterkunft, Verpflegung und Ferien inbegriffen. 

Tel. 0039.0566.81478 
lmogen.gruben@online.de 
www.toskana-biohof.de 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hauspröspekt 
anf ordern 


In unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ütaemaehtung/Frühstück 30,-bis 53,- € p.P, 

HP 15,50 Cp.P. * VP, 22,-fp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


Am 2. September 2012 ist 

Maria Fernanda 


auf die Welt gekommen 



Wir freuen uns mit 
Mari Dommguez und Steffen Niese 
Die Großeltern aus Havanna und Friedrichsdorf 


An unsere geliebten Großeltern 

Oma Ruth, Oma Gerda und Opa Herbert 

In einem Augenblick gewährt die Liebe, 
was Mühe kaum in langer Zeit erreicht. 

(Johann Wolfgang von Goethe) 

Eure Liebe ist das Fundament unseres starken und glücklichen 
Lebens. 

Danke für all das und vieles mehr. 

Wir sind so froh und stolz, dass es Euch gibt. 

Unsere Liebe und unsere Gedanken sind immer bei Euch - egal, 
wo Ihr seid. 

Auch in Erinnerung an unseren geliebten Großvater Egon. 

In Liebe, 

Eure Enkeltöchter Hanna und Nele 


Genosse 

Manfred Dietenberger 

Gewerkschafter, Historiker, Autor und fleißiger Viel¬ 
schreiber 

wurde 60! 

Unsere Kreisorganisation gratuliert Dir recht herzlich 

(nachträglich) zum 60. Geburtstag 

und wünscht Dir alles Gute, 

vor allem Gesundheit und ein langes Leben! 

Bleib uns und der UZ noch lange erhalten! 

DKP Bodensee-Hochrhein 


Sein Wort war manchen und manchmal unbequem, aber 
vielen hilfreich und nützlich. Am 27. September wird un¬ 
ser Genosse 

Hermann Morweiser 
80 Jahre. 

So viele Berichte. So viele Fragen. Hermanns zahlreiche 
Veröffentlichungen und Vorträge über alte und neue Na¬ 
zis, aber vor allem auch über die Aktiven im Widerstand 
gegen den Faschismus gestern und heute geben Antwor¬ 
ten. Er beschönigt nichts, sondern sagt die Wahrheit - aus 
Sicht der Opfer zur Entlarvung der Täter und zum Nach¬ 
denken für interessierte lesende Schüler, Studenten und 
Arbeiter. Seine vor einem Vierteljahrhundert erschiene¬ 
ne Schrift „Pfälzer Juden und IG Farben“ schlug ein fast 
verschüttetes Kapitel nicht nur pfälzischer Vergangenheit 
wieder auf, stellte es unbarmherzig offen der öffentlichen 
Diskussion. Er blieb auch in schwerster Zeit, was er schon 
1948 wurde: Kommunist - in Wort und Tat und Konse¬ 
quenz. Wir wünschen ihm gute Besserung und auch wei¬ 
terhin viel Kraft, Gesundheit und Energie für kommende 
Kämpfe. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Ludwigshafen/Frankenthal 
Bezirk Rheinland-Pfalz 


Toskana, nah am Meer 

n j biahef.de 1C 03*.«**. IMTfi 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
KindcTpa-adies. 




Entschleunigung: 


Rtilic & Natur satt im Mürim-Naliunak 
park. 2 FeWoje 2-3 Pers. ganzjährig in 
Krat/churg-C IranzLn. Havel & Havclscen, 
Büol& Rad. 1 nTi>; www.iriitqgga.dt: oder 
03 31/870796 (AB) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 

Ab sofort: Dorfidyll mit Meeresbrise Grömitz-Suxdorf, 
Ferienapp., 2-4 Pers., Hund, 30/26. 

Tel. 0231/5495780 
dave-v@freenet.de 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 


Urlaub 
auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


Anzeigen helfen 
der UZ 


Griechenland - 





olidarität! 


9¥* 




-./* 


m 


Sonne der Geffechtigkeit*' 

Lieder von Mikis Theodorakis in deutscher Sprache 
Konzert der Gruppe QUIJOTE 

es spricht Gj or g OS Chondros 

SYNASPISMOS/SYRIZA, Griechenland 


10. Oktober 2012, 19:30 Uhr 
Kulturzentrum Neuperlach 
Hanns-Seidel-Platz 1, 81739 München 


f 


Veranstalter 


EuropeanLEFT 


in München verfrfiiBi 


die unke. 





Die Veranstaltung wird unterstützt von: Bayerische linke GRÜNE, 
Forum Eurokrise beim Sozialforum München, Mezopotamischer 
Kulturverein 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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unsere zeit 


Am „Nasenring“ 
herumgeführt? 

Betr.: „EU-Kommission gegen 
solidarisches Europa“, UZ vom 
14.09.2012, S. 8 

Genosse Leo Mayer klagt darüber, 
dass die EU-Kommission den Antrag 
der ELP auf Durchführung einer „Eu¬ 
ropäischen Bürgerinitiative“, mit wel¬ 
cher die Bildung einer öffentlichen eu¬ 
ropäischen Bank für Soziales, Ökologie 
und Solidarität angeregt werden sollte, 
abgelehnt hat. Eine „Europäische Bür¬ 
gerinitiative“ funktioniert so, dass eine 
Million Unterschriften in mindestens 
sieben EU-Staaten gesammelt wer¬ 
den müssen, damit sich die EU-Kom¬ 
mission mit dem jeweiligen Vorschlag 
frei von jeder weiteren Verpflichtung 
überhaupt beschäftigt. Und bevor das 
Unterschriftensammeln losgehen kann, 
wird auch dieses beantragt und mögli¬ 
cherweise, wie gerade geschehen, ab¬ 
gelehnt. Man muss sich das einmal vor 
Augen führen: Es wird die Erlaubnis 
erbeten, die Bürger aufrufen zu dür¬ 
fen, die EU-Kommission zu bitten, ei¬ 
nen bestimmten Vorschlag gnädigst zur 
Kenntnis zu nehmen - und bei Miss¬ 
fallen in den Papierkorb wandern zu 
lassen. 

Und dieser schlechte Witz soll ein Ins¬ 
trument demokratischer Bürgerbetei¬ 
ligung sein oder gar der „politischen 
Mobilisierung“ dienen (...)? Die EU 
hat sich ihre Möglichkeiten geschaf¬ 
fen, Protestpotenziale zu verwässern 
und in abseitige Kanäle zu leiten. Nicht 
dieser Umstand ist verwunderlich, son¬ 
dern der, dass sich sogar Kommunisten 
derart am Nasenring herumführen las¬ 
sen. Was bezweckt die ELP mit der Be¬ 
teiligung an solchen pseudodemokra¬ 
tischen Possen? (...) Das hartnäckige 
Festhalten an der Vorstellung, dass die 
EU zum Instrument von Frieden und 
sozialem Fortschritt umgestaltet wer¬ 
den könne, erinnert fatal an den Re¬ 


alitätsverlust in den Reihen der ita¬ 
lienischen KP, wo manche seinerzeit 
glaubten, die NATO lasse sich für ei¬ 
nen italienischen Sozialismus nutzbar 
machen. 

Erik Höhne , Neuss 

Heuchelei 

Betr.: Sumpf um die NSU 

Seit dieses Thema die gesamte Politik 
und das Land in seinen Bann gezogen 
hat, haben wir vor allem lautstarke 
Worte und Absichtserklärungen von 
Ministerpräsidenten betroffener Län¬ 
der und hochrangiger Bundespolitiker 
gehört, die uns (...) einer „lückenlo¬ 
sen“ „rückhaltlosen“ (...) Aufklärung 
versichern. Die tägliche Praxis, allein 
nur das, was an Aufdeckungen weiter 
hinzu kommt, setzt alle diese Sonntags¬ 
reden oder Schauaktionen in (...) das 
Licht purer Heuchelei. 

„Nicht nur, was einer sagt,sondern 
auch, warum und zu welchem Zweck 
er’s sagt sei geprüft“, bemerkte schon 
Bertolt Brecht. Daran dachte ich un¬ 
willkürlich als in einem Beitrag der 
hiesigen Tageszeitung „Nur für den 
Dienstgebrauch“. Der Untertitel zu 
Uwe Mundlos verriet: „Vom „Thäl¬ 
mann-Pionier“ zum NSU-Terroristen.“ 
Soll da wirklich nichts in Zusammen¬ 
hang und in die Köpfe gebracht wer¬ 
den? (...) 

Roland Winkler ; Aue 

Soziale Ursachen sind 
unübersehbar 

Betr.: Suizide in Hessen 

Nach Auskunft des Statistischen Lan¬ 
desamtes in Hessen ist die Suizidrate 
in Hessen im Jahre 2011 dramatisch 
gestiegen. Die absolute Zahl der Be¬ 
troffenen belief sich auf 828 Menschen, 
dies entspricht einer Steigerung von 
etwa 16 Prozent gegenüber dem Jahr 
2010. Die größten Zunahmen sind bei 
den Senioren (ähnlich wie in NRW) 


und bei den 40- bis 50-Jährigen zu re¬ 
gistrieren. Dass dies kein hessenspezi¬ 
fisches Problem ist, sondern im Wesent¬ 
lichen durch den ausufernden Kapita¬ 
lismus geschuldet ist, zeigen folgende 
Fakten: 

Die Suizide stiegen weltweit und ins¬ 
besondere aktuell in Osteuropa drama¬ 
tisch an. In den vergangenen 45 Jahren 
stieg sie um 60 Prozent. Alle 40 Se¬ 
kunden tötet sich ein Mensch, meldet 
kürzlich die Weltgesundheitsorganisa¬ 
tion (WHO). Mit rund einer Millionen 
Toten im Jahr zählen Suizide zu den 
20 häufigsten Todesursachen ( FAZ, 
6.9.2012). Ab 2007 steigen sie auch 
wieder in Deutschland stetig. Hier 
kommen mehr als doppelt so viele 
Menschen durch einen Suizid zu Tode 
als bei einem Verkehrsunfall. Die so¬ 
zialen Ursachen (z.B. Altersarmut, 
Vereinsamung,Gesundheitssystem, 
prekäre Arbeitsverhältnisse, Kriege) 
dieser Taten sind unübersehbar! 

Uwe Moldenhauer ; Altena 

Reaktionäre Verhältnisse 

Betr.: „Zur Lage in der Türkei, UZ 
vom 29.6.2012, S. 

Bernd Redlich hat die Wahrheit gut 
formuliert, besten Dank. Ich möch¬ 
te noch einige Punkte zum Ausdruck 
bringen. 

Z. B: Die AKP-Regierung des funda¬ 
mentalistischen Ministerpräsidenten 
der Türkei Erdogan versucht mit allen 
Mitteln, sogar die nicht richtig funkti¬ 
onierende bürgerliche Demokratie zu 
beseitigen. Vor Jahren sagte Erdogan: 
„Demokratie ist nicht mein Ziel, son¬ 
dern sie ist ein Instrument um Ziele zu 
erreichen.“ 

Seit zehn Jahren galoppiert die AKP- 
Regierung in Richtung einer totalitä¬ 
ren parlamentarischen Islam-Diktatur. 
(...). Die Regierung versucht die klas¬ 
senbewussten Gewerkschaftskonföde¬ 
rationen DISK und KESK zu beseiti¬ 
gen. Zur Zeit sind 76 
Funktionäre der Ge¬ 
werkschaften im Ge¬ 
fängnis. Streiks sind 
verboten. (...) 

Seit 10 Jahren ist die 
AKP allein an der 
Macht. Sie hat die 
gesamte Bürokratie, 
Justiz, Polizei und Mi¬ 
litär unter Kontrol¬ 
le. Universitäten und 
Hochschulen wur¬ 
den zum Verstum¬ 
men gebracht. Dazu 
propagiert Erdogan, 
dass „in der Türkei 
die beste Demokra¬ 
tie der Welt herrscht“. 
Vom Klassenstand¬ 
punkt aus unbewuss¬ 
te Massen schenken 
ihm Glauben. Aber im 
Land herrscht Angst. 
Die demokratischen 


Dampf machen für die UZ! 
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Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 
von den Schienen zu räumen. 


UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

Rückfragen: 0201/225447 
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Kräfte haben leider gegen die AKP 
noch kein Bündnis zustande gebracht. 
Zur Zeit sind über hundert Journalis¬ 
ten, mehrere Schriftsteller, Professoren, 
sieben gewählte Abgeordnete im Ge¬ 
fängnis. (...) In 36 Universitäten der 
Türkei - auch in Kasernen - will die 
AKP je eine Moschee errichten. 

Die AKP-Justiz hat zahlreiche faschis¬ 
tische Mörder aus Gefängnissen frei¬ 
gelassen. Zum Beispiel die Mörder 
von sieben Studenten, Mitglieder der 
damaligen Arbeiterpartei, Die freige- 
lassenen 16 Mörder bedankten sich bei 
Erdogan und der AKP-Regierung. 
Erdogan schürt mit allen Mitteln Pro¬ 
vokation und Feindschaft gegen das 
Nachbarland Syrien - mit der finanzi¬ 
ellen Unterstützung von Saudi Arabien 
und Katar. Und es gibt auch keine gu¬ 
ten Nachbarschaftsverhältnisse mit den 
Nachbarländern Irak, Iran, Armenien 
und Süd-Zypern. 

Hüseyin Kaya , Mainz 

Delegitimierung der DDR 

Betr.: Neues „Forschungsprojekt“ 

Wieder einmal steigt mir die Zornesrö¬ 
te ins Gesicht. 

Kultusstaatsminister Neumann hat ein 
Forschungsprojekt über das Schicksal 
der Opfer an der ehemaligen „inner¬ 
deutschen Grenze“ ins Leben gerufen. 
Gefördert vom Bund und den Län¬ 
dern Sachsen-Anhalt, Hessen und 
Niedersachsen mit 500 000 Euro Steu¬ 
ergeldern, soll bis 2015 ein sogenann¬ 
tes „Totenbuch“ geschrieben werden. 
Sollte ich daran zweifeln, dass sich die 
berufenen Professoren der TU Berlin 
dem Auftrag der politischen Justiz zur 
„Deligitimierung der DDR“ verpflich¬ 
tet fühlen? 

Es wäre eine Schande, wenn nun schon 
jahrelang und weiter mit der Zahl der 
Toten des Kalten Krieges spekuliert 
wird wie mit Aktien an der Börse, rauf 
und runter, meistens rauf. Vielleicht 
gibt es Militärhistoriker der DDR, die 
bereit sind (so gewünscht) am Projekt 
möglichst schon im Vorfeld mitzuar¬ 
beiten. Wir kämen damit der Wahrheit 
vielleicht ein Stück näher. 

Jedoch tun sich schon heute Probleme 
auf, die nicht umgangen werden sollten. 

• Wer benennt Hintergründe und 
Zusammenhänge, die zur Spaltung 
Deutschlands führten? 

• Wer schuf die ersten Grenzsiche¬ 
rungsorgane in den Besatzungszonen? 

• Wer übernimmt die Verantwortung 
für die ersten Todesschüsse an der De¬ 
markations-Linie? 

• Wer organisierte den kriminellen 
Menschenhandel gegen die DDR? 

• Wer nennt die Zahlen und schreibt 
Biografien der durch westdeutsche 
Staatsdiener in den Nachkriegsjahren 
erschossenen Grenzverletzer allein im 
Raum Aachen? (...) 

Hans Linke, E-Mail 


FR ★ 28. SEPT 


Winterbach: „Nazis im Rems-Murr- 
Kreis - Harmlose Rebellion?“ Infover¬ 
anstaltung über rechte Propaganda, ihre 
Auswirkungen und Gegenstrategien. Mit 
Janka Kluge, Sprecherin derVVN Baden- 
Württemberg. Veranstaltung des Bündnis 
Rems-Murr-Nazifrei. Bürgerhaus Kelter, 
19.30 Uhr. 


SA ★ 29. SEPT 


Stuttgart: „Schwarzer Donnerstag“, De¬ 
monstration zum zweiten Jahrestag des 
Polizeieinsatzes. Beginn am Hauptbahn¬ 
hof, 13.00 Uhr, Abschlusskundgebung 
Schlossplatz, 14.30 Uhr. 


SA ★ 2. OKT 


München: „Faschismus historisch und 
aktuell“ Gruppenabend der DKP Neu¬ 
hausen-Süd mit Ernst Antoni. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


Dl ★ 4. OKT 


Saarbrücken: „Wege aus der Krise - Die 
Reichen müssen endlich zahlen!“ Dis¬ 
kussionsabend der DKP mit Heinz Stehr, 
ehern. Parteivorsitzender der DKP Restau¬ 
rant ATSV-Halle Saarbrücken, Lulustein 
5-9 (Bellevue), 19.00 Uhr. 


SA ★ 6 . OKT 


Singen: „Eurokrise und die Alternativen 
der Linken in Europa“, Diskussionsver¬ 
anstaltung mit Leo Mayer, stellvertreten¬ 
der Vorsitzender der DKP und Vertreter 
der DKP im Vorstand der EL. Veranstal¬ 
ter: Marxistischer Gesprächskreis Kons- 
tanz-Singen und Partei „Die Linke“, KV 
Konstanz. Gasthaus Kreuz (Kulturzentrum 
Gems), Singen im Hohentwiel, Mühlen¬ 
straße 13,17.30 Uhr. 


MO ★ 8 . OKT 


Berlin: „Krise, Fiskalpakt, Demokratie¬ 
entwicklung in Europa und die Aufga¬ 
ben der Linken“, Veranstaltung mit Leo 
Mayer vom Institut für sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung (isw) und stellver¬ 
tretender Vorsitzender der DKP. Schank¬ 
wirtschaft BAIZ, Torstraße/Christinenstra¬ 
ße (Prenzlauer Berg, Nähe U-Bhf. Rosa- 
Luxemburg-Platz), 19.00 Uhr. 


FR ★ 12. OKT 


Karlsruhe: Jahreshauptversammlung der 
DKP Kreis Karlsruhe. Walhalla, Augarten¬ 
straße 27,19.00 Uhr. 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt mit dem Dokumentarfilm: 
„Zeit für Zeugen“, eine Hommage an Et- 
tie und Peter Gingold. DFG-VK Büro, Ga¬ 
belsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder 
UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 
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Meine progressive Woche 

Vom 15. bis 21. September 


Samstag 

Gesetze - auch die ganz wichtigen - mit 
der heißen Nadel zu stricken, ist mitt¬ 
lerweile ein gut eingeführtes Verfahren 
in den Demokratien des freien Westens. 
Wir erinnern uns an die Verabschiedung 
der mehrhundertseitigen Anti-Terror- 
Gesetze in den USA am 12. September 
2001. Hierzulande sticht die Verabschie¬ 
dung der Hartz-IV-Gesetze zum 1. Ja¬ 
nuar 2005 hervor. Am Ende und nach 
tausend kleinen und großen Änderun¬ 
gen wusste kaum ein/e Bundestags- 
abgeordnete/r, was da verabschiedet 
wurde. Immer hieß es, dass es schnell, 
schnell gehen müsse. Der Verdacht 
drängt sich mehr als auf, dass es in der¬ 
lei Verfahren vor allem um das Verab¬ 
schieden geht. 

Doch es gibt auch das umgekehrte Ver¬ 
fahren. Heute vorgeführt von Bundesfi¬ 
nanzminister Wolfgang Schäuble beim 
Treffen der EU-Finanzminister in Zy¬ 
pern. Eine europäische Bankenauf¬ 
sicht? Nicht machbar, aus Zeitgründen. 
Im Klartext: Verschoben! Wohin? Auf 
den Sankt Nimmerleinstag! Dass sich 
das auf Wunsch eines einzelnen Herrn 
durchsetzt, macht europäische Macht¬ 
verhältnisse deutlich. 

Klassisch ist auch, dass die Armen nicht 
schnell genug zur Kasse gebeten werden 
können, da wird schnell der nationale 
Notstand ausgerufen, während das Fi¬ 
nanzkasino, das nachweislich für den 
internationalen Krisennotstand verant¬ 
wortlich ist, auf Dauer zu schützen ist. 
Aber Klassenkampf gibt es ja nicht. 

Montag 

Die Mär vom Klassenkampf widerlegt 
auch das besonnene und wohlwollende 
Verhalten der New Yorker Polizei zum 
heutigen Jahrestag der kapitalismuskri¬ 
tischen Occupy-Bewegung. 

Mehrere hundert Demonstranten hat¬ 
ten sich versammelt und versuchten in 
Richtung des Weltfinanzzentrums an der 
Wallstreet zu marschieren. Bevor es zur 
Schändung des Allerheiligsten des Ka¬ 
pitalismus kam, schoss die Polizei nicht 
etwa scharf in die dreiste Menge, son¬ 
dern verschaffte den verirrten Schäfchen 
eine Mahlzeit und ein warmes Plätzchen 
in der US-Gefängnisindustrie, die sich 
von Guantanamo bis Kabul und Sing- 
Sing bei den Insassen außerordentlicher 
Beliebtheit erfreut. 


Dienstag 

Wenn dort im Knast (s. Montag) die 
Aufseher schlafen, kann man vortreff¬ 
lich dialektische Überlegungen anstel¬ 
len. Etwa die: Wenn sich - wie weltweit 
belegt - immer mehr Reichtum in immer 
weniger Händen konzentriert, heißt das 
doch nichts anderes, als dass die Reichen 
immer weniger werden. Wer sich also 
brav weiter schröpfen lässt, kann dar¬ 
aufhoffen, dass die Reichen eines Tages 
ganz verschwinden! Absurd? Vielleicht. 
Aber letztlich gründet sich genau darauf 
das Programm der weltweiten Sozialde¬ 
mokratie (Sorry, GuG). Als Anhängerin 
dieser These outet sich auch die Bundes¬ 
sozialministerin von der Leyen mit ih¬ 
rem Entwurf zu einem deutschen Ar¬ 
mutsbericht. 

Donnerstag 

Statt aber passiv und verzagt (mein Ein¬ 
druck hierzulande) auf das Verschwin¬ 
den der Reichen zu warten, haben in 
den USA, dem aktuellen Hort des Ka¬ 
pitalismus, tapfere Politiker die Initia¬ 
tive ergriffen. Deren gesamte Steuerge¬ 
setzgebung der vergangenen Jahrzehnte 
habe laut Jacob S. Hacker, Politikwis¬ 
senschaftler an der Yale-University nur 
ein Ziel gehabt: Die Milliardäre noch 
reicher zu machen - die Nächstreichen - 
Mittelstand nennt sie Hacker - wurden 
dagegen immer weniger. 

Was das genau bedeutet, bedarf noch 
weiterer dialektischer Überlegungen. 
Ausgehend von unserer Grundüberle¬ 
gung handelt es sich wohl am ehesten 
um eine Art gordischen Knoten. 

★ 

Das Zerschlagen unseres dialektisch¬ 
gordischen Knotens nimmt uns Geistes¬ 
riese Philipp Rösler im Vorübergehen 
ab. Den wachsenden Widerspruch von 
Arm und Reich in den Gesellschaften 
des Westen hebt der FDP-Chef gerade¬ 
zu klassisch auf die nächsthöhere Ebene 
und damit auf. Arm, reich, superreich? 
Alles Kokolores sagt Rösler. Wir von der 
FDP stimmen von der Leyens Armuts¬ 
bericht in der Koalition einfach nicht zu. 
Mist, das ist immerhin der geschäfts¬ 
führende Ausschuss des Kapitals. Nix 
mit dem zwangsläufigen Verschwinden 
der Reichen. Da müssen wir wohl selbst 
Hand anlegen und ihr Sozis müsst mit¬ 
machen, gell! 

Adi Reiher 


„Trommeln in der Nacht“ 

Uraufführung für Bertolt Brecht 


Am 29. September 1922 wurde in den 
Münchner Kammerspielen unter der Re¬ 
gie von Otto Falckenberg „Trommeln in 
der Nacht“ des damals 24-jährigen Ber¬ 
tolt Brecht uraufgeführt. Brechts zweites 
Stück war das erste, das aufgeführt wurde. 
Ursprünglich hatte das Stück „Spartakus“ 
geheißen. Brechts Theaterdebüt mach¬ 
te Eindruck. Der Theaterkritiker Herbert 
Ihering schrieb am 5. Oktober 1922 im Ber¬ 
liner Börsen-Courier: „Der vierundzwan- 
zigjährige Dichter Bert Brecht hat über 
Nacht das dichterische Antlitz Deutsch¬ 
lands verändert.“ 

Den realen historischen Hintergrund des 
Stückes bilden die revolutionären Kämpfe 
im Berliner Zeitungsviertel 1918/19. Die¬ 
sen hat sich Brechts „Held“ Andreas Krag- 
ler angeschlossen, nachdem er aus vierjäh¬ 
riger Gefangenschaft zurückkommt und 
erfährt, dass seine Braut mit einem Kriegs¬ 
gewinnler verlobt ist. Diese ihn niederdrü¬ 
ckende Konstellation und nicht revolutio¬ 
närer Enthusiasmus führt ihn in die Rei¬ 
hen der Kämpfer. 

Als seine Liebe Anna zu ihm zurückkehrt, 
kehrt er der Revolution den Rücken. Im 
Stück heißt es dazu: „Meine Brüder, die 
sind tot/Und ich selbst wär s um ein Haar/ 
im November war ich rot/aber jetzt ist Ja¬ 
nuar.“ Kr agier selbst sagt: „Mein Fleisch 
soll im Rinnstein verwesen, dass eure Idee 
in den Himmel kommt? Seid ihr besof¬ 
fen?“ Aber auch selbstkritisch: „... ich bin 
ein Schwein, und das Schwein geht heim.“ 
Brechts Haltung gegenüber Kragler be¬ 
urteilt der Ilja Fradkin, einer der bedeu¬ 
tendsten sowjetischen Germanisten, als 
distanziert, aber „nicht ohne Nachsicht“. 


Kragler sei in seinen [Brechts, AR] Augen 
keine Ausnahme, sondern eher die Regel. 
Sein Verhalten sei für den jungen Brecht 
schließlich nicht nur verzeihlich, son¬ 
dern auch natürlich, betrachtet man die 
menschliche Natur realistisch und nicht 
von Standpunkt utopischer Idealität. 
Brecht selbst beurteilte dreieinhalb Jahr¬ 
zehnte nach der Uraufführung sein Ju¬ 
genddrama so: „Anscheinend reichten 
meine Erkenntnisse nicht aus, den vollen 
Ernst der proletarischen Revolution des 
Winters 1918/19, sondern nur dazu, den 
Unernst der Beteiligung meines randalie¬ 
renden Helden an der Erhebung zu rea¬ 
lisieren.“ 

Oskar Maria Graf verdanken wir die ver¬ 
gnügliche Geschichte der Ablehnung 
von „Trommeln in der Nacht“ durch das 
Münchner Arbeitertheater „Die neue Büh¬ 
ne“. Graf war dort 1922 Dramaturg. In „Ge¬ 
lächter von außen“ schreibt er: „Kaltblütig, 
ohne mich um ihn [Brecht, AR] zu küm¬ 
mern, schlug ich es [das Manuskript] auf, 
las den Titel:,Trommeln in der Nacht‘, blät¬ 
terte weiter bis zum Personenverzeichnis 
und überflog es. ,Tja‘, sagte ich schon nach 
wenigen Augenblicken mit der Miene eines 
altgedienten, langerfahrenen Theaterman¬ 
nes: ,Das können wir nicht brauchen. Das 
Stück kommt leider für uns nicht in Frage c 
...,Wissen Sie, wir dürfen nämlich feuer¬ 
polizeilich immer bloß acht Personen auf 
der Bühne beschäftigen 
Das Stück hat 17 Rollen. Diese Ablehnung 
war trotzdem der Beginn einer lebenslan¬ 
gen freundschaftlichen Verbundenheit. 

AR 



... vielleicht auch bald in Asse und Norddeutschland. Nämlich dann, wenn es nicht gelingt, die in der Schachtanlage lagernden 
rund 126 000 Atommüll-Fässer vor dem immer stärker einbrechenden Grundwasser in Sicherheit zu bringen. Ansonsten 
droht - wie in Japan - eine kontinuierliche Kontamination, deren Folgen nicht absehbar sind. 

1972 hatte der damalige Staatssekretär im Bundeswissenschaftsministerium Klaus von Dohnanyi bezüglich Asse behaup- 
tet:„Das Eindringen von Wasser kann mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden.“ Unser 
dpa-Foto zeigt einen Radlader, der in der Schachtanlage Asse Fässer mit radioaktivem Müll in eine Kammer kippt. 


(St. Pauli-)Fans ehren 
Kölner Edelweißpiraten 

Kundgebung vor dem Ehrenfelder Mahnmal 


V or der Zweitliga-Begegnung zwi¬ 
schen dem 1. FC Köln und dem 
FC St. Pauli am 17. 9. ehrten 
(überwiegend) Hamburger und Kölner 
Fans die Edelweißpiraten. Mindestens 
400 Menschen versammelten sich am 
Ehrenmal im Kölner Stadtteil Ehren¬ 
feld. In Anwesenheit der Edelweißpira¬ 
tin Mucki Koch, die auch einige Worte 
an die Versammlung richtete, wurde ein 
Kranz niedergelegt mit der Aufschrift 
„Den Edelweißpiraten zum ehrenden 
Andenken - Fanszene Fe. St. Pauli 
Alerta AntifascistaV 
Der Sprecher der Fan-Szene sagte: 
„Wir sind hierhergekommen, um der 
jungen Widerstandskämpfer gegen 
die Nazis zu gedenken. Sie waren mu¬ 


tenden Ideologie zu präsentieren und 
Andersdenkende zu terrorisieren. Aa¬ 
chen, Duisburg und Dortmund seien da 
nur beispielhaft genannt. 

Es ist also mal wieder an der Zeit auf¬ 
zustehen und daran zu erinnern, dass 
sich faschistische Ideologien nicht von 
alleine verflüchtigen. Auch auf staatli¬ 
che Organe kann man in diesem Zu¬ 
sammenhang nur bedingt vertrauen, 
wie das Trauerspiel um die Taten der 
rechtsextremen Terrorgruppe NSU 
zeigt. Ebenso ist es im Fußballzusam- 
menhang in jüngster Vergangenheit 
mehrfach dazu gekommen, dass jun¬ 
ge Fans, die sich gegen rechtsradikale 
Umtriebe gewehrt haben, nicht etwa 
für ihre Zivilcourage gelobt, sondern 



Kranzniederlegung vor dem Ehrenmal der Edelweißpiraten in Köln-Ehrenfeld. 
Unmittelbar vor der Tafel die 88jährige Edelweißpiratin Mucki Koch (heller 
Mantel, Sonnenbrille). 


tig und entschlossen und Vorbilder für 
viele Fußballfans von heute.“ 

In einer vorab veröffentlichten Erklä¬ 
rung hatten die St. Paulianer Fans einen 
Bezug zu aktuellen Fragen hergestellt. 
Dort heißt es u.a.: „In diesem Sommer 
beherrschte eine Diskussion über Si¬ 
cherheitsfragen die Öffentlichkeit weit 
über die Fußballwelt hinaus. In den 
letzten Wochen trat jedoch das ein, wo¬ 
vor Experten schon lange gewarnt hat¬ 
ten: Gemäßigte und gesprächsbereite 
Fangruppen wurden durch den Druck 
von Medien, Verbänden und Vereinen 
geschwächt und verunsichert. Dies nut¬ 
zen zunehmend rechtsradikale Grup¬ 
pen, um in das entstehende Vakuum in 
den Fankurven vorzustoßen und sich 
dort mitsamt ihrer menschenverach¬ 


sogar mit bundesweiten Stadionver¬ 
boten belegt wurden (Bremen, Mainz, 
St. Pauli...).“ 

Weiter schreiben die Hamburger Fans 
mit Bezug auf die Edelweißpiraten: 
„Dies ist Grund genug für die Fans des 
FC St. Pauli, mit den Edelweißpiraten 
eine Gruppe zu ehren, die in düsterster 
Zeit ein Beispiel für Mut und ehrenhaf¬ 
tes Engagement gegeben hat, was nicht 
hoch genug zu bewerten ist. Entstanden 
aus dem Willen, nicht im Gleichschritt 
der Hitlerjugend marschieren zu wol¬ 
len und lieber frei zu sein, haben sich 
viele Edelweißpiraten von Köln bis 
Dortmund dem antifaschistischen Wi¬ 
derstand in den 30er- und 40er-Jahren 
angeschlossen. Etliche wurden dafür in¬ 
haftiert und misshandelt. Wir verweisen 


hier auf die hervorragende Infosamm¬ 
lung des NS-Dokumentationszentrums 
der Stadt Köln. 

Wir sind sehr erfreut, dass wir mit Ger¬ 
trud „Mucki“ Koch (88) eine Edelweiß¬ 
piratin begrüßen können, die im Rah¬ 
men der Kranzniederlegung aus ihren 
Erfahrungen berichten wird.“ 

An der Veranstaltung nahm auch der 
Vorsitzende der Ehrenfelder Bezirks¬ 
versammlung Josef Wirges teil. Das gibt 
Anlass daran zu erinnern, dass sich die 
Stadt Köln nach wie vor mit der Ehrung 
des antifaschistischen Widerstandes der 
Edelweißpiraten schwer tut. Beispiel¬ 
haft steht hierfür der Umgang der Of¬ 
fiziellen mit dem führenden Edelweiß¬ 
piraten Jean Jülich. Bereits 1984 ehrte 
ihn die Gedenkstätte Yad Vashem als 
„Gerechter unter den Völkern“, 1991 
erhielt er das Bundesverdienstkreuz. 
Sein jahrzehntelanger Einsatz für eine 
Anerkennung der Edelweißpiraten als 
Widerstandskämpfer war 2005 mit der 
Ehrung durch den damaligen Regie¬ 
rungspräsidenten von Erfolg gekrönt. 
Jahrelang forderten zehntausende Köl- 
nerlnnen Jean zum Ehrenbürger der 
Stadt zu machen. Mit seinem Tod vor 
knapp einem Jahr hat die Stadt diese 
Chance verpasst. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


45 Min - Schmeiß weg, kauf neu, 

D 2012 

Anhand von drei Beispielen, Spülmaschine, 
Drucker, Auto, stößt der Film auf das immer 
gleiche Problem: Für die Industrie lohnt sich 
eine Reparatur heute kaum noch. Die Pro¬ 
dukte erfüllen gerade einmal die Mindest¬ 
standards. Fällt das Gerät nach Ablauf der 
Garantie aus, ist das Pech für den Kunden. 
Mo., 1.10., 22.00-22.45 Uhr, ndr 

Banken, Banker, Bankster, Fin/F 2012 
Dokumentation über die Mechanismen die 
zur Finanzkrise führten. 

Di., 2.10., 20.15-21.30 Uhr, arte 

Heute ist Freitag, DDR 1975 
Laborantin Jutta und Fabrikarbeiter Peter 
sind seit dem Sommer ein Paar und ge¬ 
nießen die gemeinsame Zeit. Eines Tages 
merkt Jutta, dass sie schwanger sein könn¬ 
te. Der Arzt will die vorläufige Diagnose erst 
am Montag stellen - und heute ist Freitag. 
Das Wochenende wird für Jutta eine harte 
Prüfung. Wie soll sie sich entscheiden - für 
oder gegen das Kind, soll sie heiraten, soll 
sie abtreiben? Fernsehfilm mit Nina Hagen. 
Mi., 3.10., 1.30-2.35 Uhr, mdr 










